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Was passiert im Fall 
eines Kraftwerkunfalls? 

"Notfallschutz" - Ein Ratgeber für die Bevölkerung in 
der Umgebung der kemtechnischen Anlage Mülheim­
Kärlich / Herausgegeben vom Ministerium des Innern 
und tür Sport in Rheinland-Pfalz NOTFALL­

SCHUTZ 
für die Umgebung 
des Kernkraftwerkes 
Mülheim-Kärlich. 
Ein Ratgeber für die 
Bevolkerung. 

Den rhelnland-pfälzlschen Bürgern, die In 
der näheren Umgebung des Kernkraftwer -
kes Mülhelm-Kärllch wohnen, flatterte 
Jungst eine Broschüre Ins Haus, herausge­
geben vom M,n,stenum des Innern und für 
Sport. "Notfallschutz" heißt der Ratgeber 
für die Bevölkerung, die dann ausführlich 
Informiert wird über Maßnahmen, die Im 
Falle eines Kraftwerkunfalls zu ergreifen 
sind 

"Konsequente Fortsetzung 
des Schutzgedankens" 

Im Vorwort zu der Informativen Broschüre 
wendet sich Kurt Böckmann, Minister des 
Innern und fur Sport ,n Rhelnland-Pfalz, di­
rekt an die BurgeL 018 landesregierung, so 
Böckmann, habe sich "Im atom rechtlichen 
Genehmigungs- und AufsIchtsverfahren für 
das Kernkraftwerk Mülhelm-Kärlich (_ . . ) 
davon überzeugt, daß der sichere Betrieb 
durch höchstmögliche Anforderungen an 
Auslegung und Qualität der technischen 
Elnnchtungen gewährleistet werden kann". 
Naturlich würde zwangsläufig ein Risiko 81 · 

nes UnfallS verbleiben, das aber "derart ge­
ring ISt, daß der Betneb des Kernkraftwerks 
zu verantworten Ist ~. 

"SIcherheitsgewährleistungen und Notfall · 
schutz bei Kernkraftwerken" selen kein W,­
derspruCh. Böckmann: "Es ISt vielmehr für 
die landesregierung eine konsecuente 
Fortsetzung des Schutzgedankens, den 
mit der Anlage erreichbaren SIcherheIts­
standard durch Notfallschutzmaßnahmen 
zu ergänzen," 

Ein "Besonderer Alarm- und Einsatzplan" 
(Katastrophenschutzplan) wurde von den 
Behörden für das Kernkraftwerk Mulhelm­
Kärlich aufgestellt. Was nun die Burger, die 
In der Umgebung des Kernkraftwerks woh­
nen, bei einem Unfall selbst tun können, um 
sich und Ihre Angehöngen zu schützen -
darauf geht die Broschüre ein. 

Drei Zonen 

Wie bei einem Kemkraftwerksunfall radiO­
aktive Stoffe heraus In die Luft oder In das 
Wasser gelangen können, Wird In diesem 
"Ratgeber fur die Bevölkerung" auf leicht 
verständliche und anschauliche Art be­
schneben; ebenso Wird die Frage nach der 
Wirkung von RadioaktiVität beantwortet. 

Die Katastrophenschutzplanung für das 
Kraftwerk Mülhelm-Kärlich beZieht Sich auf 
drei Zonen, In die die Umgebung zur kern­
technischen Anlage eingeteilt Wird: 

- die Außenzone biS zu einer Entfernung 
von 25 km vom Standort, 

- die MItteizone biS zu einer Entfernung 
von 10 km vom Standort und 

- die Zentralzone, welche die kemtechnl­
sche Anlage biS zu einer Entfernung von 
1,5 km umschließt. 

Auf einer Karte von Rhelnland-Pfalz kann 
der Leser der Broschüre nun seinen Wohn­
ort heraussuchen und ihn der entsprechen­
den Zone zuordnen. 

Warnung 

Mit dem Thema "Warnung" befassen sich 
anschließende Se,ten des Ratgebers. Man 
geht Im Falle eines Unfalls In der kemtech­
nischen Anlage von einer frühen War­
nungsmöglichkelt aus, denn eine eventuel­
le Frelsetzung von Radioaktivität .beglnnt 
nach wissenschaftlich abgeSicherten Er­
kenntnissen frühestens nach mehreren 
Stunden, wahrscheinlich aber erst nach 
zwei biS drei Tagen. In dieser Zelt können 
SIcherheitsmaßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung ergriffen werden." Wichtigster 
HinweiS an die Bevölkerung: Bei Sirenen­
signal von einer Minute Heulten Ist sofort 
der Rundfunk einzuschalten und auf die 
Durchsagen zu achten. 

Das Haus bietet bei freigesetzten radloaktl-

ven Stoffen nach einem Unfall einen be­
trächtlichen Schutz gegen die Strahlung. 
Eine Skizze In der Broschüre verdeutlicht, 
daß ein Schutzraum Im Haus den größten 
Schutz geWährleistet. 

Wie der Bürger Sich und seine Angehöngen 
behelfsmäßig dekontaminieren kann, wei­
che Maßnahmen er zum Schutz ergreifen 
kann, wie er mit Nahrungsmitteln nach dem 
Freisetzen radioaktiver Stoffe umzugehen 
hat - dies alles vermittelt der übersichtliche 
Ratgeber. 

Angeordnete Evakuierung 

Aber nicht Immer können Im Falle eines 
Unfalls die betroffenen Bürger In Ihren 
Häusem oder Wohnungen bleiben. "Die 
BezIrksregierung Koblenz hat zusammen 
mit der Stadtverwaltung Koblenz und den 
Kreisverwaltungen Mayen-Koblenz und 
Neuwled Pläne fur eine solche angeordnete 
Evakuierung vorbereitet, die biS zu einer 
Entfernung von zehn Kilometern vom 
Standort des Kernkraftwerks gelten. Die 
vorgesehenen Wege und Auffangbereiche 
berückSichtigen, daß Sich etwa in der Luft 
vorhandene radioaktive Stoffe hauptsäch­
lich in WUldrichtung ausbreiten und des· 
halb Ihre Konzentration quer zur Windrich­
tung rasch abnimmt." 

EvakuIerungswege, Beschaffenheit des 
persönlichen Notgepäcks, Fahrgelegen­
heiten und Sammelstellen, Notfallstationen 
für die Dekontaminationen oder Ausgabe­
stellen für Jodtabletten - Adressen und Be­
zeichnungen werden In der Broschüre an­
gegeben. 

Im Anhang befinden Sich zwölf Karten mit 
Evakuierungsrouten Üe nach Windrich­
tung), liste der Sammelstellen und Ausga­
bestellen f'''" Jodtabletten, Rahmenemp· 
fehlungen für den Katastrophen,cnutz und 
Maßeinheiten Im Strahlenschutz. boe 
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Umschau 

Neuer Dokumentarfilm 
des Technischen Hilfswerks 

SeIt kurzem verfugt das T echnlscM 
HI~swerk über emen neuen Dol<umen 
tarfilm mit dem Titel ,.Eln"<ltz In der Wü­
ste' Der 16 mm Farbfilm Z9lgt dpn Ein 
satz einer 15köpfigen THW· Mannschaft 
Im Sudan. Die Helfer hatten dl9 Aufga­
be, bei EI Fau. südhch der Landes­
hauptstadt, eine große Tnnkwasser Auf­
bereitungs-Anlage zu bauen Mit Ihr soll 
die Wasse!Versorgung der aus den Dur­
r9QI9bleten Äthlopl9ns Ins Nachbarland 
Sudan geflohenen Menschl9n gP.Sl~hert 
werden. 

In rund 24 Minuten gibt der Film einen 
Einblick, WI9 dl9 THW Helfer mit dl9ser 
Aufgabe vor Ort fertig werden, welche 
SchWlengkelten zu übelWlnd:n Sind 

Der Film kann kostenlos bei den THW­
Landesverbänden, den Landesfilmdl9n 
sten, dem Deulschen F,lmzenlrum (DFZ) 
Sonn sowie bei d9r THW· Leitung In 
Sonn Bad Godesberg, Deutschherren­
straße 93-95, ausgeilehen weiden 

Mainz: Ltd, Ministerialrat 
Dr. Hennann Walter Schmidt 
ein Jahr im Amt 

Seit Januar 1986 steht Dr. Hermann 
Walter Schmldt an der Spitze der Abt91-
lung 8 .Katastrophl9nschutz und zlVlle 
Vertetdlgung' des rhe<nland pfälzlschl9n 
M,nlstenums des Innem und für Sport In 
Mrunz. 

Dr Schmldt, seit 1959 als verantworth 
cher Referenl In dl9sem Mlmstenum, 
war von 1970 biS 1981 stellvertretender 
Leiter der Polizeiabteilung und von 1981 
biS 1985 stellvertrelender Leiter der Ab-
1911ung ,Gesetzgebung und VelWaltung' 

Ber91ts währ91nd seiner T ät,qk91t In der 
PoIlZ91abteilung hat er mrt semer J91Z1' 
991" Abteilung auf VIeien Gebieten zu 
samrrl9n9earb91tet, da die Aufgaben 
von PolIZei und Katastrophenschutz 
zwangsläufig Viele Berührungspunkte 
aufweisen Die Probleme seiner jetzigen 
Abteilung waren Ihm daher bei seiner 
Einführung schon bekannt Dies führte 
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dazu, daß schon wahr91nd seiner jetZ1 
elnjahngen Tätlgkfllt Katastrophl9nschutz 
und zMle Vert91dlgung WlrkungsVlolI dem 
gest9lgerten Schutzbedurfnls der Bevol 
kerung vor Gefahren angepaßt und da­
mit verbessert werden konnten. 

Der Reaktorunfall In T schemobyl und 
die Chemieunfälle am Rhein weckten 
das besondAre Interesse der Öffentlich­
keit an vorbAreltp.nden Maßnahmen des 
Katastrophl9nschutzes. Dank der w91t­
SIChtigen und umfassendpn Planung In 
der Vergangenheit konntp auch Im letz­
ten Jahr Insbesondere dl9 Vorsorge in 
den Berelchpn des Strahlen und ehe­
mleschutzes durch Beschaffüng, Al'sbil­
dung und OrganiSation fortentwickelt 
werden. 

Im 91nzplnen wurden 1 Q86 fol9"'nde 
Ausgaben (Insbesondere fur d~ Be­
schaffung, Organisation und Ausbildung) 
gpl91stp.1. 
a) Für Zwecke des Kat~stroph0nschut­

les und ZIVile Verteidigung 
4.2 Mlo. DM, 

b) für Zwecke des Rettungsdienstes 
10 Mlo. DM und 

c) für Zwecke des Brands~hutzes 
23,1 Mlo. DM. 

In der Bewältigung der mrt solchen SI­
tuationen zusammenhängenden Proble 
me Sieht Dr Schmidt eine besondere 
Herausforde,ung, wob91 er aber nicht 
nur Staat und Kommunen In der PIIlcht 
bei der fneidensmaßlgen Gefahrenab­
wf'hr und zMlen Vert91dlgung sl9ht 
Auch die pnvate Vorsorge Ist gefordert 
als Ergänzung staatlichen und gemeind­
lichen Handeins. Die Bürger In diesem 
Sinne zu motiVleren und zu aktIVIeren, 
ISt ein Schwerpunkt seiner Bemühun­
gen. 

Rheinland·Pfalz stellt 
Broschüre zum Rettungsdienst 
vor 

Es ist Immer ein schwlenges Unterfan­
gen, ein Gesetzeswerk bürgemah zu 

kommentieren. Dieser Aufgabe hat Sich 
das Innen - und Sportmlnlstenum von 
Rhelnland· Pfalz gestein Gegenstand 
des vorll9genden Heftes ISt das Im Ja­
nuar 1986 noveilierte Reltungsdlenstge­
setz. Sicherlich gehören Probleme der 
Gesundheit, so Innenminister Kurt 
B6ckmann in seinem Begleitwort, zu 
den wlcht~sten Themen des MenUI­
chl9n Interesses - doch dieser Schnft 
geht es in erster Unl9 um die organlsa­
tonsche Gliederung des landeseigenen 
Rettungsdienstes. 

Zahlreiche Graphiken und ('In knapper, 
verständlichpr Text sollen c'i'3 Planung 
des Gesetzgebers veranschaulichen. 

Rhelnland-Pfalz ist In 18 Rettungs­
dlcnstberei~he aufg"tpllt in J9dem 
d,f'Ser Bereiche koordinieren zentrale 
L91tstefl"n die Maß~1hmp.n d .. r örtliChen 
Rettungswa0hen. 

Auf diese Welse können mediZinisches 
Personal und Rettungsfahrzeuqp zelt 
sparend und WirkungSVOll elngesetZ1 
werden - Doppelalarmlenlngen ver· 
schiedener Dienste entfallen durch die 
zentrale L91tung von vomherein. 

Außerdem stnnmen diP RettungsIBItsteI­
len dl9 Zusammenerb91t mit anderen 
Organl<;allonen ab, d~ - etwa wie d~ 
FeuelWehr - fur technische Unfallhilfe 
zuständig Sind. 

In kle!ner~ Abschnitten e~autert die 
Schnft angrenzende Themen: 
- Rettungskelte 

Verbesserung der Notrufmöglichkeit 
Personalwesen 
Finanz- und OrganisatIOnsfragen 

Insgesamt also 91ne Informallonsschnft, 
dl9 dem Bürger dl9 Gnlndzüge des 
rhelnland pfa1zlschl9n Rettungsdienstes 
nahebnngt. 

Herausgeber M,n,stenum des Innem 
und für Sport Rheinland Pfalz, Schiller­
platz 3-5, 6500 Melnz 

Hirsch: Neues Weißbuch zum 
Zivil· und Katastrophenschutz 
notwendig 

--
Der Innenpohllsche Sprecher der FDP­
Bundestagsfraktion, Dr. Burkhard 
Hirsch, fordert ein neues W~ßbuch zum 
Zlvll- und Katastrophenschutz - Die 
letz1e Dokumentation zur zMlen Verteidi­
gung stammt aus dem Jahre 1972. 

SeIt dl9S9r Z91t, so Hirsch:. . haben 
neue T echnologl9n und Ausw91tungen 
von Industneberetehl9n zu neuen Gefah­
ren für die Bevölkerung geführt.' In die­
sem Zusammenhang velWeist der FDP­
Polillker auf chemische Industne, Kem­
kraft und die Zunahme des Flugver -
kehrs. Nach AnSicht von Hirsch muß 



daher eine neuerliche Bestandsaufnah­
me - nach mehr als 14 Jahren - dar­
legen, ob ZMI- und Katastrophenschutz 
noch den veränderten Anforderungen In 
punkto Ausbildung und Ausrüstung ent­
sprechen 

Europaabgeordnete: 
Kulturgüter besser gegen 
Katastrophen schützen 

Naturkatastrophen - ob Erdbeben, 
Über1lutungen oder Großbrände - ver­
nichten Jahr fur Jahr unersetzliche Kul­
turguter In einer Debatte kntislerte die 
parlamentansche Versammlung des Eu­
roparates, daß die Regierungen bisher 
keine durchgreifenden Maßnahmen zum 
Schutz unseres kulturellen Erbes be­
schlossen haben. Die Abgeordneten 
forderten deshalb die Europäische Ge­
meinschaft auf, Notstandspläne auszu­
arbeiten, um bei Katastrophen die 
Schäden an hlstonschen Kulturgütem 
möglichst genng zu halten. Insbesonde­
re empfahlen die Parlamentaner eine 
Pnontätenliste, In der die schutzwürdlg­
sten Bauwerke erfaßt werden sollen. 

Sirene bleibt auf dem Dach 

Eine ZivIlschutzsIrene auf dem Dach 
muß von dem Eigentümer des Hauses 
grundsätzlich geduldet werden. - So 
entschied das Verwaltungsgericht Ko­
blenz In einem Urteil. (Az.: 1 Kl80/85) 

Was war geschehen? Der Kläger hatte 
eine ehemalige Schule erworben, auf 
der Sich seit langer Zelt eine Sirene be­
fand. 

019 Wameinnchtung verursache Schä­
den an senem Gebilude, erklärte er 
nun vor Gencht, zudem würden seine 
Mieter bei etwa 20 Feueralarmen Im 
Jahr übenmäßIg belästigt. 

Das Verwaltungsgericht gab der beklag­
ten Gemeinde recht: O1e Anzahl der 
A1anme sei zumutbar, auch könne die 
Gemeinde selbst entscheiden. welche 
Sirenen sie für den Feueralanm benutzt. 
Dies entspreche dem Brand- und Kata­
strophenschutzgesetz des Landes. 
Überdies, so das Gericht, habe der Klä­
ger beim Kauf der Schule die Sirene 
nicht beanstandet 

Sirenensignal zu wenig 
bekannt 

~ 8. November 1986, genau um 
~.39 Uhr, heulten Im Rheinland die Sire­
nen. Die Bevölkerung ennnerte sich 
noch zu gut an die Katastrophe von 
T schemobyl und an die akute Rheinver -

giftung durch den Brand bei Sandozi 
Basel um den ungewöhnlichen Vorfall 
als Störung oder Irrtum abzutun. Zahl 
reiche Menschen wandten sich deshalb 
ratsuchend an Polizei und andere Be­
hörden 

WI9 Wir heute wissen: Alle Sorgen er­
wiesen Sich als grundlos. Dennoch war 
der Fehlalanm vom 8 November 1986 
auch ein Warnsignal Der nordrheIn­
westfälische Innenminister Dr. Herbert 
Schnoor betonte, daß schon allein die 
Dauer des Heu~ons auf einen Irrtum 
hingewiesen hatte Die Aufregung unter 
der BeVÖlkerung mache aber deutlich, 
daß die Sirenen signale Vlelen Menschen 
nicht bekannt sind. 

Fünf Tote nach Gasexplosion 

Eine Stunde nach Mittemacht erschüt­
terte In Nümberg dl9 ExplOSion eines 
vlergeschosslgen Wohnhauses die Be­
völkerung. Wie ein Kartenhaus stürzte 
das Gebäude in Sich zusammen. Fünf 
Tote WlUrden Opfer der Gasexploslon. 

Ein neslger T rümmerberg lag vor den 
Rettungsmannschaften, dl9 an dem Un­
glücksort eintrafen. Helfer der Feuer­
wehr, des Roten Kreuzes, des Techni­
schen Hilfswerks und der Polizei such­
ten unter Flutlicht verzweifelt nach Ver­
schütteten. Die fieberhaften Versuche 
mit Schaufeln, Harken und bloßen 
Händen der Rettungsmannschaften hat­
ten Erfolg: Nach neun Stunden konnte 
eine 22)ährige Frau aus den Trummern 
gebcrgen werden In einem Hohlraum 
hatte sie das Unglück verletzt überlebt 

019 ersten Opfer des Unglücks WlUrden 
knapp zwei Stunden nach der Explosion 

Der Probebetneb bietet deshalb nach 
AnSicht von Minister Schnoor eine gute 
Gelegenheit. nicht nur dl9 Technik der 
Anlagen zu uberprufen, sondern den 
Bürgern auch die Bedeutung der Sire 
nenslgnale nochmals zu verdeutlichen 
Dies um so mehr, weil bei diesem Pro 
bebetneb das Signal ,RundfunkgeräV 
WDR 2 einschalten und auf Durchsage 
achten' ausgelost Wlrd ,Gerade dl9ses 
für Katastrophen und größere Unglücks­
fälle Im Frieden vorgesehene Signal soll­
te jeder Bürger kennen, weil es jederzeit 
wegen der Gefahren unserer hochtech­
nIsierten Welt akute Bedeutung erlan­
gen kann', appellierte der Minister 

gebcrgen. Eine tote Frau und ZWei Ver­
letzte WlUrden von speZiell auf das Auf­
spüren verschütteter Menschen abge 
richteten Suchhunden entdeckt Die Ar­
beiten der Rettungsmannschaften wa­
ren teilweise lebensgefährlich, denn bei 
der Rückwand des Hauses bestand 
Einsturzgefahr Fünf Tote und funf Ver­
letzte wurden - teilweise erst am Tag 
nach dem Unglück - gebcrgen. 

Vorsorglich wurden die Bewohner ZWei­
er Nachbarhäuser evakUiert. 

Die Unglücksursache ist exakt noch 
nicht geklärt. Ein Hausbewohner hatte 
Gasgeruch bemerkt und den Hausmel 
ster alarmiert In dem Moment, als die 
ser In den Keller ging. kam es - so be 
nchtete dl9 Polizei - zur ExploSion. 

Das dpa-Foto zeigt die Bergung eines 
überlebenden Opfers mit einem Ret­
tungsschlitten . 

ZS-MAGAZIN 3187 3 



1986 Insgesamt 2 OSt; 
Such- und Rettungs­
maßnahmen der DGzRS 

294 Menschen wurden im vergangenen 
Jahr von der Deutschen Gesellschaft 
zur Rettung Schiffbrüchiger (DGzRS) 
aus Seenot gerettet, 1 200 Personen 
aus kntischen Gefahrensrtuatlonen be­
freit. Mit insgesamt 2 056 Such- und 
Rettungsmaßnahmen steigerte die 
DGzRS ihre Einsatzfahrten im Vergleich 
zum Jahr 1985 um zehn Prozent. 

In 456 Fällen wurden im vergangenen 
Jahr Kranke oder Verletzte von See­
schiffen, Inseln und Halligen zum Fest­
land transportiert oder Ärzte zu dringen-

, den Hilfeleistungen und medizinischen 
Sofortmaßnahmen im Bordhospital der 
Seenotkreuzer befördert. Durch das 
schnelle Eingreifen der Seenotretter 
konnte fenner 87mal der Totalverlust von 
Wasserfahrzeugen verhindert werden. In 
66 Seenotfällen mrt deutscher Beteili­
gung außerhalb des eigenen Zuständig­
keitsbereiches von Nord- und Ostsee 
war die DGzRS zudem durch Einschal­
tung ihrer SEENOTLEITUNG BREMEN 
(Rescue Co-ordination Gentre, RCC 
BREMEN) unterstützend oder initiativ tä­
tig. 

Das zurückliegende Jahr begann mit ei­
nigen Schiffskollisionen in der Kieler 
Bucht und der Außeneibe, be denen 
die Rettungsmänner und Seenotkreuzer 
der DGzRS ihre Leistungsfähigkeit auch 
unter extremen Wetterbedingungen 
- bei dichtem Nebel - unter Beweis 
stellen konnten. Hierbei haben sich vor 
allem die Neubauten .Berlin"/Station La­
boe und .Hermann Helms"/Station Cux­
haven bewährt. 

Die Rettungsbilanz für das Jahr 1986 
verdeutlicht, daß d~ Aufgaben im mo­
demen Seenotrettungsdienst trotz aller 
technischen Entwicklungen und aller 
Bemühungen um eine Verbesserung der 
Sicherheitsvorkethrungen auf See um­
fangrSlcher und Vielfältiger geworden 
Sind. Die DGzRS, d~ den mantimen 
Such- und RettungSdienst SSlt 1665 ei­
genverantwortlich und unabhängig 
durchführt, trägt dieser Entwicklung 
Rechnung, indem sie entlang der Kü­
sten und auf den Inseln ein dichtes Netz 
von Rettungsstationen und eine Flotte 
von 37 leistungsstarken Seenotkreuzem 
und -rettungsbooten vorhän. Diese Ein­
heiten werden von 130 festangestellten 
und über 200 freiwilligen Rettungsmän­
nem gefahren. Die Boote sind bei je­
dem Wetter und zu jeder Zeit elnsatzbe­
rSit. Dies gin aber auch für die SEE­
NOTLEITUNG BREMEN der DGzRS, in 
der erfahrene Wach leiter rund um die 
Uhr ihren Dienst versehen und im Emst­
fall sämtliche SAR-Maßnahmen aller be-
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teiligten Wassertahrzeuge und Flugzeu­
ge koordinieren. 

Bereirts 1986 hat die DGzRS durch Um­
stationierung Slnes 7 -m-Seenotrettungs­
bootes die frühere Station Puttgarden 
reaktiviert. I~ diesem Jahr soll mit der 
Einrichtung einer Station in Brunsbüttel 
ein weirterer Stützpunkt hinzukommen. 

Von entscheidender Bedeutung für den 
schnellen, erfolgreichen Einsatz im See­
notrettungsdienst ist die uneinge­
schränkte Möglichkeit der Kommunika­
tion zwischen den landgebundenen Ein­
richtungen und den Rettungseinheiten 
selbst. Aus diesem Grund legt die 
DGzRS in diesem Jahr im Rahmen ihrer 
Investitionen Ihr Hauptaugenmerk auf 
die Einrichtung eines betriebseigenen 
UKW-Netzes. Hiermit soll vor allem die 
Verständigung der SEENOTLEITUNG 

BREMEN mit den Seenotkreuzem und 
-rettungsbooten verbessert werden. Um 
hierfür die technischen Voraussetzungen 
zu schaffen, werden entlang der Küsten 
entsprechende Relais-Stationen aufge­
baut. 

Wenn der deutsche Seenotrettungs­
dienst heute wertwelt große Anerken­
nung findet, dann liegt das jedoch nicht 
nur an den Leistungen der Rettungs­
männer selbst, sondern auch an den 
vielen Mitgliedern und Spendem aus 
dem ganzen Land, die durch Ihre Zu­
wendung die Mittel für einen leistungsfä­
higen Rettungsdienst zur Verfügung 
stellen. Die DGzRS Wird seit ihrer 
Gründung Im Jahr 1865 ausschließlich 
durch freiwillige Spenden finanziert, 
ohne jegliche staatlich-öffentliche Zu­
schüsse. 

Admiral Wellershoff in der Seenotleitung Bremen 

Über Arbeit und Organisation der Deut­
schen Gesellschaft zur Rettung Schiff­
brüchiger (DGzRS) informierte sich jetzt 
der Generalinspekteur der Bundeswethr, 
Admiral Dieter Wellershoff .vor Ort". Die 
DGzRS, die seit nunmehr 122 Jahren 
den maritimen Such- und Rettungs­
dienst (SAR-Dienst) in den Seegebieten 

s 

der Bundesrepublik mit eigenen Mitteln 
und in eigener Verantwortung durch­
führt, verfügt mit der SEENOTLEITUNG 
(RCC = Rescue Co-ordination Gentre) 
BREMEN über die zuständige Einnch­
tung in der Bundesrepublik für alle Be­
lange der aktiven Seenotrettung. 
37 Seenotkreuzer und -boote stehen 



auf 34 Stationen in Nord- und Ostsee 
dabei ebenso zur Verfügung wie die 
Hubschrauber des maritimen SAR­
Dienstes, die bei Bedarf von der SEE­
NOTLEITUNG BREMEN angefordert 
werden können. Im vergangenen Jahr 
wurden bei über 2 000 Einsatzfahrten 

Auszeichnung für Seenotretter 

M~ dem trad~ione!len • Vormannsknopf" 
für 1 Ojährige Zugehörigkeit zeichnete die 
Deutsche Gesellschaft zur Rettung 
Schiffbrüchiger (DGzRS) zwei bewährte 
Seenotretter aus: Peter Langhinrichs 
vom Seenotboot "Arthur Menge" und 
Roll Zeh von der .Max Carstensen" er­
hielten den begehrten Knopf aus der 
Hand des stellvertretenden Vors~enden 
Carl Max Vater. 

Seide Seeleute gehören zu den rund 
200 freiwilligen Rettungsmännem, die 
dem Dienst für die DGzRS .nebenberuf­
lich" nachkommen. In ihren Einsatzrevie-

fast 1 500 Menschen aus Seenot geret­
tet und aus kritischen Gefahrensituatio­
nen befreit. Das Foto zeigt Admiral Die­
ter Wellershoff (rechts) mit dem Leiter 
der Inspektion der DGzRS, Kapt. Uwe 
Klein. 

ren arbeiten sie eng mit den Seenot­
kreuzem zusammen und bilden so das 
"Rückgrat" der Rettungsflotte, die insge­
samt 37 Einheiten umfaßt. 

Die DGzRS versieht ihren Auftrag in den 
Seegebieten der Bundesrepublik 
Deutschland in Nord- und Ostsee. Seit 
ihrer Gründung im Jahre 1865 konnten 
rund 45 000 Menschen aus Seenot ge­
rettet werden. Es ist deshalb beachtlich, 
daß sich die Geseilschaft seit über 
120 Jahren allein aus Spenden und Mit­
gliedSbeiträgen finanziert. 

B 68 für Stunden gespent - zwei LKWs rasten Ineinander 

Zu einem schweren Verkehrsunfall kam 
es auf der Bundesstraße 68 zwischen 
Dissen und Halle: Zwei LKW's waren 
frontal zusammengestoßen - ein nach­
folgender PKW-Fahrer konnte nicht 
mehr ausweichen und pral~e ebenfalls 
auf. Die Wucht der Kollision schleuderte 
Fahrzeugteile und Ladung in einem wei­
ten Umkreis über die Straße. Ein Ver­
letzter war so zwischen den T rümmem 
eingekeilt, daß er sich aus eigener Kraft 
nicht mehr befreten konnte. 

Noch während der Personenrettung 

durch Hener des DRK und die Besat­
zung des Rettungshubschraubers BieIe­
feld begann die Freiwillige Feuerwehr 
mit der Ölbekämpfung - aus zerbor­
stenen Fässem waren rund 1 000 I Öl 
auf die Fahrbahn geflossen und sicker­
ten nun in die umliegenden Straßengrä­
ben. 

Die Polizei bezifferte den Sachschaden 
mit 300 000 DM, die Bundesstraße 68 
war für Stunden voll gesperrt. 

(Foto: Rahe) 

Unfallverhütungsbericht: 
sinkende Zahlen 

1 795 Personen haben bei der Ausü­
bung ihrer beruflichen Tätigkeit 1985 ihr 
Leben verloren. 1984 lag diese Zahl 
noch bei 1 918 und im Jahr 1982 sogar 
bei 2 196. Das bedeutet einen Rück­
gang von 18 Prozent seit dem Jahr 
1982 und 6,4 Prozent gegenüber 1984. 
Diese Zahlen stammen aus dem jüng­
sten Unfallverhütungsbericht, den Bun­
desarbeitsminister Dr. Norbert Blüm vor­
gelegt hat. Der Bericht gibt einen Über­
blick über die Entwicklung des Unfallge­
schehens im Arbeitsleben von 1983 bis 
1985. Bei den Unfällen und Berufs­
krankheiten sind sinkende Zahlen zu 
verzeichnen. 

831 Personen starben 1985 durch Un­
fälle auf dem Weg zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte. Die tödlichen We­
geunfälle sind gegenüber 1982 
(1 043 Personen) um fast ein Fünftel 
zurückgegangen. 

Der Schu1Z vor unsicheren Maschinen 
und Geräten, vor gefährlichen chemi­
schen Stoffen und vor Röntgenstrahlen 
ist durch neue Verordnungen und durch 
ergänzende Unfallverhütungsvorschriften 
der Berufsgenossenschaften verbessert 
worden. Zugenommen hat - so 
Dr. Blüm - die Zahl der in den Betrie­
ben tätigen Sicherheitsfachkräfte und 
Betriebsärzte; ihre Aus- und Fortbildung 
konnte beachtlich verstärkt werden. Im 
Sinne einer wooeren Erhöhung der Ar­
beitssicherheit und einer Senkung der 
~sunfälle soll - so der Bundesar­
beitsminister - auch weiterhin gearbei­
tet werden. Schwerpunkte der zukünfti­
gen Bemühungen um die Arbeitssicher­
heit sind eine Wirksame Bekämpfung 
des gesundheitsschädigenden Lärms 
am Arbeitsplatz, ein weiterer Ausbau 
des Schu1Zes vor gefährlichen chemi­
schen Gütem und eine Steigerung des 
bereits hohen Stands in der Maschinen­
und Gerätesicherheit. 

Die 1985 insgesamt 1,5 Millionen ge­
meldeten Arbeitsunfälle müssen zahlen­
mäßig im Zusammenhang mit den ge­
stiegenen Beschäftigungszahien be­
trachtet werden. So waren es 1985 nur 
noch 60 von 1 000 Beschäftigten, die 
einen ~sunfall erlitten. Diese Zahl 
lag 1982 noch bei 84: ein Rückgang 
also von über sechs Prozent. 

Schwere Hautkrankheiten stehen m~ 
11 600 Anzeigen an erster Stelle der 
1985 insgesamt erfolgten 37 000 Anzei­
gen wegen des Verdachts einer Berufs­
krankheit. An zwOOer Stelle folgen 
8 600 Anzeigen auf Verdacht einer Ge­
hörschädigung durch Lärm. Von den 
208 Berufskrankheiten mit tödlichem 
Ausgang im Jahre, 1985 werden 
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100 Fälle auf Asbest und 61 Fälle auf 
Quarzstaub zurückgeführt. 

Der Schülerunfallverslcherung wurden 
1985 rund eine MillIOn Unfälle von Kln­
dem In Kindergärten, Schülem und Stu­
denten gemeldet. Die Aufwendungen 

der gesetzlIChen UnfallverSIcherungsträ­
ger - so der Unfallverhütungsbencht -
betrugen Im Jahr 1985 12,4 Milliarden 
Mark in der allgemeinen Unfallversiche­
rung und 427 Millionen Mark in der 
Schülerunfallversicherung. 

ADAC: Tödliche Unfälle weiter rückläufig 

Optimistisch äullerte Sich der ADAC zur 
künftigen Unfallstatistik auf bundesdeut -
schen Strallen: Nach Ansicht des Auto­
mobllverbandes Wird nämlICh dl8 Zahl 
der tödlichen Verkehrsunfälle langfristig 
Sinken. 

Seit dem schlimmsten Unfall)ahr 1970, 
als 19 193 Menschen im Straßenverkehr 
starben, ISt der Trend deutlich zurück­
gegangen. - Für das Jahr 1990 erwar­
ten die Experten etwa 8 000 Verkehrs­
tote, noch rund 800 Opfer weniger als 
t 986. Dtese günstige Prognose - die 
vor allem vor dem Hintergrund zu be­
werten ISt, daß die Zahl der Autos _­
terhln zunehmen wird - darf aber nICht 
darüber hinwegtäuschen, daß nach WIe 

vor Gefahren auf den Verkehrsteilneh­
mer lauem. 

Der ADAC wamt deshalb Auto- und 
Motorradfahrer eindnnglich davor, Sich 
allzusehr auf die Möglichkeiten der 
Autornoblaechnlk zu verlassen Denn 
bereits bei einer Totalkoilision mrt 

50 kmlh entwlckea eine Tonne Fahr­
zeuggewicht die Aufprallwucht von 20 
biS 30 Tonnen. 

Rücksichtsvolles und über1egtes Fahren 
ist allemal der beste Weg, um Unfälle zu 
vermelden. 

Diese Mahnungen nchten sich vor allem 
an jugendlIChe Fahrer, die oftmals Ihr 
Können überschätzen. Die Zahlen ge­
ben da ein trauriges Zeugnis: 25 % der 
Verkehrstoten kommen aus der Alters­
gruppe der 18- bis 25jähngen, obwohl 
SI8 nur einen Anteil von 12 % der Bevöl­
kerung besitzen. 

Noch ein Blick auf dl8 Unfallorte: Weit 
vor Autobahnen und Innenstäcten ran­
gieren hier die Landstrallen , rund 60 % 
der Verkehrstoten bei etwa 40 % des 
Verkehrsaufkommens -. Ein deutlicher 
HinWeiS für die Straßenplaner, denn 
durch Beseitigung von Unfallschwer­
punkten kann man hier noch viel für dl8 
Verkehrssicherheit tun. 

MarschUbung des Fachdienstes Versorgung 

Der Fachdl8nst Versorgung der Stact 
Neumünster, ausschließlich aus Regl8-
Helfem bestehend, rückte unter Füh­
rung des Fachdienstlelters für Versor­
gung und Betreuung, Karl-Otto Steffen, 
zu einer Übung aus. Beteiligt waren an 
der Übung der Verpflegungstrupp mit 
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einem 8+LJ<W mit Kofferaufbau und 
angehängter Feldkuche und einem 
2,5-t-VW LT, der Verpflegungstrupp mrt 
einem aus Küchenwagen umgebauten 
Großraumkrankentransportwagen mit 
angehängter Feldküche, der Matenaler­
haltungstrupp mit einem Unimog als 

Werkstattwagen und angehängten fahr­
baren Stromaggregat, der Matenalertlal­
tungstrupp mit einem 7,5+LJ<W mrt ei­
nem Großraumkoffer, eingerichtet als 
Werkstattwagen und einem Unlmog, 
der Verbrauchsgütertrupp mit einem 
9+LJ<W SOWIe einem Contrunerfahr­
zeug und der Verbrauchsgütertrupp mit 
einem 7,5+LJ<W sowie einem 2,5+ 
VW LT einschließlich des Zugtruppfahr­
zeuges (VW-Bus) der 1 BetreuungssteI­
le (Regle) als Führungsfahrzeug und ei­
nes Krankentransportfahrzeuges auf 
Unimog-Basis des 3. Sanitätszuges (Re­
gie). 

Nach dem Dienstbeginn um 8.00 Uhr 
und der Befehlsausgabe begann der 
Motmarsch um 9.00 Uhr. Die Aufgabe 
bestand dann, den gesamten Fach­
dienst Versorgung in eine biS dahin un­
bekannte Gegend zu verlegen und den 
Marsch dorthin hauptsächlich über Ne­
benstraßen und Wege durchzuführen. 
Das Ziel war das Schiffshebewerk 
Schannebeck In Niedersachsen, das 
nach ca. 130 km und einer Fahrzeit von 
drei Stunden und zehn Minuten In 
strenger MarschdisZlpJln (Abstand 50 m) 
errocht wurde. Während des Mrursches 
wurden zwei technische Halts durchge­
führt. 

Nach einer Mittagspause ging der 
Marsch 25 km weiter über unbefestlgte 
Feldwege in westlicher Richtung. Nach 
einer Kaffeepause ging die Fahrt über 
die Autobahn zum Standort, der um 
19.30 Uhr erreicht wurde, zurück 

Bei der anschließenden kurzen Bespre­
chung wurde die offensichtliche Un­
kenntnis der anderen Verkehrsteilneh­
mer über die Rechte einer Marschkolon­
ne bemängelt. Obwohl dl8 Kolonne vor­
schnftsmälßlg mit Flaggen und FahrtlICht 
gekennZeichnet war und obendrein das 
erste und letz1e Fahrzeug das Blaulicht 
eingeschaltet hatten, die Kolonne also 
nicht zu übersehen war, wurden deren 
Rechte ständig ignoriert. 

Das Foto zeigt den Versorgungsdl8nst 
bei den VOrbereitungen für den Marsch. 

Beteiligung an der Messe 
wurde als erfolgreich bewertet 

Auf der größten Verbraucherausstellung 
"Mooe - Helm - Handwerk" präsen­
tl8rten SICh ,n Essen unter der RegI8 
des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz und des Technischen HIlfswer -
kes Essen u. a. auch der Arbelter-Sa­
marrter-Bund, das Deutsche Rote 
Kreuz, die Deutsche Lebens-Rettungs­
Gesellschaft, Johanniter-Unfall-Hllfe, der 
Malteser HI~sdlenst, die Deutsche Ver­
kehrswacht und die PoliZei. Auf 400 qm 



stel~en sich die beteiligten Hilfsorganisa­
tionen mit Fotoausstellungen, BIldtafeln, 
praktischen Vorführungen und Informa­
tionsständen dar. 

Beim offiZiellen Messerundgang begrüß­
ten BVS-Fachbearbeiter Gerd Pätzold 
und THW-Ortsbeauftragter Dieter 
Schermuly u. a. den Essener Oberbür­
germeister, MdB, Peter Reuschenbach 
und Bürgermeister Hanns Sobek. Be­
sonders beeindruckt zeigte sich der 
Oberbürgermeister von einer Gemein­
schaftsübung der Essener Organisatio­
nen. An einem von THW-Helfem errich­
teten Übungsturm wurde die Men­
schenrettung aus Höhen gezeigt. Wäh­
rend der Demonstration wurden die 
Messebesucher auf die Selbsthilfe hin­
gewiesen, die bis zum Eintreffen der 
Hilfsdienste besonders wichtig ist. Eine 
Bergungsgruppe des Technischen Hilfs­
werkes führte die Rettung der. Verletz­
ten" vor. Am Boden wurden die Vertetz­
tendarsteller von den Heijem der Orga­
nisatIOnen weiterversorgt . 

Vier Sicherheitswettbewerbe wurden an 
den Wochenenden durchgeführt, bei 
denen die Messebesucher selbst ihr 
Können in der Selbsthilfe und Brandbe­
kämpfung unter Beweis stellen konnten. 
An zehn verschiedenen Stationen wur­
den Aufgaben aus der Ersten Hilfe von 
über 400 Teilnehmem gelöst, für die 
Oberbürgermeister Peter Reuschen­
bach, der die Schirmherrschaft für die 
Sicherheitswettbewerbe übemommen 
hatte, die Ehrenurkunde unterschrieb. 
Neben den Ehrenurkunden gewannen 
die Besten weitere interessante Preise, 
wie Rundflüge und vieles mehr. 

Insbesondere die praktischen Vorfüh­
rungen sowie die BVS-Ausstellung "Zi­
vilschutz mit dem Bürger - für den 
Bürger" wurden von den Besuchern 
sehr gut angenommen. So hat sich ge­
zeigt, daß gerade durch das Zusam­
menwirken aller Hilfsorganisationen dem 
Bürger der Zivilschutz, Katastrophen­
schutz und Selbstschutz näher gebracht 
werden konnten. In einem sogenannten 
• V. I. P. -Raum" wurden von den Mitar­
beitem und Helfem der Organisationen 
zahlreiche Gespräche mit Behördenlei­
tem, Unternehmern, SChulieitem, Vertre­
tem der politischen Parteien und der 
Presse geführt. 

Für Selbstschutzgrundlehrgänge des 
BVS und die Ausbildung In Erster Hilfe 
der verschiedenen Organisationen 
konnten zahlreiche Interessenten ge­
wonnen werden. 

In dem Bewußtsein, daß im Emstfall nur 
der helfen kann, der auch helfen gelemt 
hat, bewerteten die Essener Hiijscrgani­
sationen die Beteiligung an der Messe 
als äußerst erfolgreich. 

Jahreshauptversammlung der Regieeinheiten in Neumünster 

Bel der Jahreshauptversammlung der 
Regleeinheiten im Katastrophenschutz 
der Stadt Neumünster konnten lahlrer­
che Gäste begrüßt werden. Neben den 
Vertretem der Berufsfeuerwehr und den 
freiwilligen Feuerwehren waren auch 
Vertreter des Verteidigungskreiskom­
mandos 113 aus Bad Segeberg, der 
Femmeldezentraie aus Helgoland, der 
Führungsakademl9 der Bundeswehr aus 
Hamburg, des Fernmeldezuges aus 
Barmstedt, der Fernmeldezentrale und 
des 4. Sanitätszuges aus Itzehoa und 
der Leiter des Warnamtes I aus Hohen­
wedstedt erschienen. Auch Vertreter der 
politischen Parteien waren der Einla­
dung gefolgt, ebenso Vertreter des 
Technischen Hilfswerks und der priva­
ten HIlfsorganisationen Johanniter-Un­
fallhilfe, Malteser-Hilfsdienst, Arbeiter­
Samariter-Bund und Vertreter des Bun­
desverbandes fur den Selbstschutz. 
Von der Arbeitsgemeinschaft der RegIe­
helfer im Katastrophenschutz (ARKA 1) 
war ein Vertreter des Landesverbandes 
Schleswig-Holstein erschienen. 

Der Bundesvorsitzende der ARKA T, 
Hans Klebler, war aus Stuttgart ange­
reist, um Grüße der bundesweit 40 000 
Heifennnen und Helfer in den Regieein­
heiten zu überbringen. Oberbürgermei­
ster Dr. Harder und StadtpräsIdent 
Loose übermittelten den Heifennnen 
und Helfern Grußworte. 

Stadtrat Hatto Klamt dankte als zustän-

diger Dezernent den Helferinnen und 
Helfern der Regieeinhelten für ihren Ein­
satz Im Jahre 1986. Dabei hob er her­
vor, daß mehr als 40 Helfer und Helfe­
rinnen an einwöchigen Lehrgängen an 
den Katastrophenschutzschulen des 
Bundes und des Landes - neben den 
sonstigen Dienstveranstaltungen - teil­
genommen hatten. Den Tätigkeitsbe­
richten des FührungllPienstes, des Fem­
meldedlenstes, des Sanitätsdienstes so­
wie des Versorgungs- und Betreuungs­
dienstes schlossen sich Ehrungen und 
Beförderungen an. 

Für Ihre Leistungen über mehr als zehn 
Jahre und für ihre Bereitschaft, weiterhin 
Im Katastrophenschutz der Stadt Neu­
münster mitzuwirken, wurden Klaus Un­
seid, Bernd Johnson und Jens Asmu­
Ben geehrt. 

Für die Mitwirkung in den Regieernhei­
ten verpflichteten Sich 1986 Insgesamt 
18 Helferinnen und Helfer, die die 
durchgeführte .GrundausbildJng" mit 
Erfolg absolvierten. 

Als Höhepunkt des offiziellen T erles er­
folgte die Ehrung von Peter Holtorf für 
25 Jahre Mitwirkung im Katastrophen­
schutz (Foto). Als er die ehrenamtlichen 
Pflichten übernahm, gab es noch die 
Bezeichnung "Luftschutzhilfsdienst" . Ne­
ben einer Urkunde des Oberoürgermei­
sters Dr. Harder überreichten ihm die 
Regleeinheiten einen dekorativen Zinn­
teller. 

Großbrand in Elektrogroßhandlung 

Für mehrere Stunden bestand in einem 
Teil der Stadt Heide In Schleswlg-Hol­
stein die Gefahr einer erheblichen Ver­
seuchung der Luft. ZWischen 4 und 
5 Uhr morgens brach, vermutlich durch 
Brandstiftung, ein Feuer in einer Elektro­
großhandlung aus. Erst sehr spät wurde 
der Brand entdeckt. Als die Freiwillige 

Feuerwehr Heide am Brandort eintraf, 
stand SI9 bereits einem Großbrand von 
erheblicher Ausdehnung gegenüber. 
Schutz mußte vor allem einer Tankstelle 
auf dem Nachbargrundstück sowie ei­
ner Autohandlung auf der anderen Stra­
ßenseite gegeben werden. Trotz Ost­
wind stl99 der Rauch zunächst Ziemlich 
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senkrecht in die Höhe. Als dte Männter 
der Feue<Wehr dann nach etwa etner 
halben Stunde Einsatz erste Löschelfol­
ge erztelt hatten, legte dte Oualmwolke 
SICh auf den Boden. Durch dte Verbren­
nung von erhteblichen Mengen Plastik 
war die Wolke mrt Schadstoffen angte­
reichert. Daher wurde ab 5.15 Uhr über 
Rundfunk vor dieser Gefahr gewamt. 
Die Bundesstraße 5 wurde gesperrt. Im 
Stadttetl westlich der BrandsteIle mach­
te dte PoliZei die ~nter auf die Lage 
aufmerksam und forderte auf, Fenster 
und Türen geschlossen zu halten. 

Die LÖSChtrupps setzten am Objekt ihre 

Aktuelle Tennine 

Die Technische Akademie Esslingen 
bietet vom 22. Juni bis 26. Juni 1987 
etne Fachtagung an, dte SICh mrt dier 
Problemalik .Strahlenschutz beim Um­
gang mit radioaktiven Stoffen und Rönt­
genstrahlen· auseinandiersetzt. 

Tagungsort: Esslingen 
- Programmanforderung und Anmel 

dung: 
Technische Akademie Essllngen 
Wetterblldungszentrum 
Postfa1Ch 12 69 
D 7302 Ostfildem 2 (Nellingen) 
Tel. · 07 11/3 40 08-23 

Der Langhaar-Schäferhunde-Verband 
Deutschland e. V. (LSVD), Abtetlung 
Such- und Rettungshunde, führt vorn 
14 bis 26. April 1987 einen kombinier­
ten Rettungshunde-Lehrgang der Stu­
fe 1 In Trümmer- und Flächensuche 
durch. 

Der Kursus schließt mit der Prüfung zur 
Rettungshunde-Plakette dies LSVD e. V. 
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Arbeit unter schwerem Atemschutz fort. 
Insgesamt gaben Ste über 15 Strahlroh­
re 615 Kubikmeter Wasser auf dte 
BrandsteIle ab. SchließlICh wurdie das 
vom Brpnd zerstörte Gebäudie dier EIek­
trogroßhandlung mit einem Schaumtep­
piCh abgedteckt, um ein wetteres Ent­
weichen schädlicher Gase zu verhln­
diem. 

Insgesamt waren 50 Wehrmänner mit 
zwei LF 16, einem TLF 16, einer 
DLZ 23/12, einem LF 8, etnem ELW 
und etnem MTW Im Einsatz. Der Scha­
den soll in Millionenhöhe gehen. 

(Foto: Lübbe) 

- Tagungsort: .Hotel Forellenhor, 
Dhrontal (Hunsrück) 
Wettere Informationen: 
Hauptgeschäftsstelle dies LSVD e. V. 
Paul Baldauf 
Münchweiler 6 
6648Wadem 
Tel.: 068 74/66 45 

Der DRK-Ortsverband Verden (Aller) ver­
anstallet am 2. Mal 1987 etnen .Tag dier 
offenen Tür" 

Auf die Besucher wartet ein buntes Pro­
gramm: Neben einer Fahrzeugschau 
des DRK gibt es Gelegenheit zu einer 
Hubschrauberbesichtigung. Außerdem 
zetgl das DRK in einer Ausstellung 
Mlniaturmodelle von BlaulIChtfahrzeu­
gen. 

• Großunfall" - unter dtesem Motto nch 
tet die Schnellelnsatzgruppe 

lIIertissen dies Kreisverbandes Neu -Ulm 
Im Bayenschen Roten Kreuz ihr Sympo­
sium '87 aus. Für den 9 Mal 1987, ab 
8 Uhr, lädt der Planungsstab In das 
Schulzentrum lIIertissen, Dietenheimer 
Straße. Zielgruppen Sind die Mitglieder 
aller Institutionen und Einrichtungen, die 
in NotsItuationen eingretfen müssen. 

Neben einem interessanten Vortrags­
programm bteten die Veransta~er eine 
Industneausstellung SOWte eine Präsen­
tation dier verschiedenen Einsatzgrup­
pen und Dienstfahrzeuge. 

Die Zufahrten Sind ausgeschildiert; dte 
Teilnahme ist kostenlos. 

Das .Haus dier Technik e. V." - ein Au­
ßeninstitut der Rheinisch-Westfälischen 
Technischen Hochschule Aachen -
veranstaltet Im Mai etne Semlnarrethe 
zum Thema .Katastrophenschutz": 
- Montag, 11 Mal 1987, 

OrganISatIOn und rechtliche Grund­
lagen dies Katastrophenschutzes 
DIenstag, 12. Mai 1987, 
Der chemiSChe Unfall 

- Mittwoch, 13. Mai 1987, 
Unfälle bei Transport und Lagerung 
gefährlICher Stoffe 
Donnerstag, 14. Mal 1987, 
Großbrand und Brandkatastrophe 

- Freitag, 15. Mal 1987, 
Der kemtechnische Unfall 

Wertere Informationen: 
Haus der Technik e. V 
Postfach 10 15 43 
Hollestraße 1 
4300 Essen 1 
Tel .: 020111803-1 

Vorn 18. bis 21 Juni 1987 nchtet dte 
Kurgemeinde Krumpendorf am Wörther­
seelOsterreich wieder ein InternatIOnales 
Fesllval aus, an dem MUSikkapellen und 
Musikzüge der Feuerwehren teilnehmen. 

Das Programm bietet neben den Wer­
tungskonzerten des Festivals ein vielfäl­
tiges Unterhaltungsangtebol: Von der 
Schiffsrundtahrt über etn Gauklerfest bis 
hin zur Siegerehrung mit Konzerten dier 
Pretsträger 

Wettere InformatlOOen: 
Kurverwa~ung der KUrgem8lnde Krum­
pendorf a. WS . 
A-9201 Krumpendorf 
Tel .: 04229/23 13 



Ministerialrat Dr. Ewald Andrews. Bundesministerium des Innem 

Über die Bedeutung 
Faktoren 

für den Zivilschutz 

Neben den sicherheits- und den gesellschaftspotitischen Aspekten des Zivilschutzes der dritte bedeutsame Komplex 

In der sicherheitspoIrtischen DiskussIOn 
über Ziele und Inha~e eines wirksamen Ver­
teidigungskonzeptes. das den vielfältigen 
Bedrohungsannahmen Rechnung trägt. 
wird zu Recht die bedeutende Rolle des 
Zivilschutzes als eines unverziehtbaren si­
cherheitspolitischen Elementes hervorge­
hoben. In der Auseinandersetzung über 
gese/lsc/1aftspolitische Ziele und Zl9lrich­
tungen. in der es um den Stellenwert und 
die Rangordnung öffentlicher Aufgaben 
geht. wird über den richtigen Standort des 
Zivilschutzes im GesarT)tspektrum staatli ­
cher Aktivrtäten gestritten. ja sogar dessen 
gesellschaftspolrtische Nützlichkeit grund­
sätzlich in. Frage gestellt. 

Auswirkungen auf 
den VerteidigungswIllen 

Sowohl die sicherheitspolitische als auch 
die gesellschaftspolitische Relevanz des Zi­
vilschutzes sind in früheren Beiträgen in 
dieser Zertschrift bereits behandelt wor­
den. 1) Der dritte wichtige Bereich. in dem 
die Diskussion geführt werden muß. betrifft 
die psychologische Situation. mit der der 
Zivilschutz konfrontiert ist. Während es bei 
den sicherherts- und gesellschaftspoliti­
schen Erörterungen mehr oder weniger um 
Fragen geht. die die Bedeutung der Aufga­
ben des Zivilschutzes für die Verteidigung 
der Bundesrepublik gegen einen bewaffne­
ten Angriff und für die Entwicklung unserer 

1) Andrews .Über das sichert'l9itspolitlsche Um1eld des 
ZMlschutzes", ZS-Magam 1986, Heft 4; kldrews 
• Das gesellschaftSJXllitische Umfeld des ZMlsch..rtzes 
Im Wandel der Zad". ZS-Magazin , 986, Heft 10. 

. 

Gesellschaftsordnung zum Gegenstand 
halben. ziert die Erörterung psychologischer 
Aspekte darauf ab. ob und welche Einflüs­
se vorhanden sind. die sich auf die Vertei ­
digungsbereitschaft bzw. den Verteidi­
gungswillen der Bevölkerung positiv oder 
negativ auswirken können. Für eine glaub­
hafte Verteidigung ist es nämlich von ent­
scheidender Bedeutung. daß die Bevölke­
rung erkennbar berert und auch in der Lage 
ist. für die Erhaltung Ihrer freiheitlich-demo­
kratischen Lebensordnung notfalls auch 
die außerordentlichen psychischen Bela­
stungen einer bewaffneten Auseinander­
setzung auf sich zu nehmen. 

Die psychische Verfassung eines Sozialwe­
sens als der Gesamthert der in ihm leben­
den IndiVIduen und seine Belastbarkeit in 
einer bewaffneten Auseinandersetzung 
sind naturgemäß nicht vorhersehbar oder 
gar regel bar. Machbar und regel bar sind 
jedoch Impulse. Initiativen und Maßnah­
men des Gemeinwesens. die sich stabili­
sierend auf die psychische Situation der 
einzelnen In ihrer Gesamtheit auswirken. 
damit Ihre Belastbarkeit erhöhen und sie 
gegen destabilisierende Einflüsse weitge­
hend Immun machen. Die Tatsache. daß 
eine labile Gesellschaft im Emstfall kaum 
einen solidarischen Verteidigungswillen 
aufbringen kann. führt zwangsläufig zu der 
Konsequenz. daß der Staat ständig erheb­
liche Anstrengungen 'Unternehmen muß. 
um seine auf das Gemeinwesen bezogene 
Ziele transparent und plaUSibel zu machen. 
damit der einzelne nicht durch Unkenntnis 
und Onentlerungsloslgkeit ständig pSYChi­
schen Belastungen ausgesetzt ISt. die sich 
insbesondere dann nachteilig auswirken, 
wenn der Staat den einzelnen für die Ver­
wirk�ichung von Gemeinschaftszielen In An- • 
spruch nehmen will . etwa für die Verteldi -

gung der fr81hertlich-demokratischen 
Grundordnung. 

Gemeinwesen 
muß unterstützen 

Hierbei ISt zu bedenken. daß in 8lnem So­
zlalwesen Bedürfnisse. Wünsche. Forde­
rungen und Ziele der Individuen. der Grup­
pen und des Gemeinwesens ständig mit­
einander konkurrieren und dadurch vielfälti­
ge Spannungen hervorrufen. die in unter­
schiedlicher Weise und Ausprägung auch 
psychische Belastungen erzeugen können. 
Diese werden zwar in der Regel von den 
Betroffenen wertgehend wieder abgebaut 
bzw. kompensiert. Das Gemeinwesen muß 
alber. je komplexer die Lebensverhältnisse 
werden. unterstützend durch Aufklärung 
tätig werden. damit Einsichtigkert und 
Durchschaubarkeit der gesamtstaatlichen 
Ziele für den einzelnen erhalten bIetben. Nur 
wenn dem einzelnen immer wieder bewußt 
und eriebbar gemacht werden kann. daß 
der Staat bestrebt Ist. Individual-. Gruppen­
und Gemeinschaftsinteressen zu einem fai­
ren Ausgleich zu bringen. kann der 8lnzelne 
seine ratIOnalen Beziehungen. aber insbe­
sondere auch seine gefühlsbezogene Ver­
bundenheit zu dem Gemeinwesen so stabil 
gestalten. daß er für Gemeinschaftsziele 
auch indiVKjuelle Opfer und Belastungen in 
Kauf zu nehmen berert ist. Das kann im 
Frieden z. B. der Verzicht auf umwertbela­
stende Bedürfnisse sein und im Verteidi­
gungsfall der Einsatz von Laben und Ge­
sundheit für die Erhaltung der freiheitlichen 
Grundordnung. Wodurch erscheint diese 
Annahme gerechtfertigt? Sie dürfte aus fol­
genden Überlegungen ableitbar sen: 

Der Mensch. der in einem Sozialwesen 
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lebt, auf das er angewiesen ist, hat sich 
pnnzlpiell darauf eingestellt, dann seinen 
Standort und seinen Bewegungsspielraum 
bestimmen zu können. Dies wird Ihm da­
durch ermöglICht, daß die Gesamtheit der 
In diesem Sezlalwesen lebenden Men­
schen sich Im Mehrtleftskonsens eine Viel­
zahl von Regeln geschaffen hat, die die 
Grundordnung ihres Zusammenlebens 
darstellen. Wenn die Grundordnung diesen 
Ihren wesentlichen Zweck der Standertbe­
stimmung für den einzelnen nicht mehr er­
füllt, entweder weil sie zu komplex gewor­
den und damit nicht mehr durchschaubar 
ISt oder weil sie nicht mehr auf einem Mehr­
heltskonsens beruht, Indem sie Sendenn­
teressen Vorrang einräumt, dann wird der 
einzelne verunsichert. Das einzelne Mitglied 
des Sezlalwesens verrlllßt nämlich die SI­
chere Geborgenheit, die sein HauptmotIV 
gewesen ist, einer sozialen Gemeinschaft 
anzugehören und sich deren Regeln zu un­
terwerfen Da die IndIViduelle Fahigkeit zum 
Abbau bzw. zur Kompensation der Unsl­
chertlert unterschiedlich ausgeprägt ist, 
sind notwendigerweise auch die ReaktIO­
nen verschiedenartig. Ein Teil der In S91ner 
Erwartungshaltung gegenüber dem Sezial­
wesen enttäuschten und im Zustand der 
Verunsicherung verharrenden Mitglieder 
reagiert auf die eingetretene Orientierungs­
loslgkelt mit Angst als einer ureigentümli­
chen menschlichen Regung. 

Die5e Urangst löst Ihrerseits Impulse aus, 
die die Betroffenen entweder zu passivem 
oder zu aktIVem Verhalten bewegen könne. 
Passivität findet Ihren Auscruck In ReslQna­
tion und führt zur SelbstlsoiatlOIl In der Ge­
sellschaft oder zur Flucht aus der Geseil­
schaft AktIVItat bedeutet zunächst einmal 
das Streben IkIch SclKJanSlerung mit ande­
ren. die sich aus demselben Grund der ln­
transparenz des geseilschaftlichen Ord­
nungssystems ebenfalls im Zustand der 
durch VerunsIcherung bedingten Angst be­
finden. Auf die Solidaffslerung aus Angst 
folgt dann mit einer gewissen Zwangsläu­
figkeit - zumindest bei einem Tell der Be­
troffenen - der Umschlag der gemeinsa­
men Angst In eine solidarisierte Aggression. 
Sie wollen das Sezlalwesen. das für sie sei­
nen urelgenthchen Zweck. nämlich dem 
einzelnen Geborgenheit zu vennltteln. nicht 
mehr erfüllt, attakleren, um es zu verän­
dem 

Durch Angst solidarisiert 
--

An diesem Punkt angelangt, liegt es auf der 
Hand. daß die durch ÄflQst solidanslerten 
Mitglieder des Sezlalwesens nunmehr für 
sich persönlich eine wesentliche Entschei­
dung zu treffen haben. Die meisten werden 
sich dafür entscheiden, Im Rahmen des 
vom Sezlalwesen vorgehaltenen Instru­
mentanums der Meinungs- und politischen 
Willensbildung. z. B. Parteien, Verbände, 
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Medien, die von Ihnen als notwendig erach­
teten Korrekturen am Sezialwesen durch­
zusetzen. Ein kleiner Tell der Betroffenen 
wird hingegen S91ne Angst mit 8IQen9I1 
Wertvorstellungen außerhalb der beste­
henden Geseilschaftsordnung Ideologisch 
zu untennauem suchen. um dann, losge­
löst von dem ursprünglIChen Antriebs­
grund, von der neu geschaffenen Ideologi­
schen Grundlage aus das bestehende Se­
zialwesen anzugreifen mit dem Ziel, es 
durch ein anderes Ihren Wertvorstellungen 
entsprechendes zu ersetzen. Im Gegen­
satz zur erstgenannten Gruppe von Betrof­
fenen, die, weil sie im Bezugsrahmen der 
bestehenden Gesellschaftsordnung bleibt, 
daran ihre AktiVitäten ausnchten und kon­
trolller9fl kann, stellt Sich diese kleine Grup­
pierung bewußt außerhalb der Geseil­
schaftsordnung, um Ihre z.ete zur Verände­
rung des Gemeinwesens an den selbst ge­
schaffenen 9fgenen Wertmaßstäben zu 
onentleren. Sie ver1iert damit die Möglich­
keit, die Akzeptanzfählgk9ft ihrer Ziele zu 
beurteilen und zu überprüfen. 

Wenn bei dieser Gruppe von Betroffenen 
der Prozeß aus dem Stadium der solidari­
sierten Angst, die eine hohe Integrations­
kraft beSitzt, In den Zustand einer spezifi­
schen ideologischen Werteordnung über­
geleitet wird, die wegen Ihres beisonderen 
intellektuellen Anspruchs zwangsläufig eine 
genngere Integrationsfähigkeit hat, dann 
muß auf der neuen Ideologischen Hand­
lungsplallfonn wiederum ein Potentl8l von 
Emotionen geschaffen werden, damit an­
dere dadurch angezogen werden können. 
Dies geschieht durch den Aufbau von 
F9fndbfldem. Dabei ISt es relatIV einfach, 
diese Feindbilder, z. B. MIlItärmacht, Wirt­
schaftsrnacht, Blldungsmonopot der Rei­
chen usw" durch Zusammenfügen der in 
bezug auf diese BereIChe darstellbaren 
Nachteile, DefiZite und Befürchtungen so 
aufzubauen, daß bei dem einzelnen die 
Hemmschwelle, gegen diese so bildhaft 
konstruierten Feinde aggressive Handlun­
gen zu unterstützen oder selbst zu bege­
hen, mehr oder weniger stark herabgesetzt 
wird. Die graduellen Unterschiede der Ag­
gressivität spielen Sich in dem weiten Spek­
trum der möglichen oder er1ebten Aktionen 
gegen Personen oder Einrichtungen des 
SeZialwesens Wlder, von der vorsätzlichen, 
aber begrenzten Gewaltanwendung gegen 
Sachen über die In Ihren AusWlrkungen für 
Menschen und Sachen nICht mehr kontrot­
herba ren Sprengstoffanschläge biS hin zu 
der gezlelten Tötungyon Personen, die die 
gewalttätigen Systemgegner nach den von 
ihnen selbst gesetzten Maßstäben zu Re­
präsentanten des bekämpften Systems er­
klärt haben. 

Diese folgenschwersten Angriffe auf das 
Sezlalwesen werden von Gruppierungen 
durchgeführt, die über Ihre gegen das be­
.ämpfte System ausgerichtete Feindbild­
Ideologie hinaus noch einen weiteren 

Schritt, nämlich den der BrutaIiSlerung2), 
votlzogen haben. Nur dadurch, daß man 
die ßeZiehung ZWlschen SICh und dem 
Repräsentanten des angegnffenen Sy­
stems sozusagen ,unmenschlich' macht, 
,entmenschlicht", kann auch die letzte 
Hemmschwelle, die sogenl8l1nten Reprä­
sentanten des Systems wie Tiere umzu­
bringen, überwunden werden. 

Wirksames Abwehrkonzept 
entwickeln 

Seweit das aus der Verunsicherung und 
Onentierungsloslgkelt erwachS9l1de Ag­
gressionspotential in einem Gemeinwesen 
nicht abgebaut Wird, kann es sich also In 
verheerender Welse entladen und dadurch 
wiederum bei den anderen MItgliedem des 
Sezlalwesens psychischen StreB erzeugen 
mrt den ber9fts erwähnten destabilisieren­
den Konsequenzen. Ihnen kann der Staat 
nur dadurch begegnen, daß er einerseits 
ein überzeugendes und wirksames Ab­
wehrkonzept gegen derartige Angriffe auf 
das Gemeinwesen entwickelt Andererseits 
muß er auch sein nachhaltiges und dauer­
haftes Bemühen um einen fairen Ausgleich 
zwischen Bnze!-, Sondergruppen- und Ge­
meininteressen pennanent unter Beweis 
stellen. Nimmt der Staat insoweit auf Dauer 
Unausgewogenheiten hin, die bestimmten 
Interessengruppen faktisch oder rechtlich 
unangemessene Vorteile bzw. MachtposI­
tIOnen emäumen, dann werdIen hieraus 
unwelger1ich unsicherheitsbedingte Span­
nungen erwachsen, deren personales Ag­
gresslOIlspotent,al SICh dann wiederum ge­
gen den Staat, aber auch gegen die durch 
Sendervorteile Begünstigten entladen Wlrd. 
Auch diese müssen daher als Mitglieder 
des Gemeinwesens darüber nachdenken 
bzw. daran Interessiert sein, die von ihnen 
angestrebten Vorteile bzw. Machtposltlo­
nen auf das sozIalverträgliche Maß zu be­
schränken und den darüber hinausgehen­
den Gewinn in angemessener Weise wie­
der dem Gemeinwesen zufließen zu lassen. 
Das kann nicht auf 9fne Sponsorentätigkeit 
für Sportvereine oder den .Ankauf" von 
Spitzensportlem für Werbezwecke be­
schränkt werden. Hält das Gemeinwesen 
als die Zusammenfassung aller In Ihm le­
benden IndIViduen Rahmenbedingungen 
vor, die bestimmten Sondergruppen au­
ßergewöhnlICh günstige Entfaltungsmög­
lichkeiten bieten, dann sollten die über ein 
vemünftlges Maß hinausgehenden Gewin­
ne auch wiederum für Aufgaben verwendet 
werden, die dem gesamten Gemeinwesen 
zugute kommen. Die SponsorentätIgkeit 
amerikanischer Unternehmen im Kulturbe­
reich sei hier nur beispielhaft erwähnt. 
Wenn die ohnehin In einem SOZIalwesen 

2) von Iranz. brute - T 191' . l..Inrnensch 



naturgemäß entstehenden und zu bewälti­
genden vielfältigen Spannungen nämlich 
noch durch Unausgewogenheiten der ge­
nannten Art verstärkt oder gar potenziert 
werden, dann entwicke~ sich aus der ur­
sprünglich stabilen allmählich eine in ho­
hem Maße labile Gesellschaft. Diese wird 
schließlich durch die in ihr und von ihr pro­
duzierten Spannungen gelähmt und ist 
dann auch nicht mehr in der Lage, die ihr 
durch von außen einwirkende Ereignisse, 
z. B. außenpolitische Erpressung, bewaff­
neter Konflikt, auferlegten psychischen Be­
lastungen zu ertragen . 

Hieraus erhel~ , daß die psychologischen 
und soziopsychologischen Erscheinungen 
und Entwicklungen in einem Gemeinwesen 
auch für den Zivilschutz von großer Bedeu­
tung sind, der ja, so betrachtet, die Reak­
tion des Staates auf die Angst der Bürger 
vor den Gefahren für Leib und Leben in 
einem Kriege ist. Der Staat befindet sich 
hier in einem gewissen Dilemma. Er muß 
feststellen, daß viele Bürger seine vorsorg­
lichen Zivilschutzmaßnahmen ablehnen, 
weil sie glauben, ihr Schutz wäre besser 
gewährleistet, wenn sie durch demonstrier­
te Schutzlosigkeit einem potentiellen Geg­
ner signalisieren, daß sie ihm gegenüber 
keine aggressiven Absichten hegen. Es 
gibt systemkritische Gruppierungen in die­
sem Staat, die diese Auffassung kreiert ha­
ben und die Bevölkerung in dieser Richtung 
zu beeinflussen suchen. 

Auch hier gilt, was oben dargelegt wurde, 
nämlich, daß ein Teil der pauschal als Frie­
densbewegung bezeichneten Gruppierun­
gen ihre Auffassung auf demokratischem 
Wege mit demokratischen Mitteln melhr­
heitsfähig machen wollen, während andere 
von einer ideologischen Plattform aus 
durch Propaganda und Agitation auf die 
Schwächung des Verteidigungswillens der 
Bevölkerung abzielen. Geschieht die Be­
einflussung in den oben ausgeführten Fäl­
len mit Hi~e von konstruierten personifizier­
ten Feindbildem, so wird hier versucht, die 
Bevölkerung durch Horrorkriegsbildannah­
men zu verunsichem. Diese Annahmen von 
Kriegsverläufen gehen davon aus, daß eine 
bewaffnete Auseinandersetzung zwischen 
Ost und West zwangsläufig in einen allge­
meinen nuklearen Schlagabtausch eskalie­
ren muß und daß in diesem Falle Zivil­
schutzmaßnahmen nutzlos sind. Die gezo­
gene Schlußfolgerung trifft zwar zu. Unrich­
tig ist jedoch die ihr zugrundeliegende An­
nahme, daß der uneingeschränkte Einsatz 
von Atomwaffen die wahrscheinliche Form 
einer bewaffneten Auseinandersetzung 
zwischen den Machtblöcken sein würde. 
Indem der Bevölkerung derart unrealisti­
sche KriegsbIlder suggeriert werden, soll 
Angst erzeugt werden, um die eingangs 
dargestellten Reaktionen helVorzurufen, 
nämlich entweder Resignation, d. h. 
Schwächung des Verteidigungswillens, 
oder Aggression, d. h. angstbedingte SoIi-

darisierung von Menschen mit dem Ziel, sie 
für Aktionen gegen die Verteidigungsvor -
kehrungen des Staates organlslerbar zu 
machen. 

Aufklärungsarbeit gegen Angst 

Würde der Staat sich allein darauf be­
schränken, durch eine laufende Verschär­
fung seiner Strafrechtsordnung die Angriffe 
der zu ihm in Gegnerschaft stehenden 
Gruppierungen abzliwehren, dann würde 
er dem Zivilschutzgedanken einen eher 
schlechten Dienst elWeisen. Die immer 
wieder geschürte Atomkriegsangst mit der 
ihr immanenten Antriebseigenschaft für 
Resignation und Aggression muß den 
Mens<;hen durch eine umfassende staatli­
che Aufklärungsarbeit genommen wer­
den. 

Auch im Zivilschutz spiegelt sich das Auf­
klärungsdefizit in der Akzeptanz von Zivil­
schutzmaßnahmen durch die Bevölkerung 
wider. Der Grad der Akzeptanz ist relativ 
gering, das Aufklärungsbedürfnis daher 
sehr groß. Ziel der Aufklärung der Bevölke­
rung im Zivilschutz muß es sein, daß sie die 
Position des Zivilschutzes im Rahmen 
staqtlicher Aufgaben, seine Ziele und sei­
nen Nutzen begreifen kann und die Not­
wendigkeit eigener, auch finanzieller, Auf­
wendungen verstehen lemt. Nur dann ist 
die Bevölkerung in der Lage, einen starken 
Verteidigungswillen zu entwickeln, der dar­
auf basiert, daß sie die Vorteile unserer frei­
heitlichen Demokratie gegenüber den 
Nachteilen so hoch ansetzt, daß sie unsere 
Gesellschaftsordnung für verteidigungs­
würdig erachtet. 

Ein überzeugender Verteidigungswille und 
eine intakte Verteidigungsbereitschaft der 
Bevölkerung sind letzten Endes auch die 
Voraussetzungen dafür, zusammen mit 
dem anderen Machtblock eine dauerhafte 
Friedensordnung zu schaffen. Nur wenn 
beide Machtblöcke ihre wechselseitige Kal­
kulierbarkeit dadurch dokumentieren und 
manifestieren, daß sie keinen Zweifel an der 
Bereitschaft, ihre jeweilige Lebensordnung 
zu verteidigen, aufkommen lassen, zu­
gleich aber auch deutlich machen, daß sie 
keine militärischen oder ideologischen Ag­
gressionen gegen den anderen Block be­
absichtigen und auch keinen Einfluß auf die 
Entwicklungen im Inneren des jeweils an­
deren Blocks nehmen, ist ein Abbau der 
vorhandenen Spannungen im Sinne einer 
Entspannung möglich. Auch Spannungen 
zwischen den Machtblöcken sind insoweit 
nichts weiter als der Ausdruck von Unsi­
cherheit in bezug auf die Transparenz, also 
die Durchschaubarkeit der Absichten der 
Gegenseite. Die aus der Unsicherheit fol­
gende Angst führt wiederum dazu, daß 
jede Seite für ihren bewaffneten Schutz 
mehr tut, als objektiv erforderlich wäre, und 

daß sie dies unterlassen wUrde, wenn sie 
sicher sein könnte, daß die andere Seite 
keine aggressiven Absichten hegt. 

Keine Seite 
soll Vorteile anstreben 

Die politische Lage in den beiden Macht­
blöcken ist nicht zuletzt auch wegen inter­
ner NeuOrientierungen so sensibel, daß die 
politisch Verantwortlichen beider Seiten 
Anlaß haben, sich dafür einzusetzen, daß 
keine Seite Vorteile gegenüber der anderen 
anstrebt oder ausnutzt. Weder darf der 
Osten den Eindruck gewinnen oder erzeu­
gen, er könne oder wolle sich Meinungsver -
schiedenheiten zwischen den USA und 
den europäischen NATO-Partnem auf wirt­
schaftlichem Gebiet oder im Verteidigungs­
bereich zunutze machen, noch darf der 
Westen sich so verhalten, als wolle er aus 
internen Schwierigkeiten, denen sich die 
Führung der Sowjetunion gegenübersieht, 
Vorteile ziehen. Entha~samkeit ist um so 
melhr geboten, als die intemen Schwiierig­
keiten darauf beruhen, daß Sowjetbürger 
mit ihren Demonstrationen gegen die Ob­
rigkeit individuelle Freiheitsrechte in An­
spruch genommen und unkontrolliert vom 
Staatsapparat praktiziert haben. Dadurch 
sind die Demonstrationen zu einer prinzi­
piellen Auseinandersetzung mit der kom­
munistischen Gesellschaftsordnung ge­
worden. Auch die Sowjetführung wird wis­
sen, daß dieser Prozeß der Auseinander­
setzung zwischen individuellen und kollek­
tiven Bedürfnissen auf die Dauer nicht ver­
hindert werden kann. Wenn er aber unver­
meidlich ist, dann sollte der Westen der 
Sowjetunion signalisieren, daß er diese ihre 
schwierige Situation nicht ausnutzen wird. 
Propagandistische IntelVentionen von au­
ßen könnten eine evolutionäre Entwicklung 
leicht in einen revolutionären Prozeß um­
schlagen lassen, der dann kaum noch 
steuerbar wäre. 

Die Führung der Sowjetunion hat das große 
Problem zu bewältigen, daß die regie­
rungsamtlich gesteuerte, ideologisierte, auf 
das Feindbild des Kapitalismus fixierte In­
formationspolitik relativiert wird durch die 
der Bevölkerung immer zahlreicher zu­
gänglichen Informationoo aus dem kapita­
listischen Ausland, die oft im Gegensatz zu 
der offiziellen Darstellung ihrer Regierung 
stehen . Dadurch erhält die Bevölkerung 
die Möglichkeit, Informationsgehalte und 
-inhalte miteinander zu vergleichen und zu 
bewerten. Auch bei den Menschen in der 
Sowjetunion muß hierdurch zwangsläufig 
der Eindruck der Undurchschaubarkeit so­
wie ein Gefühl der Unsicherheit und der 
Angst hinsichtlich der Glaubwürdigkeit, 
Zweckmäßigkeit und Richtigkeit der staatli­
chen Aktivitäten entstehen. Nachdem den 
Sowjetbürgem in der Vergangenheit in die­
sem Dilemma wegen der harten obrigkeitli-
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chan Zwangsmaßnahmen nur der WeIJ in 
die ResIgnation bzw. SelbstisoiatlOO blieb, 
kann heute kaum noch I/8fhlndert werden, 
WIe die Vorgänge In Alma Ata beweisen, 
daß sie sich zu gemeinsamen Aktionen ge­
gen Mißstände solidarisieren, für die der 
Staats- und Parteiapparat verantwortlich 
gemacht wird. 

Ideologische SchlOsslgkelt darf 
nicht verlorengehen 

Der nachvollziehbare Abbau von ideologi­
schen Positionen, die expansionistische 
Tendenzen aufweisen, muß vorangetrieben 
werden. Das kann und muß geschehen, 
ohne daß die ideologiSChe Schlüssigkeit, 
von der die Glaubwürdigkeit der Pos~ionen 
abhängt, dabei verloren;geht. In dl8SerTl Zu­
sammenhang ist - vor allem als Unter­
scheKtungsmerkmai - von Bedeutung, 
daß die kommunistische Ideologie in erster 
Unle darauf ausgerichtet ist, kollektIVe Be­
dürfnisse zu befriecigen, während der Ka­
pitalismUS dem einzelnen Freiräume eröff­
net, die sell'18r Persönlichkeitsentfallung 
und damrt auch der Deckung Individueller 
Bedürfnisse in hohem Maße fördertich sind. 
Wet;JWeisend für das fnecliche Zusammen­
leben belder Systeme kann daher die Fort­
entwicklung des sozialen Netzes für die so­
zial Schwächeren im kapitalistischen Sy­
stem und der weitere Ausbau der Uberali­
sierungsansätze im kommunistischen Sy­
stem sein. Wenn sich auf diese Weise die 
Möglichkeiten der Bedürfnlsbefnecigung in 
beiden Systemen für alle Gesellschafts­
schichten verbessem, werden automatisch 
auch die Grundlagen und die Vorausset -
zUngien für die Spannungen zwischen bei­
den Gesellschaftsordnungen in gleichem 
Maße abgebaut. Auf lange Sicht gesehen, 
könnten die Spannunglen dann zu einem 
gesunden Wettbewerbsstreben zwischen 
den Systemen transformiert werden, das 
kEl1ne FEl1ndbilder mehr trägt (bzw. erträgt), 
an denen sich militärische Maßnahmen 
oder Vorkehrungen zum Schutze der Zivil­
bevölkerung 9€lJen feindlIChe Angriffe zu 
orientieren hätten. 

Die Befreiung ideologischer Positionen von 
ihren expansionistischen Elementen und 
ihre schlÜSSIge Begründung mrt auf den 
jewEl1ligen Machtbereich bezogenen inhall­
lichen Argumenten ist gleichzeitig auch die 
Voraussetzung für die Freisetzung materiel­
ler Ressourcen, die der Optimierung kollek­
tiver Bedürfnisse einerseits und individuel­
ler Bedürfnisse andererseits nutzbar ge­
macht werden können, nicht zu etzt auch 
durch eine Umschichtung mlitärischer 
oder militärdienlicher Finanzmittel für diese 
Zwecke. Wird auf diese Weise dl8 alles 
übe~agernde Urangst vor einem vemich­
tenden Atomkriet;J zwischen Ost und West 
abgebaut, dann würde sich dam~ gleich­
zeitig auch das hierauf basierende perso-
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an! I -IIAUllCHMIBUNG 

EIe,m Bundlesverband für den Selbstschutz, bundesunmrtteibare Körperschaft 
des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich dies Bundlesministers dies Innem), 
sind nachfolgend aufgeführte Steilen zu besetzen: 

1 FIICI1b •• 1'IIeIW1In für OtreIo1IIchkeltAlbelt der 
BVS-Lallll .. , ... " .... n In~ 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab sofort -

2. FlIChbearbebrAn für AuIbIIdung der BVS-1.llnclMstel1e 
NIed8rNcIIMn In tt.r_ 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab sofort -

3. F8ChbeMIefter1in der BVS-DIeIwblbllle Nlenburg 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab sofort -

4. F8ChbeMIefterAn der BVS-DIenst8tiII ~ 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab 1. 1. 1988-

Die Bewerber sollen über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor dies Zivil­
schutzes - insbesondere dies Seibstschutzes - verfügen. 

Bis zum Abschluß der Fachausbikilng erlolgt die Eingruppierung eine Vergü­
tungsgruppe noednger 

Wir bieten außer einer 81 IQ8IIIessenen VergOtung die lITl ölfelltl chell Dienst 
üblichen SoziaIteistungen. 

Bewerbungen mrt IIOIIständigen Unterlagen (PersonaIbogen m~ Uchtbild, 
Lebenslauf, Ausbildungs- und Befähigungsnachweise) sind bis zum 
20. 5. 1887 zu rlohten an den 

BUhdll~"'1II für ..... !1Ietachutz 
Bundaalw4 tll •• 

Eupener SIr_ 74, l1OOO KOIn 41 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung Obersandl. 

Bei hauptamtfich BeechAftIg1en des BVS genOgt formlose EIe, ... erbJng auf dem 
Dienstweg. 

nale Aggressionspotential verringem, das 
sich, wie oben dargestefn, insbesonclere im 
Westen in verschiedenen Erscheinungsfor­
men auch schon im Frieden gegen Einrich­
tUngIen dies Staates mobilisiert hat. 

DenkprozeB 
In gesicherten Bahnen 

Auch die Mecien soInen alles tun, dam~ der 
Denkprozeß, der zu einem Abbau expan­
sionistischer Pos~ionen im kapitalistischen 
und kommunistischen IdeoIogiebewußt­
sein führen soll, in gesicherten Bahnen ver­
laufen kann. Wichtig ist in diesem Zusam­
menhang, daß auch das Gerede von der 
Übe~enheit des einen Systems über das 
andere während dies Denkprozesses un­
terbleibt. Abgesehen von den dadurch ent­
stehenden psychologischen Barrieren, ist 

es auch in der Sache insofem wenig hilf­
reich, als die kapitalistische und die kom­
munistische Ideologie mit rationalen Maß­
stäben ebenso wenig miteinander vergli­
chen werden können, wie zwei Religionen 
m~einander vergleichbar und bewertbar 
sind. 

So lange aber das Ziel einer weltweiten 
Friedensordnung noch in weiter Feme ist, 
muß der Staat dafür Sorge tragen, daß er­
stens die staatlichen Vorkehrungen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung in einem be­
waffneten Konftlkt konzeptionell und sub­
stanziell ein hohes Niveau erreichen, zum 
zweiten die durch Unsicherheit hervorgeru­
fenen angstbedingten psychologischen 
Vorbehalte gegen den Zivilschutz abgebaut 
werden und dnttens durch akzeptanzför­
dennde Aufklärungsmaßnahmen die Identi­
fikation der Bevölkerung m~ den Zielen dies 
Staates optimiert wird. 



'P'JI1bft>au de ZlVI und Ka astropMnschutz8s der Stadt Bambelg 

Beispiel Bamberg 

Aus schlechten Anfangen entwickelte sich eine wirkungsvolle Katastrophenabwehr 

Oben: Tausendjlhri­
ges Bamberg - Zen­
trum der oberfrInkl­
sehen Kulturland­
schaft. 

Unk.: Das Alte Rat­
haus Inmitten des 
Regnitzftussea. 

Das ,.livilschutz-Magazin" veröffentlichte In 
der Vergangenheit eine Reihe von Beiträ­
gen, die sich mit der Organisation, dem 
Aufbau und der Entwicklung des Zivil - und 
Katastrophenschutzes im Aufgabenbe­
reich der kommunalen Verwaltung befas­
sen. Im folgenden Bericht soll nun die kreis­
freie Stadt Bamberg im Blickfeld der Be­
trachtung stehen. Die Redaktion war zu 
Gast im Rathaus von Bamberg und infor­
mierte sich über den Stand des Zivil- und 
Katastrophenschutzes der Kommune. 

Tausend Jahre Bamberg 

Romantisch, zauberhaft, liebenswert, Ge­
schenk eines Jahrtausends ~ die Attribute 
dieser Stadt springen dem Besucher beim 
Studium der bunten Prospekte des Städti­
schen Verkehrsamts geradezu ins Auge, 
stimmen ihn ein. Und es Wird nicht ZLMei 

versprochen wie so oft in der Werbung. Im 
Gegenteil, nach einem Streifzug durch die 
größte erhalten gebliebene Mstadt 
Deutschlands mit ihrem malerischen ba­
rocken Erscheinungsbild und den Glanz­
lichtern Kaiserdom, Altes Rathaus, Böttin­
gerhaus, Altenburg sowie den Fischer­
häusem an der Regnitz möchte man ein­
stimmen in die vielen Uebeserklärungen, 
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die dieses Schmuckstuck deutscher 
Städte schon erhalten hat Eine lebendige 
Stadt mit Charme, deren Besuch Sich lohnt 
und die einen belohnt mit einer Fulle unver­
geßlicher Eindrücke. 

Oberfrankens Zentrum 

Bamberg. kreisfr9le Stadt Im Regierungs 
beZirk Oberfranken mit einer Fläche von 
5473 Hektar und rund 7 t 000 Elnwoh· 
nem, ISt Zentrum der oberfränkischen Kul 
turtandschaft In einem welten Talkessel 
arn R"'lllll7fluß gel"'leneldet die Stadt 
etwas unte Ihrel Randlaqe [»:lIlO<. bilde 
te Sich eine ",,,Ifältlqe WirtS 'laft rr'lt einelr 
19Istungsfahlgen Handwerk. ausgedphnten 
Handel und namhaften Industnebetrieben, 
DarunterTexll1 ,Schuh, Lederwaren. Ma 
SChi, ,en, Nahrungsmittel , chemischen 
und optlschoo Fabnkerl sowie 91ner um 
fangreichen ElektrOlndustnA Verpessen 
naturllch nICht die zahlreiche: 1 BraLereien 
mit Ihren SpezIalbieren 

Unter anderem beherbergt die Stadt eine 
UnIVersität, Viele Grund und weiterführen· 
de Schulen soWIe ein großes Klinikum 

Verwältungsorgane der Stadt sind der 
Stadtrat mit 44 ehrenamtlichen Stadträten 
und Oberburgel1Tl9lster Paul Röhner als 
Vorsitzender Er ISt L9Iter der Stadtverwal­
tung Ihm zur S91te stehen 2 BUrgerrnel 
ster Rudolf Grafberger und Oberstadtdltek­
tor Robert Gegenfurtner 

Organisation der 
Katastrophenabwehr 

Im Auftrag des Oberburgermeisters plant 
und koordiniert das Rechtsreferat mit dem 
Amt fur öffentliche Ordnung - Sachgebl9t 
ZIVil und Katastrophenschutz - ä1le Kata­
strophenabwehrmaßnahmen als Untere 
Katastrophenschutzbehörde 

L9Iter des Sachgebiets ISt Manfred Müller, 
langlähnger Mitarbeiter der Stadtverwal­
tung und 91ne starke Tnebfeder beim Auf­
bau des ZivIl und Katastrophenschutzes 
Zu seinen Aufgaben gehören als erstes der 
Vollzug des Bayerischen Katastrophen­
schutzgesetzes (BayKSG), des Bayen­
schen Rettungsdienstgesetzes SOWIe des 
Gesetzes uber die Erweiterung des Kata­
strophenschutzes (KatSG) In Verbindung 
mit den dazu ergangenen Verwaltungsvor -
schnften, 

Dies beinhaltet die Überwachung der 
Dienstleistungen sämtlicher Regieeinhelten 
und der im Katastrophenschutz mitwirken­
den OrganISationen sowie die Kontrolle der 
Ausbildung. die Planung von Ubungen und 
Besetzung von Lehrgängen, Fortschrei­
bung des Katastrophenschutzplans, Er­
stellung von Ausbildungsplänen und Über-
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"Klein-Venedig", ma­
*ische Fischerhlu­
.., an der Regnitz. 

wachung der Alarmbereitschaft der Regle­
eInheIten_ 

Die Arbeit umfaßt u a. auch die Organisa­
tion des Wam- und Alarmdienstes, den 
Aufbau, die Förderung und Leitung des 
Selbstschutzes der Bevölkerung und Be­
hörden sowie dl9 Unterstützung der Rmnen 
beim Aufbau 91nes betnebllchen Katastro­
phenSChUtzes nach der vom BundesInnen­
minister herausgegebenen Vwv-SeIbst­
schutz. Hinzu kommt noch die Geschäfts­
führung des Rettungszweckverbandes und 
die Einsatzleitung bei Katastrophen und 
Unglücksfällen. 

Zugeteilt sind dem Sachgebiet drei weitere 
Mitarbeiter, wobei ein Mitarbeiter für die 
verwaltungsmäßige Abwicklung der vom 
Stadtrat beschlossenen Nutzbarmachung 
von a~en Stollenanlagen auf Zeit eingestellt 
wurde, darüber später mehr 

Mitwirkung bei der 
Gefahrenabwehr 

Getragen wird der Zivil- und Katastrophen­
schutz der Stadt Bamberg von der Freiwil­
ligen Feuerwehr, dem Bayerischen Roten 
Kreuz, dem Technischen Hilfswerk und 
den Regieelnhellen, 

Da Bambergs Einwohnerzahl unter 
100 000 liegt, ä1so keine Berufsfeuerwehr 
zur Verfügung steht, wurde 91ne Ständige 
Wache im Katastrophenschutzzentrum 

elng9lrichtet Sie arbeitet Im Dr9lschichtbe­
tneb mit jeweils acht Mann und kommt ei­
ner Berufsfeuerwehr gleich_ Reichen Per­
sonal und Fahrzeuge bei einem Einsatz 
nicht aus, wird auf einen oder mehrere der 
Insgesamt neun im Stadtgebiet v9lrlellten 
Löschgruppen der Freiwilligen Feuerwehr 
zutückgegnffen 

Dem erwerterten Katastrophenschutz der 
Stadt stehen insgesamt fünf Löschgruppen 
zur Verfügung. Zum Einsatz werden die 
Wehrmänner über einen sogenannten Stil­
len Alarm über Funkmeldeempfänger ge­
rufen 

Das Technische Hilfswerk ISt in Bamberg 
mit Je einem Instandsetzungs- und Ber 
gungszug v9Irlreten. Das Bayerische Rote 
Kreuz, Kreisverband Bamberg, stem für 
den Katastrophenschutz zwei Sanitätszü­
ge mit leweils 50 Helfem. Beide OrganIsa 
tionen verfügen über eigene Unterkünfte_ 

Um 91ne Zweigleisigkeit zu vermeiden, wirkt 
der In Bamberg vertretene Malteser Hits 
di8nst nicht im Katastrophenschutz mrt Er 
stellt seine Einheiten und Einrichtungen 
dem Katastrophenschutz des Landkr9lS8S 
Bamberg zur Verfügung, Arbeiter-Samari­
ter Bund und Johannlter-UnfaliHilfe unter­
halten in der Stadt keinen Ortsverband 

Aus schlechten Anfängen hat sich der Ka­
tastrophenschutz in Bamberg inZWischen 
zu einer wirkungsvollen Katastrophenab­
wehr entwickelt Wesentlich dazu beigetra 
gen haben auch dl9 ReglOOlnhelten mit 



Das Kalaslrophenschutzzentrum der Stadt am Margaretendamm. Tritt der Katastropheneinsatzstab Im Notfall zusammen, wird der große 
Schulungsraum des KatS-Zentrums zum Lagezentrum. 

rund 180 Helfern Dieses Hilfeleistungspo­
tential des erweiterten Katastrophenschut­
zes in der Hand der Stadt gliedert sich in 
einen Bergungszug mit 38 Helfem, einen 
ABC-Zug mit 42 Helfem, einen Sanitätszug 
mit 25 Helfem sowie je einen Verpflegungs­
und Materialerhaltungstrupp. Hinzu kom­
men eine ABC-Melde- und Auswertestelle 
(AMASt), die Örtliche!Technische Einsatz­
leitung (ÖElJTEL) und die Fernmeidezen­
trale HVB. Die Fahrzeuge und Gerate der 
Regieeinheiten sind in städtischen [jegen­
schaften untergebracht. 

Nicht auf dem neuesten 
technischen Stand 

Im argen hegt die Ersatzbeschaffung für 
übera~erte Fahrzeuge und Ausrüstungsge­
genstände des erweiterten Katastrophen­
schutzes. Teilweise bis zu 20 Jahre alt, 
müßten viele Fahrzeuge und auch Geräte 
ausgesondert werden, um mit dem techni­
schen Stand Schntt zu halten. Auch die 
persönliChe Ausstattung der Helfer läßt 
sehr zu wünschen übrig. Hier hofft die 

Stadt, daß der Bund die recht unbefriedi­
gende Srtuation beseitigt und bald eine 
sichtbare Verbesserung eintritt. 

Katastrophenschutzzentrum 
mit Doppelfunktion 

------
Beim Neubau des Baubetriebsamtes der 
Stadt am Margaretendamm wurde vor eini­
gen Jahren ein Katastrophenschutzzen­
trum gleich mitgeschaffen. Neben der hier 
eingerichteten Ständigen Wache der Feu­
erwehr stehen im 2. Stock des Hauses ein 
großer Schulungsraum sowie einzelne Zim­
mer für die Führer der Einheiten des Kata­
strophenschutzes zur Verfügung. Diese 
Räumlichkeiten sind seit 1979 vom Bund 
angemietet. 

Das Zentrum hat eine Doppelfunktion. Tritt 
der Katastropheneinsatzstab im Notfall zu­
sammen, wird der große Schulungsraum 
als Lagezootrum eingerichtet. Die Zugfüh­
rerräume werden dann von den Fachbera­
tem belegt, für die Femmeldezentrale ste-

hen fest Installierte Funk-und Fernsprech­
einnchtungen bereit 

Um Im Einsatz das Nadelöhr der Kommu­
nikation - doo Funk - zu welten, haben 
sich auch der D81utsche Funkhilfsdienst, 
der Deutsche Amateur-Radio-Club (DARG) 
und Hobby-CB-Funker bereIterklärt, im 
friedens mäßigen Katastrophenschutz der 
Stadt mitzuwirken. Eingebunden Ist auch 
ein Luftbecbachtungsdienst. Er kontrolliert 
im Sommer täglich morgens und abends 
die waldbrandgefährdeten Gebiete Im 
landkreiS. 

Umfangreiche Aufgaben 
--'=------

.Dle Katastrophenschutzbehörden haben 
die Aufgabe, Katastrophoo vorzubeugen, 
sie abzuwehren und die hierfür erforderli­
chen Einsätze zu leiten. Sie sind insbeson­
dere verpflichtet, Katastrophenschutzpläne 
anzulegen, beratende Katastropheneln­
satz5täbe zu bilden und Katastrophen­
schutzübungen abzu~en: Der Artikel 2, 
Absatz 2 des Bayenschen Katastrophoo-

Für die Femmeldezentrale HVB stehen im KatS-Zentrum fest installierte 
Funk- und Femsprecheinrichtungen bereit 

Die Einsat2leitstelle der Ständigen Wache der Feuerwehr. 
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schutzgesetzes gibt den 'ganzen Umfang 
der anfallenden Aufgaben der Kretse und 
Gemetnden im Bereich des Katastrophen­
schutzes an. 

HI~esteilung gibt dabei das Bayerische 
StaatsminIsterium des Innem. Es hat aus 
Gründen der Einheitlichkeit einen Muster­
katastrophenschutzplan erstellt. der ver­
bindlich ist für alle Kreisverwanungsbehör· 
den Der Plan, etn wichtiges Fuhrungsmillei 
und dl9 organlSatonSChe Grundlage für 
etne Wlrlksame Gefahrenabwehr Im fne­
densmäßigen Katastrophenschutz SOW19 
im Vertetdigungsfall, enthält vor allem das 
AIamll9rungsverfahren, die Vorbereitungs· 
maßnahmen SOW19 alle Behörden, Einhei­
ten und Einrichtungen und sonstlQen Orga­
nlsatlOnef1, dl9 ,m Katastrophenfall an 
Bekämpfüngs- und HI~ßnahmen mit 
Wlrken. Der Katastrophenschutzplan Wlrd 
ergänzt durch Sonderschutzpläne für be­
sondere Gefahrenobjekle. 

Computer zur Unterstützung 

.Unser Katastrophenschutzplan Ist zwar 
auf dem neuesten Stand, In der Systematik 
Ist er aber überholt. DIe Stadt hat deshalb 
zwei Computer beschafft, in die der ge­
samte Plan gespeichert wird. Mit dieser 
Maßnahme wird u. a. auch der Zugriff auf 
EInzeIInformationen bedeutend schneller", 
eriäutert Sachgebietslelter Müller. 

Zur Zeit Wlrd dl9 Software für die Computer 
erstellt. Ein Rechner steht im Rathaus, der 
zweite Computer soll Im Katastrophen­
schutzzentrum dl9 ArbeIt des Einsatzsta­
bes erieichtem. Geplant ISt, auch dl9 Mobi­
le Elnsatzleilstelle mit einem Computer 
auszustatten. 

DIeses Fahrzeug wurde für kleinere Einsät­
ze geschaffen und verfügt u. a. über zwet 
FUG Sb, zwet tragbare FUG 10a, Autote­
lefon und die MöglIChkeit. über den soge­
nannten UWE-Funk (Umweltfunk) zu korre­
spondieren. Hinzu kommen umfangretChes 
Büro- und Kartenmaterial, Schutzanzüge, 
Handlampen und etn Notstromaggregat. 
DIe Mobile Einsatzleitstelle bietet einem T 911 
des Katastrophenschutzstabes dl9 Mög­
lichkett, den Einsatz vor Ort zu koordinieren 
und hat sich schon mehrfach bewahrt. 

Stabsfunktionen vierfach 
besetzt 

Der Stab HV8 der Stadt Bamberg Ist nach 
dem bundeseinheitlIchen Modell 81ner Ka­
tastrophenschutzlettung gegll9dert. Kata­
strophenschutzlelter ist Oberbürgermeister 
Röhner. Er Wird von einem Stab mit den 
Stabsführungsgruppen SI bis S4 beraten. 
Diese Gruppen stehen unter der Leitung 
von Oberstadtdirektor Gegenfürtner. Hinzu 
kommen die nach dem Stabsmodell gefor­
derten Fachberater und Stellvertreter, dl8 
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Manfred Müller, leiter 
des Sachgebiets Zivil· 
und Katastrophen· 
schutz. ist ein. starke 
Triebfeder beim Auf­
bau der Gefahrenab­
wehr der Stadt Bam­
berg. 

die etnzelnen FachdlerlSte repräsentl9l'en. 
Zur Katastrophenschutzleilung gelhören 
femer Vertreter der etgenen Verwanung so­
wie anderer Elehörden und Einrichtungen, 
deren Mitwirkung im Katastrophenfall erfor­
derlich ist. 

DIe etnzelnen S-FunktlOOOO im Stab HV8 
Sind in Bamberg vierfach besetzt. Je zwei 
Sachgl8bietsleiter stehen Im Katastrophen­
fall zur Verfügung. Für die Aufgaben in ei­
nem Verteidigungsfall wurden zusätzlich je 
Stabsfünktion zwei weitere Sachgebietslei­
ter ausgebildet. 

Aus eigenl8n Mitteln hat die Stadt für alle 
Zugführer der Einheiten sowie für die Mrt­
glieder der Katastrophenschulzleitung 
Funkmeldeempfänger beschafft. Über sie 
kann eine Durchsage abgesetzt werden, 
ein Rückruf ist nicht möglICh. Die alarmier­
ten Kräfte müssen sich innerhalb fünf Minu­
ten bei der Ständigen Wache der Feuer­
wehr melden und erhalten von hier wettere 
Anweisungen. 

Bewährungsproben bestanden 

Auch etnige reale Einsätze haben inzwi­
schen die Letstungsfählgkelt der Gefahren­
abwehr in Bamberg aufgezeigt. So wurde 
nach etner Gasexplosion am 15. Juli 19S2 

T eitweise bis zu 20 
Jahre alt sind die 
Fahrzeuge des erwei­
terten Katastrophen­
schutzes. 

In der Altenburger Straße etne Katastro­
pheneinsatzleitung in der MobIlen Einsatz­
leitstelle gebildet. Bei der ExplosIOn wurden 
ein Haus zerstört und rund 20 weitere Ge­
bäude beschädigt. Zum Glück kamen 
Menschen nicht emsthaft zu Schaden. 

DIe Einsatzleitung koordinl9rte die Hilfs­
maßnahmen von Feuerwehr, THW, BRK 
und Polizei. In einem Zen wurden verstörte 
Anwohner betreut, der Versorgungsdienst 
bereitete für rund 200 Personen - Un­
glücksbetroffene und Katastrophenschulz­
helfer - ein Mittagessen. 

Weitere Einsälze eines Teils des Stabes 
waren erforderlich nach etner Explosion ,n 
etner Rrma und anläßllch etnes Hochwas­
sers nach etnem Unwetter SOWI9 bei etnem 
Brand In etner TepplChlagerhalie. 

Auf die Frage, ob sich dl9 Einsatzleitung 
bewährt habe, metnt Müller: .Je mehr man 
den Einsatz übt, je besser ist es natürlich. 
Die Stabsmitglieder üben'j8 nICht täglich, 
so daß Ihr Einsatz taktisch gesehen nicht so 
problemlos abläuft WI9 bei den elngeselz­
ten Einheiten. Sie kennen ihre fachbezoge­
ne Tätlgkett, während der Stab doch etne 
gewisse Zelt zum Anlaufen braucht. ' 

019 .Technische Einsatzlettung" oder .Örtll ­
che Einsalzleitung" WI8 es in Bayem heißt, 
setzt Sich zusammen aus Zugführem, die 



nach zehn Jahren aus dem Dienst der Ein­
heiten ausgeschieden sind und weiter frei­
willig mrtarbeiten wollen. Leiter der ÖEL ist 
in Bamberg ein nicht melhr im aktiven 
Dienst stehender Stadtbrandrat. 

für den Fall einer notwendigen Evaku­
ierung eines Teils der Bevölkerung bei ei­
nem Großschadensereignis, sind im Kata­
strophenschutzplan der Stadt als erstes die 
Hotels mrt den entsprechenden Aufnahme­
kapazitäten erfaßt. Hinzu kommen mögli­
che Großunter1<ünfte wie Schulen, T umhal­
len, Jugendherbergen etc., die bei weite­
rem Bedarf genutzt werden können. 

Die Organisation 
des Selbstschutzes 

.Jeder Stadtteil hat ,seinen' Selbstschutz­
berater. " Die Überschrift über einem Artikel 
in der Tageszeitung .Fränkischer Tag· Mrt­
te September 1986 machte die Bevölke­
rung emeut auf die Aktivitäten der Stadt im 
Bereich des Selbstschutzes aufmerksam. 
Vorbildlich und konsequent ist die Kommu­
ne ihrer Verpflichtung nachgelkommen, im 
Rahmen ihrer Aufgabe, den Selbstschutz 
zu fördem, dafür Sorge zu tragen, daß der 
Bevölkerung Rat und Auskunft in Selbst­
schutzfragen angeboten wird. 

Vorausgegangen waren in den vergange­
nen Jahren Beiträge in der Tagespresse, in 
denen die Stadt auf die Aufgaben und den 
Ausbildungsweg der Selbstschutzberater 
aufmerksam machte und die Bevölkerung 
aufforderte, ein solch ehrenamtliches Amt 
zu übemehmen. Die Resonanz war sehr 
posrtiv, SO daß in Zusarnmenarbeirt mrt 
dem Bundesverband für den Sefbst­
schutz, Dienststelle Bayreuth, inzwischen 
21 Sefbstschutzberater ausgebildet wur­
den. Sie betreuen jeweils einen Stadtbezir1< 
und können vor Ort eine bürgemahe Bera­
tung in Selbstschutzmaßnahmen durch­
führen. 

V1elflltlge· AktIvItiIten 

Die Selbstschutzberater treffen sich einmal 
im Monat. Meist nimmt ein Vertreter der 
Stadt, gelegentlich auch der Oberbürger­
meister, an diesen Veranstaltungen teil. Be­
sprochen werden u. a. Organisationsfra­
gen, die Schutzbausituation sowie die Ein­
satzmöglichkeiten der Berater. Leidiges 
Thema ist auch immer wieder die persönli­
che Ausstattung der Selbstschutzberater, 
die vom Bund bis heute noch nicht geliefert 
wurde. 

Eingesetzt werden die Sefbstschutzberater 

DIe l.agertIalle für die 
GerIte und '--'1-
ehe Ausstattung der 
Regieeinheiten. 

Eins der Gerttehluser 
der Im Stadtgebiet 
verteitten neun Feuer­
wehr-L6schgruppen. 

auch bei • Tagen der offenen Tür" der Stadt 
sowie bei Ausstellungen. So konnten sie 
kürzlich anläßlich der .Frankenland-Aus­
stellung" in Bamberg an einem Informa­
tionsstand der Bevölkerung ihre Aufgaben 
er1äutem und Auskunft über Sefbstschutz­
maßnahmen gelben. Zusätzlich unterstüt­
zen die Sefbstschutzberater die Informa­
tionsart>eit des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz. 

Zur Zeit gibt es in Bamberg nur eine Bera­
tungsstelle im Katastrophenschutzzen­
trum, deren Öffnungszeiten der Bevölke­
rung bekanntgegelben wurde. Geplant ist, 
weitere Beratungsstellen in den einzelnen 
Stadtbezir1<en zu installieren. Bis zu diesem 
Zeitpunkt ist die Wohnung des Selbst­
schutzberaters AnlaufsteIle für den ratsu­
chenden Bürger. 

Örtliche Verhilltnlsse erfa8t 

Eine wichtige Aufgabe der Selbstschutzbe­
rater ist die Beschreibung .ihres· Wohnbe­
reichs. Rund 50 Prozent der Berater haben 
inzwischen eine Selbstschutz-Wohnbe­
reichsbeschreibung erstelrt. 

Sie gliedert sich in 
1. Allgemeine Struktur (Einwohnerzahl, 

Anzahl der Häuser und Haushalte, 
Pendleroewegung, Flächengröße, Flä­
chennutzung, wichtige Verkehrswege 
etc.) 

2. Besondere Gefahrenpunkte (brand­
empfindliche Objekte und Anlagen, 
Hochhäuser, Verkehrsengpässe, Kraft­
werke etc.) 

3. Besondere selbstschutztaktische Auf­
gaben (Sitz der KatS-Abwehr1eitung, 
ortsfest und bewegliche Wamgeräte, 
Sammelstellen, Löschwasserversor­
gung, Krankenhäuser, Notunter1<ünfte, 
öffentliche und private Schutzräume 
etc.) 

Durch das selbständige Erarbeiten und Be­
werten der Wohnbereichsbeschreibung 
wurden die Selbstschutzberater eng ver­
traut mit den besonderen örtlichen Verhält­
nissen .ihres" Stadtbezir1<s. Sie gibt ihnen 
Einblick in die Selbstschutzsrtuation des 
Bezir1<s, läßt Rückschlüsse zu und ist wich­
tige Grundlage bei der Erteilung von Rat 
und Auskunft an den Bürger. 

Die Konsequenz der Stadt Bamberg im Be­
reich des Selbstschutzes zeigt sich auch 
darin, daß der Sprecher der Selbstschutz­
berater sowie der Sefbstschutzberater des 
jeweiligen angenommenen Schadenge­
biets bei Übungen im Katastrophenschutz­
stab mitwilj<en. 

Horst Waldig, Sprecher der Selbstschutz­
berater, hebt in einem Gespräch mrt dem 
.,ZMlschutz-Magazin" die beispielhafte Un­
terstützung der Stadt bei der Aufbauarbeit 
des Selbstschutzes hervor. .Wenn die 
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Stadt uns nicht voll unterstützen würde, 
wären Wlr schon längst nicht mehr dabeI. 
Die Verantwortlichen, an der Spitze der 
Oberbürgermeister, sind mit uns absolut 
auf elner Unle. SI8 unterstützen uns mit 
allen Mitteln, um u. a. hier In Bamberg für 
dl8 Bürger mehr Schutzräume zu erhalten. 
Wir hoffen, dl8s hat eine SlgnalWJrkung auf 
andere Staclte", sagt Waldig. 

Selbstschutz in Behörden 

Der Behördenselbstschutz nimmt In Bam­
berg einen breiten Raum eln. Alle Ämter 
und Einrichtungen der Kommune, die zum 
Tell In verschiedenen Stadtteilen unterge­
bracht sind, sowie die Welteren In der Stadt 
vertretenen Behorden verfügen über elnen 
Selbstschutzzug. Aus- und fortgelbildet 
werden die Elnsatzkräffe vom Bundesver­
band für den Selbstschutz Eine jährliche 
Ubung stellt dl8 Einsatzberertschaff der 
Helfer sicher 

Helmut Schneider, Leiter der BVS-Doenst­
stelle Bayreuth, lädt alle 35 Behörden­
selbstschutzleiter Bambergs Im Dezember 
)Elden Jahres zu elnem Gespräch ein. Dabei 
melden dl8 T ellnehmer Ihren Bedarf an 
AusbIldungsveranstaltungen und sprechen 
die Termine ab. 

Für den theoretischen Tell der Fachausbil­
dung Wird der Stabsraum Im Katastro­
phenschutzzentrum genutzt. Ein Übungs­
gelände für die praktische Unterrichtung 
der Einsatzkräfte ist in Bamberg leider nicht 
vorhanden. Ein Nachteil, der Immer wieder 
elnen langen Anfahrtsweg zum Übungsge­
lände des THW-OrtsvertJandes Bayreuth 
nötig macht. 

Im Gespräch mit dem .,ZMlschutz-Maga­
zln" weist Schooder auf die ausgezeichne­
te Zusammenarbeit mit der Stadt Bamberg 
hin .• Die Voraussetzungen für den Selbst­
schutz Sind hl8r sehr günstig, weil Oberbür­
germelster Röhner Selnen VerpfliChtungen 
nach dem Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes, den Selbstschutz 
aufzubauen, zu fördem und zu leiten, vor­
bildlich nachkommt", freut sich der BVS­
Dlenststellenleiter 

In den für den Selbstschutz zuständigen 
Sachgebietsleiter Manfred Müller Sieht 
Schneider elnen Mann, der dies mit viel 
Engagement und FachWlssen nach unten 
fortsetzt. So ISt es auch als glückliche Sym­
bIOse zu verstehen, daß Muller gleichzeitig 
BVS-Beauftragter In Bamberg ISt und hier 
viele Kontakte knüpft, die die BVS-Dlenst­
stelle Bayreuth aufgretft und vertl8ft. 

Die Schutzbausituation 

.Das ISt ja wie im Vorhof zur Hölle", sagt 
eine junge Frau, Mitglied einer Gruppe von 
25 Bamberger Bürgerinnen und Bürger, 
die sich im Eingangsbauwerk zu einem Teil 
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Eine der modemsten RettungsJeitstelien in Bayern hat das BRK I m Rande der Stadt gebaut 

der Bamberger .Unterwelt" etngefünden 
haben. Sie mußten lange auf eine der be 
gehrten Karten der Volkshochschule war­
ten' um die Jahrhunderte alte Stollenanlage 
unter dem Stadtgebiet von Bamberg zu 
erkunden. Die Besichtigungstour Ist zu 81 -

nem Renner geworden. 

.Wir dachten, mit zwei, drei Stollenbefah­
rungen Ist es getan, aber InZWischen Sind 
es schon über 80 Führungen geworden", 
sagt Manfred Müller, zu dessen Sachgebiet 
die Stollenanlage gehört und der meist die 
Gruppen führt . Knapp eine halbe Stunde 
dauert die Darstellung der Geschichte der 
weitverzwelgten, teilweise doppelstöckJ­
gen Anlage. Anschließend ISt Muller sach­
kundlQ8f und vIelbefragter Führer der eln­
stündigen Befahrung dl8S8S Irrgartens. 

Das "fränkische Rom" 

Bamberg steht auf sieben Hügeln und 
nennt sich das .fränklsche Rom". Schon 

Blick In die Zentrale 
der Rettungsleitstelle. 

seit dem 11 Jahrh'indert WlJrde In diesem 
Berggf!blet der K"tlpersAndsteln abge­
baut. Die ursprungliche BPstlmmunq war 
die Gewlnntmp von Fepsand als Putz und 
Scheuermlttpl 

Der große Boom im ßamberger Stollenbau 
lief Im 17. und 18. Jahrhundert an, als man 
die durch den Abbau entstandenen Felsen­
kell"r wepen der gleichmäßigen T empera­
tur, die In Ihnen herrscht "Ir Lagenlng von 
Nahrungs- und Genußmlttpl milzte Später 
waren die Stollen dann ideale lagerstätten 
fur Bier und Malz 

Ab 1942 Wllrde fast )eder der rund 
45 000 Quadratmeter untenrdlschen 
Grundfläche Im ßerageiblet für off'mthche 
und pnvalp Schutzzwocki' ausgebaut und 
entsprechend elngenchtet Gegen Ende 
des Kneges wurden In le Stollen auch 
knegswichhge Betnebe lind ein Versor­
gungslager verlegt 

Am 22 Februar 1945, als ein Bombentep 
plch auf St"phansberg lind Kaulberq nle-



derging, gaben die Felsenkeller der Bevöl­
kerung Schutz ~nd Sicherheit. 

Nach dem 2. Weltkneg kehrte wieder Ruhe 
ein ,n Bambergs .Unterwelt". Die Stollen 
verfielen und gerieten in Vergessenheit, bis 
1966 ein Pkw unvermittelt in das Pflaster 
des Stephanplatzes einbrach und die ein­
sturzgefährdeten Stollen In Ennnerung 
brachte. 

Nach einem langen Tauziehen um die Sa­
nierungskosten begann man 1982 in grö­
ßerem Umfang Bambergs Stollenanlagen 
mit einem Kostenaufwand von ca. drei Mil­
lionen Mark zu slchem. Mit dem sogenann­
ten T Orkretlerungsverfahren wurde das Ge­
birge vor Nachbrüchen geschützt. 

Neue Nutzung 

Sehr wert fortgeschntten ist das Vorhaben, 
die jetzt sanierten Stollenanlagen als 
Schutzbauten zu nutzen Schon In diesem 
Jahr Wlrd mit dem Ausbau der Felsenkeller 
als Schutzräume begonnen. Die Kosten 
trägt der Bund Das Vorhaben wurde in drei 
Prioritäten eingeteilt. Im ersten Zug werden 
Schutzplätze für rund 1 400 Bamberger 
Bürger geschaffen. Die geplanten beiden 
weiteren Abschnitte bieten Raum für rund 
2 000 sowie 600 Schutzplätze. 

Insgesamt könnte bei einem entsprechen­
den Ausbau der gesamten weitverzweigten 
Anlage etwa 25 000 Bamberger Einwoh­
ner hier Schutz ,m Notfall finden. Eine Zahl, 
die bezogen auf die Einwohnerzahl weit 
über dem Schutzplatzangebot anderer 
deutscher Städte hegen würde. 

Vorhanden sind in Bamberg rund 4 100 öf­
fent�iche Schutzplätze In zwei Mehrzweck -
anlagen. In einer 1984 gebauten Tiefgarage 
stehen 3 315, in der 1986 erstellten Tiefga­
rage der Stadtsparkasse 800 Schutzplätze 
zur Verfügung. 

Planung für den 
Verteidigungsfall 

Die Planungen und Vorsorgemaßnahmen 
für den Verteidigungsfallliegen In Bamberg 
In den Händen des Versorgungssicherstel­
lungsamtes (Amt 35). Es hat für den Kri­
sen-, Spannungs- oder Verteidigungsfall 
einen besonderen Verwaltungsgliede­
rungsplan erarbeitet. Der ZAP-Alarmkalen­
der ist erstellt, die personelle Besetzung der 
Führungsämter (UK-Stellung) festgelegt. 
Abgeschlossen ist auch die Planung der 
Versorgungs- und Bedarfsdeckung im 
Rahmen der SIchersteIlungsgesetze. 

Notbrunnen wurden In Bamberg njcht er­
stellt. Man hat bewußt darauf verzichtet. da 
man die Unterhaltung solcher Brunnen als 
sehr kostenträchtig und autwendig ansieht 
und im Notfall auf die T lelbrunnen der vielen 

BVS-Dlenstatellenlel­
tor Helmut Schneider 
im GespräCh mit 
Sachgebietsleiter 
Manfred Müller, 
gleichzeitig BVS-Be­
auftragter In Dam­
berg. 

Brauereien im Stadtgebiet zurückgreifen 
will. Geplant ist, eine große Wasser-AuIbe­
reitungsanlage zu kaufen. 

An Löschwasser mangelt es in Bamberg 
nicht. Die Regnitz, die die Stadt durChfließt, 
und auch der Rhein-Main-Donau-Kanal im 
östlichen Stadtteil sind ein großes Lösch­
wasserreservoir. Dennoch wurden an zen­
tralen Stellen der Altstadt untenrdische 
Löschwasserbehälter angelegt. 

Vorbildliches flächendeckendes 
Rettungswesen 

Eine der modemsten Rettungsleitstellen in 
Bayem hat das Bayerische Rote Kreuz am 
Rande der Stadt gebaut. Hier laufen seit 
1981 alle Fäden eines gemeinsamen Hilfe­
leistungspotentials zusammen. Die Stadt 
Bamberg, der Landkreis Bamberg und der 
Landkreis Forchheim haben sich zu einem 
Rettungszweckverband zusammenge­
schlossen, in dem das Bayerische Rote 
Kreuz, der Arbeiter-Samariter-Bund, der 
Malteser-Hilfsdienst und die Johanniter­
Unfall-Hilfe mitwirken. 

Standleitungen zu den sieben im Gebiet 
verteilten Rettungswachen der verschie­
denen Hilfsorganisationen stellen sicher, 
daß die im Bayerischen Rettungsdienstge­
setz festgelegte Hilfsfrist von 12 maximal 
15 Minuten eingehalten wird. Die Ret­
tungsleitstelle, eine Einrichtung des Präsidi­
ums des BR, Ist selbst mit acht hauptamt­
lichen Angestellten im Rettungsdienst be­
setzt. 

Im gesamten vom Rettungszweckverband 
abgedeckten Gebiet können drei Ret­
tungshubschrauber angefordert werden. 
.Christoph 18" ist In Ochsenfurt, "Chri­
stoph 20" in Bayreuth und .Christoph 27" 
mit dem Rufnamen .SAR-74" in Nümberg 
stationiert. 

Auf einem guten Weg 

.Ich glaube, daß wir in Bamberg gute, posi­
tive Ansätze im Zivil- und Katastrophen-

schutz geschaffen haben und den Ver­
g(elch mit anderen gle<chgroßen Städten 
nicht zu scheuen brauchen", meint Ober­
bürgerml6ster Paul Röhner in einem Ab­
schlußgespräch mit dem .Zivilschutz-Ma­
gaZln". Der gesamte Stadtrat und die mit 
dem Zivil - und Katastrophenschutz befaß­
ten Ämter und Dienststellen würden dieser 
Wlchtlgen Einnchtung zum Schutz der Bür­
ger einen hohen Stellenwert einräumen, 
sagt Röhner und fügt hinzu: .Dles wird von 
mir nachhaltig unterstutzt ." 

Im weiteren Verlauf des Gesprächs ver­
weist der Oberbürgermeister darauf, daß 
der geplante Ausbau der Bamberger Stol­
len zu Schutzräumen auch in Fnedenszei­
ten von vielseitigem Nutzen sein könne. Die 
jüngsten EreigniSse z. B. In der Schweiz 
hätten gezeigt, .daß Wir eigentlich jeden 
Tag gewappnet und ber6lt sein müssen, für 
den Schutz unserer Burger zu sorgen" Er 
freue Sich. so Röhner, daß Bamberg auf 
einem guten Weg sei, .den Ich für richtig 
halte, und den Ich auch fortsetzen möch­
te" , 

Bambergs Oberbürgermeister Paul R6hner 
räumt dem Zivil- und Katastrophenschutz einen 
hohen Stellenwert ein. 
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Jahrhundertelang wurden die Felsenkeller als LagerstAtte rur Nahrungs- und GenuBmittel genutzt. 

Auf den guten Stand der Organisation der 
Selbstschutzberater angesprochen, sagt 
der Oberbürgermeister: "Wir haben hier 
das Glück, daß wir gemessen an anderen 
Gemeinden eine überdurchschnittlich gro­
ße Zahl freiwilliger Mitarbeiter haben, die 
sich mit großem Idealismus für die Sache 
einsetzen: Man sei froh, mit der jetzigen 
Mannschaft in etwa ein die Stadtfläche ab­
deckendes Netz von Selbstschutzberatem 
geschaffen zu haben. 

Widerstand aus Teilen der Bevölkerung ge­
gen Maßnahmen des Zivil- und Katastro-
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phenschutzes gibt es in Bamberg nicht. 
.Ich glaube, daß an dieser Haltung der Be­
völkerung in erster Unie die Ertahrung aus 
schweren zurückliegenden Zeiten beiträgt, 
die bei der älteren und alten Generation 
natürlich noch nicht vergessen sein kann, 
und es bei der jüngeren Generation auch 
geschätzt wird, daß es Frauen und Männer 
gibt, die über ihren Beruf und ihre Freizeit 
hinaus sich für die Allgemeinheit ausbilden 
lassen und bereitstehen für den Notfall." 

Diese bejahende Einsicht würde gestützt 
von der offiziellen aktiven Haltung des 

Stadtrats und der VelWaltung, die sicher 
ihre positive Ausstrahlung habe, ergänzt 
Röhner. "Wir sind hier auf Aktivkurs und 
versuchen, den Zivil- und Katastrophen­
schutz einzuordnen nach seinen ihm zu­
kommenden wichtigen Stellenwert. Es ist 
für uns eine Pflichtaufgabe, und wir sind 
bemüht, dieser Aufgabe nach bestem Wis­
sen und Gewisseri gerecht zu werden: 

Zu", Schluß 

Oberbürgermeister Röhner Ist sich seiner 
Verantwortung um den Schutz und die Si­
cherheit seiner Bürger bewußt. Und dieses 
Verantwortungsbewußtsein setzt sich fort 
bis hin zu den Sachbearbe~em der mit die­
sen Aufgaben befaßten Ämter und V8IWaI­
tungsstellen. 

Es ist nicht leicht, nach den Vorgaben der 
umfangreichen und komplizierten Geset­
zeswerke von Bund und Land einen praxis­
bezogenen, leistungsfähigen Zivil - und Ka­
tastrophenschutz in den Gemeinden aufzu­
bauen. Vor Ort sieht immer alles anders 
aus. Viele Unabwägbarkeiten, örtliche Be­
sonderheiten und Widerstände von politi­
scher Seite und aus einzelnen Gruppen der 
Bevölkerung stellen sich oft in den Weg. 

Daß dieser Weg in Bamberg SO ertolgreich 
begangen werden konnte, ist dem koope­
rativen Zusammenspiel aller politischen 
und administrativen Kräfte zu verdanken. 
Dies ist nicht immer SO, und SO kann Bam­
berg hier als ein positives Beispiel dienen. 

güse 

Ein sanierter Felsen­
keIler. Mit dem Tor­
kretlerungsverfahren 
wurde das Gebirge 
vor NachbrOchen ge­
schOtzt. 

(Fotos: Stadt Sam­
barg 6, 5eB 11) 



DomlOOster 4. - Sollte diese Adresse ein­
mal in einer Feuermeldung bei der Kölner 
Feuerwehr eingehen, so dürfte dies ~ort für 
einige Aufregung sorgen. Denn hinter dem 
Straßennamen und der Hausnummer 
"DomlOOster 4· verbirgt sich ganz einfach 
- der Kölner Dom. Wie jedes andere Ge­
bäude in der Stadt trägt auch die Hohe 
Domkirche Köln - so die offizielle Bezeich­
nung - eine Hausnummer, die neben dem 
Hauptportal zu sehen ist. 

Unter seiner .Anschrift" ist der Dom auch 
im Einsatzleitrechner in der Einsatzzentrale 
der Kölner Berufsfeuerwehr zu finden. Die 
Feuerwehr Widmet dem Schutz des Domes 
wegen seiner Bedeutung als kultur11istori­
sches Denkmal und als Wahrzeichen der 
Stadt besondere Aufmerksamkeit. 

Besichtigung 
durch die Feuerwehr 

Jeder Feuerwehrmann-Anwärter, der in 
Köln seine Ausbildung antntt, lemt in elOer 
der ersten Ortsbesichtigungen den Dom 
kennen - vom "Keller" bis zum Dach. 
Dazu gehört auch eine Turmbesteigung bis 
zum Aussichtsumgang und eine Begehung 
der Außengalerien am Fuß der Dächer. 

Das "Zivilschutz-Magazin" konnte an einer 
solchen Dombesichtigung der Feuerwehr 
teilnehmen und sich dadurch ein Bild über 
die brandschutztechnischen Schwerpunk­
te und die Vorkehrungen gegen Brandge­
fahren verschaffen. 

Man muß sich die Dimensionen des Bau­
werks Kölner Dom erst einmal vergegen­
wärtigen, will man die Aufgaben des Brand­
schutzes an dem Gebäude ermessen. Der 
Dom, 1880 nach 632 Jahren Bauzei1 fertlg­
gestel~, hat eine Grundfläche von etwa 
8 000 m2 , seine größte Länge beträgt 
144 m, die größte Breite 86 m. Die beiden 
Türme sind je 157 m hoch und der Dachrei­
ler mißt 109m. Der gesamte umbaute 
Raum beträgt 407 000 m3. 

Dächer als Gefahrenpunkt 

Da der Innenraum der Kathedrale eine rela­
tiv geringe Brandlast, d. h. wenig brennba­
re Stoffe, aufweist, besteht für die Feuer­
wehr nur ein einziger, dafür um so größerer, 
Gefahrenpunkt, nämlich die Dächer. 

Insgesamt bilden die Dächer von Mittel­
schiff, Querhaus und Seitenschiffen eine 
Fläche von 12500 m2. Die Dachkonstruk­
tionen, 1859- 1883 erstel~ , bestehen aus 
Walzeisen, das mrt 35 mm starken HoIz­
planken belegt ist. D~ Dachhaut bilden 
2 mm starke Bleiplatten. 

Enonne Brandlast 

Beleuchtet man diese Dachkonstruktion 
einmal aus brandschutztechnischer Sicht. 
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so wird dl9 enorme Brandlast deuthch. Er­
geben doch die Holzplanken der Dachflä­
che eloe gesamte Holzml9nge von über 
400 m3 - das dazu noch über 100 Jahre 
alt und zundertrocken ist. 

Eine wElitere Gefahr stellt dl9 Bleibedek­
kung dar, die bei HItzeeinWIrkung verflüs­
sigt und so bei einem Brand die Einsatz­
kräfte gefährden könnte. 

Besonders problematisch Ist für die Feuer­
wehr ,m Einsatzfall die eiseme Dachkon­
StruktlOl1. Bedingt durch die TatsaChe, daß 
Stahl bereits bei 500 'e die Hälfte seiner 
FestlgkElit einbüßt, muß die Einsturzgefahr 
des Daches bei einem Brand als sehr hoch 
angesehen werden. 

6 000 Quadratmeter Dachböde,\ 

Da dier gesamte Dom bis zu den Turmspit­
zen durch ElIne Bhtzschutzanlage geschütz1 
ISt und die BleIbedachung eine Entzündung 
von außen verhindiert, konzentneren Sich 
alle Maßnahmoo zur BrandVerhütung auf 
den Innenraum dier Dächer. DElInn dl9 Ge­
fahrenpunkte auf diesem Insgesamt 
6 000 m2 großen Dachboden sind vie~älti­
ger Natur. 

Erstaunt betntt man den Dachboden dies 
100 Meter langen Mittelschiffes. Hatte man 
einen dunklen, staubigen Raum erwartet, 
so ISt man verblüfft vom hellen Neonlicht, 
von den VIelfältigen ArbeItsgeräuschen und 
vom ElImSigen Treiben ElIner Anzahl von 
Handwerkem. 

Wertlstatt Im Kölner Dom 

Eine Kreissäge kreischt, eine Bohrmaschi­
ne surrt, es Wird gehämml9rt und ge­
schraubt. Man hat den Eindruck, eine 
Schlosser-oder SchrElinerwerkstatt zu be­
suchen. Und - obwohl man Sich In einer 
Kirche befindet - dieser Eindruck stimmt 
tatsächlich. Denn selbst die wenigsten KöI­
ner wissen, daß mehr als zehn Handwerker 
- Dachdecker, Zimml9rleute und Stein­
metze - ihren ständigen Arbeitsplatz auf 
dem Dachbodien des Domes haben. 

Diese Werkstatträume Sind ,n brandschutz­
technischer Hinsicht nicht ungefährlich, 
denn die vie~ä~igen Elektrowerkzeuge mit 
Ihrer Hltze- und Funkenbildung sowie die 
MöglIChkeit mooschllChElIn Versagens 
- man denke nur an das Rauchverbot -
sind schein ein großes Gefahrenpotential. 

Gefahrerhöhend wirkt auch die Stromver­
sorgung auf diem Dachboden. In ZWEli 
Stromkreise untertel~, kennzeichnen farb­
lich unterschiedliche Kabel den stadteige­
nen Stromkreis für die Außenbeleuchtung 
des DomlElS sowie den .hauseigenen" 
Stromkreis für die Beleluchtung dies Dach­
bodens und die Stromversorgung der 
Werkstätten. In der kiloml9terlangen Verka-

22 ZS-MAGAZlN 3/87 

Oeutllch Ist die Walzeisenkonstruktion - hier ei­
nes KapeUendaches - zu erkennen, links die 
Holzbeplankung mit der darObettiegenden Blel­
bedeckung. 

belung lassen Sich Fehlerquellen nICht mrt 
Sicherheit ausschheßen. 

Gro6e Anstrengungen 
beim Brandschutz 

Den vielfältigen Gefahren, die zu einem 
Brand führen können, Wird von selten der 
Dombauverwaltung mit großer Anstren­
gung entgegengewirkt. Wie Dombaumei­
ster Prof. Dr. ArnoId Wolff diem .,zivil­
schutz-Magazin" versicherte, Wird In die­
sen Anstrengungen auch In doo kommen­
den Jahren nicht nachgelassen: 

Zu den festen Brandschutzvorkehrungen 
zählen die Doppel-StEligleitungen an fünf 
Stellen rund um das Bauwerk, die Jeweils 
zur Außengalene am Fuße dier Kapellendä­
cher In etwa 25 Meter Höhe führen und mrt 
dier zwEliten leitung auf der AußEllngaJene 
am Fuße des hohen Daches In etwa 45 Me­
ter Höhe münden. 

An Jedem Abgabepunkt der Steigleitungen, 
die alle In der Nähe eines Zugangs zum 
Dachboden hegen, sind ausreichendes 
Schlauchmatenal und Feuerlöscharmatu­
ren in Stahlschränken untergebracht. In un­
mittelbarer Nähe der EInspeisepunkte dier 
StEligleltung am Erdbodien befindiet SICh je­
weils ein Unterflurhydrant. 

Zur Bekämpfung von Entstehungs- und 
KJElInbrändert stehen auf diem Dachboclen 
acht fahrbare Pulver1öscher mit je 50 kg 
Löschpulver bereit. Darüber hinaus sind im 
gesamten Dom - mrt Schwerpunkt Dach­
boden - noch etwa fünfzig tragbare Pul­
verlöscher vorhanden. 

Neue Elektroinstallation 

Dombaumeister Wolff erläuterte das Kon­
zept des vorbeugenden Brandschutzes im 
Dom für die kommenden Jahre. Danach ist 

Der 108 Meter hohe Dachreiter (oben) ruht Im 
Innem auf einer mlchtigen Stahlkonstruktion 
(unten). 



vor allen Dingen für 1987 die Emeuerung 
der gesamten Elektroinstallation im Dach­
bereich vorgesehen. Von den 7,5 Millionen 
DM, die in diesem Jahr für die Erha~ung 
des Bauwerks Dom aufgewendet werden, 
sind allein 800 000 DM für die Emeuerung 
eingeplant. 

Als weitere Maßnahme ist eine Verlagerung 
der Werkstatträume in den Bereich zwi­
schen den beiden Türmen geplant, wo sie 
eine brandsichere Decke erhalten und vom 
Dachbereich durch feuerfeste Abgrenzun­
gen getrennt werden. Damrt ist es möglich, 
daß der Dachboden völlig frei und über­
sichtlich wird. 

Lehren aus Dachstuhlbrand 

Aus dem Dachstuhlbrand der Agneskirche, 
der flächen mäßig zweitgrößten Kölner Kir­
ehe, vor einigen Jahren konnte die Dom­
bauverw~ung Lehren ziehen. WätYend im 
Dom die Gewölbe der Innenräume nach 
oben offen und ungeschützt sind, sind sie 
in der Agneskirche durch eine zusätzliche, 
durchgehende Decke geschützt. Diese 
Decke leitete beim Brand das Löschwasser 
nach außen ab und trug auch den Brand­
schutt des Dachstuhls. 

So blieb der Innenraum der Kirche weitge­
hend unbeschädigt von dem Brand, wäh­
rend ein ähnliches Feuer beim Dom un­
gleich größere Folgen haben würde. Denn 
die ungeschützten Gewölbe würden dem 
Löschwasser keinen nennenswerten Wi­
derstand bieten können und wären bei ei­
nem Zusammenbruch des Dachstuhls 
auch nicht vor Einsturz sicher. 

Damit kämen die unersetzlichen Kunst­
schätze des Domes in direkte Gefahr. Weil 
sich der Großteil der Kunstschätze - Drei­
königenschrein, AAarbilder und Statuen -
wegen seiner Größe bei Gefahr nicht weg­
schaffen läßt, hätte ein Gewölbeeinsturz fa­
tale Auswirkungen. 

Für den Dombaumeister hat darum der Ein­
bau einer Stahlbetondecke über den Ge­
wölben im Rahmen der Brandschutzmaß­
nahmen eine hohe Priorität. Wie überhaupt 
der Brandschutz des Domes für Wolff stets 
im Vordergrund steht. Besonders deutlich 
wurde das nach seinem Amtsantritt 1972, 
als er eine große hölzerne Treppe, die vom 
Dachraum zum Dachreiter führte, als Ge­
fahr erkannte und sie kurzerlnand abbre­
chen ließ. 

Alannstufe vier 

Wenn aber trotz aller Bemühungen um den 
Brandschutz doch einmal eine Feuermel-

Rechts: Die Gew ölbedecken der InnenrAume 
sind nach oben ohne Schutz vor löschwasser 
oder Brandschutt. 

Rechts: SUck vom 
Dachreiter auf das 
hohe Dach in Rich ­
tung der beiden Tür­
me, bemef1c.enswert 
Ist dabei der starke 
Neigungswinkel der 
Dachftächen. 

Unten: Am Fuß des 
Daches (unten links) 
Ist die AuBengalerie 
zu erkennen, der 
"Fu6weg" der Feuer­
wehr bei der Dombe­
gehung - und auch Im 
EInsatzfall. 
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dung betreffend .Domkloster 4" bei ihr ein­
geht, gi~ für die Feuerwehr automatisch 
Alarmstufe vier. Das bedeutet, daß vier 
Wachbesatzungen ausrücken. In diesem 
Fall sind das die innerstädtische Feuerwa­
che 1 - zu deren Bereich der Dom gehört 
und wo sämtliche Schlüssel dazu aufbe­
wahrt werden -, die Feuerwache 2 in der 
Kölner Südstadt. die Feuerwache 5 im Nor­
den und die Feuerwache 10 von der rech­
ten Rheinseite. 

Nach einem genau festgelegten Einsatz­
plan fährt jede Wache den ihr zugewiese­
nen Abschnitt an. Auch die Standpunkte 
der einzeinen Fahrzeuge sind festgeschrie­
ben. Den insgesamt vier Drehleitem sind 
bestimmte Anleiterpunkte an der unteren 
Außengalerie zugewiesen, die sich in der 
Nähe der Abgabepunkte der Steigleitun­
gen befinden. 

Regelml81ge Übungen 

Der Einsatzablauf wird in bestimmten Ab­
ständen geübt. Der Autor konnte kurze Zeit 
nach der Dombegehung eine solche 
Übung verfolgen. 

Grundsätzlich werden die Übungen am 
Dom in den späten Abendstunden durch­
geführt, da wegen der Vielzahl von Passan­
ten eine Übung am Tage nicht möglich 
wäre. 

Die Anfahrt der Einsatzfahrzeuge geschieht 
problemlos, denn bei der Neugestaltung 
der Domumgebung wurden auch solche 
Fälle berücksichtigt und die Zu- und Durch­
fahrten sowie die Standplätze für die 
schweren Fahrzeuge entsprechend groß 
dimensioniert. 

Man merkt, daß diese Übung für die Beam­
ten der Berufsfeuerwehr kein Neuland ist. 
Die Plazierung der Drehleitem, das Herrich­
ten der Unterflurhydranten und der Aufbau 
der Wasserversorgung zu den Steigleitun­
gen klappt reibungslos - geübt ist eben 
geübt. 

Startte k6rpertiche Belastung 

Nur auf die Männer der Angriffstrupps 
kommt noch eine Menge Arbeit zu. Im Korb 
der Drehleiter geht es noch ziemlich be­
quem auf 25 Meter Höhe hinauf. Doch 
dann stehen 108 Stufen bis zur oberen Au­
ßengaJerie vor ihnen - unter schwerem 
Atemschutz auf einer extrem schmalen 

Unks: Die Einspeisepunkte der Doppel-Steig lei­
tung am Erdboden, die zur unteren (..U") und zur 
obefen (,,0") Au8enga1erie führen. 

Mitte: Abgabepunkt der "U"·Leltung auf der Au-
8enga1erie In 25 M etern Höhe. 

Oben: Abgabepunkt der "O"·LeHung - hier im 
Dachraum - in 45 Metern Höhe. 

Acht fahrbare Putv8f1öscher mit je 50 Kilo 
L6schpulver sind Ober den Dachboden verteitL 

(Fotos: CIaes (1 01, Gaeo1ne<) 

Wende~reppe eine starKe körperliche Bela­
stung. 

Die Übung verläuft zwar trocken, doch im 
Emstfall müßten die Männer nach ihrem 
Aufstieg noch einen LÖSChangriff durchfüh­
ren. Es liegt auf der Hand, daß die Einsatz­
kräfte unter diesen Bedingungen rascher 
als normal abgelöst werden müssen. Dazu 
zwingt schon der schneller zur Neige ge­
hende Luftvorrat in den Atemschutzgerä­
ten. Für Nachschub an Atemluftflaschen 
sorgt der Gerätewagen Atemschutz. 

Besorgnis bei den Zuschauern 

Von mehreren Uchtmasten erhellt, ruft die 
Szenerie trotz der späten Stunde eine Viel­
zahl Schaulustiger auf den Plan. Am Ein­
satzleitbus, wo die Fäden des Geschehens 
zusammenlaufen, werden immer wieder 
bange Fragen gestel~: .Was ist los? -
Brennt der Dom?" 

Man spürt deutlich die Besorgnis vieler, 
daß .ihrem Dom" etwas geschehen könn­
te. Und diese Besorgnis teilen auch Dom­
bauverw~ung und Feuerwehr. Neue 
Techniken und gewandeite ErKenntnisse 
werden auch in Zukunft zu immer neuen 
Überlegungen zwingen, wie der Brandge­
fahr des Kölner Domes begegnet werden 
kann. 

Zum Schluß ein weniger emsthaftes Fazit 
aus lokaler Sicht: Da der Brandschutz zum 
Gesamtkomplex Baumaßnahmen am Dom 
zählt, wird in diesen Überlegungen nicht 
nachgelassen werden können, denn - wie 
der Volksmund sagt - .wenn der Dom fer­
tig ist, geht die Welt unter". - cl -



Dr. VjMka Garms-Homolova, Institut für Soziale Medizin 
der Freien Universität Berlin 

"Erste-Hilfe-Kennb.isse 
zum 

Abbau der Schwellenangst bei Ersthelfern, Abbau von psychischen 
und sozialen Barrieren 

In vielen Bereichen der Gesundheitsversor­
gung, des Umweltschutzes und des Ge­
meinwesens ganz allgemein gewinnen 
Laienhener, Selbsthinegruppen und infor­
melle Initiativen zunehmenc an Bedeutung. 
Nun erleben wir eine Aufwertung der Laien 
auch auf dem Gebiet der Ersten Hilfe. Der 
Ruf nach der Stär1<ung des Laienpotentials 
ertönt bezeichnenderweise aus den Reihen 
der Fachleute des Rettungswesens - vor 
allem der Ärzte - am deutlichsten. Dabei 
schien im Verlauf der letzten fünfzehn Jah­
re, in denen die professionellen Rettungs­
systeme ausgebaut und technisch perfek­
tioniert wurden, das Engagement der Laien 
in der Ersten Hilfe an Bedeutung einzubü­
ßen. Angesichts der verfügbaren Technik 
und Medikamente sowie der Fachqualifika­
tion von Ärzten, die in der mobilen Rettung 
tätig sind, entstanden sogar Zweifel, ob die 
Erste-Hilfe-Maßnahmen den Laien übe~as­
sen werden dürfen. 

Heute ist diese Meinung überho~. Den 
Laien werden eigenständige Aufgaben zu­
er1<annt, sogar solche, die bislang für die 
ausschließliche Domäne der Professionel­
len gehalten wurden (etwa im Bereich der 
Herz-Lungen-Wledert>elebung). Ja, viel­
mehr noch: Die Notfallmeldung und am 
Notfallort die ersten Handgriffe von Laien 
stellen ganz offensichtlich die Weichen für 
den Ve~auf und die Erfolgschanoen aller 
nachfolgenden professionellen Maßnah­
men (für eine Übersicht sieihe GARMS-HO­
MOLOVA & SCHAEFFER, SCHEPERS, 
1986). 

Unklar bleibt allerdings, ob genügend hilfs­
bereite Laien zur Verfügung stehen, die in 
der Lage sind, in Notfallsitualionen zu han­
deln und erforde~iche Maßnahmen zu er­
greifen. 

Bereits die Hilfsbereitschaft stel~ ein we­
sentliches Problem dar. Warum scheuen 

so viele Menschen, in Notfallsituationen die 
Hand anzulegen? 

Hilfsbereitschaft 
und Handlungskompetenz 

Ergelbnisse von Umfragen in der allgemei­
nen Bevölkerung (WEISSBRODT 1 981 ; 
KUSCHINSKY et aI. 1985) bei Personen, 
die in der Ersten Hine ausgebildet waren 
(WAHL & SPITZER 1976; SEFERIN et 
aI. 1986), und bei Ver1<ehrsteilnehmern 
(METREVEU 1979) bescheinigen der bun­
desrepublikanischen Bevölkerung eine be­
trächtliche Hinsbereitschaft (METREVEU 
1979; SEFERIN et al. 1986). Und dennoch 
bleibt die Erste Hine durch Laien in konkre­
ten Notfallsituationen eine verhMnismäßig 
seltene Erscheinung - so die Erfahrungs­
berichte aus dem Rettungswesen und eini­
ge wenige gez~e Bestandsaufnahmen zu 
diesem Thema (SEFERIN & EILMES 1975; 
NÖTGES & THIMME 1980; KUSCHINSKY 
et al. 1981; WEISSBRODT 1981 etc.). 

Die Bekundungen von Hinsbereitschaft 
sind sozial erwünscht und entsprechen der 
gesellschaftlichen Erwartung~ung. Zwi­
schen ihnen und der tatsächlichen Hand­
lungsbereitschaft bei Notfällen klaffen Wei­
ten. Trotz der gestiegenen Anzahl derer, 
die in den Sofortmaßnahmen am Notfallort 
unterwiesen wurden oder die Erste-Hine­
Ausbildung absolviert haben, vergrößert 
sich die Gruppe der Handelnden nur unwe­
sentlich (KUSCHINSKY et aI. 1981). 

Es sind insbesondere folgende Annahmen, 
die manch einen Mitbürger vorn konkreten 
Engagement abzubringen scheinen 
(ders.): 
1. In der Bevölkerung hat sich der Glaube 

festgesetzt, daß bereits genügend Men­
schen in den Erste-Hilfe-Maßnahmen 
ausgebildet selen. Dieser Glaube ve~ei-

tet viele Personen dazu, sich darauf zu 
vel1assen, daß in Notfallsituationen je­
mand ancIeres eingreiten würde. 

2. pie Reichweite und Leistungsfähigkeit 
professioneller Rettungssysteme wird 
von zahlreichen Bundesbürgern über­
schätzt. Der eigene Beitrag zur BewMi­
gung von Notfallsituationen erscheint ih­
nen deshalb als überflüssig. 

3. Darüberhinaus - so die dritte Annah­
me - sei das Eingreiten von Laien sei­
ten ~chgerecht und könne den Notfall­
opfern weitere Schäden zufügen. 

Diese Annahmen, die auf Fehlinformatio­
nen und Vorurteilen beruhen, beeinträchti­
gen nicht lediglich die Handlungsbereit -
schaft in Notfallsituationen, sondern bereits 
die Motivation, sich in Erster Hine ausbilden 
zu lassen. 

Darüberhinaus beeinflussen zahlreiche 
psychologische und psychosoziale Fakto­
ren sowohl die Hinsbereitschaft als auch 
die tatsächliche Handlungskompetenz. Re­
levante Forschungsergelbrisse verbergen 
sich in der psychologischen, sozialpsycho­
logischen und soziologischen Fachliteratur 
hinter den Begriffen ,prosoziaJes Verhalten' 
und ,.Altruismus'. So wurde herausgefun­
den, weiche Mer1<male der Notfallsituation 
vor Ort, welche Beziehungen zwischen den 
dort anwesenden Personen (ob Laien oder 
Laien und Professionelle des Rettungswe­
sens) und welche weitere situative Faktoren 
die Handlungsfähigkeit hemmen bzw. posi­
tiv beeinflussen. Ähnliche Aussagen konn­
ten zum Erscheinungsbild des Opfers, 
zu bestimmten Persönlichkeitsmer1<malen 
des potentiellen Laienheners, zu seiner 
Betroffenheit durch die Notfallsituation 
und zum Image des henenden Verha~ens 
in der Gemeinschaft getroffen werden, 
der der potentielle Heiter angehört 
(DARLEY & 1968; LATANE&RODIN 1969; 
PIUAVIN et aI. 1969; LATANE & DARLEY 
1970; SCHWARTZ 1968a, b; MCGOVEN 
1976; MILGRAM 1985; SCHOPLER & 
MATHEWS 1965; HOROWITZ 1968; 
BRYAN & TEST 1967; GORANSON & 
BERKOWITZ 1968; GREENGLASS 1969; 
THOMAS & BATSON 1981). Über die Ur­
sachen der Barrieren, die dem henenden 
V~en im Wege stelhen, liegen also zahl­
reiche Er1<enntnisse vor. 

Helfen will gelemt sein 

Aus allen vo~iegenden Er1<enntnissen läßt 
sich ableiten, daß die Bereitschaft zu henen 
und das henende V~en wesentliche 
soziale Kompetenzen darstellen, die 
- ebenso wie andere soziale Fähigkei­
ten - gelernt werden müssen. Bedaue~i­
cherweise wurde dies im Bereich des Ret­
tungswesens und der Erste-Hilfe-Ausbil­
dung bislang kaum zur Kenntnis genom­
men. Dabei implizieren diese Untersu-
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chungsergebnlsse die Forderung nach der 
Uberprüfung und Veränderung der Erste­
Hilfe Ausbildung In konzeptioneller, speZiell 
auch In Inhaltlicher und methodischer Hin­
sicht. Es geht darum, daß ,n den Kursen 
nicht nur Erste Hilfe Fertigkeiten Im enge­
ren Sinne (z. B. Notfallmeldung, Lagerung, 
Atemspende etc.) gelernt werden sollen, 
sondem auch die SOZialen Fähigkellen 
.. Hilfsbereitschaft" und .. prosozIales Verhal 
ten". Hier sollte auch die Stärkung des 
Selbstvertrauens der potenllellen Helfer Im 
Vordergrund stehen. SI9 sollen darauf vor 
bereitet werden, daß die NotfallSiluatlOIl 
komplex und kompliZiert ISt und daß die 
erste Aufgabe dann besteht, die S,tuatlOl1 
zu überschauen. Wichtig ISt, dl9 Angst vor 
dem Versagen abzubauen. Dies soll durch 
die Vermittlung von solidem SachWIssen 
und Sachkönnen gefördert werden; durch 
die Darstellung positiver Bespiele von 
LaIenleistungen, durch das stufenweise 
Heranführen an Verletzungen und Erkran 
kungen und durch dl9 Beseitigung maxi 
maIlstischer Anforderungen an die Lei· 
stungsfählgkelt und -möglichkeit der 
Lal9n. 

Zielgruppengerechte Ansprache 

Damit Jedoch solche verbesserten Ausbil 
dungsprogramme greifen, Wird es notwen· 
dlg sein, auch die Formen der Ansprache 
zu verändem und auf die Eigenarten be 
stlnlmter Zielgruppen zuzuschneiden. Zu 
gleich sollte breit angelegte ÖffentlIChkeits 
arbert die Komponente der gesellschaftli 
chen EfWÜnschthert des helfenden VerhaJ 
tens stärken und das geringe Ansehen der 
Ersten HI~e verbessern - das sich 111 den 
jüngst durchgeführten Umfragen Wider 
SPiegelt (KUSCHINSKY et al. 1985). 

Dies scheint unerläßlich, Will man das Po 
tenllal an Ersthelfem mittel- und IBrlgfnstlg 
vergrößem. Gegenwärtig werden von Aus 
bildungsprogrammen der Sofortmaßnah 
men am Notfallort die Führelschelnbewel­
ber, von jenen der Ersten Hilfe Insbesonde­
re Angehönge ausgewählter Berufe er 
reicht: wohl auf der Grundlage gesetzlicher 
Vorschnften . Bevötkerungsgruppen, dl9 111 

solchen Gruppierungen unterrepräsentl9rt 
Sind, werden durch AusbIldungsprogram­
me selten angl9Sprochen. Dabei handelt es 
Sich vielfach um .Risikopersonen", die 
durch Notfälle besonders gefährdet Sind 
und zuglerch als Notfallzeugen überdurch 
schnittIich häufig In Erscheinung treten: 

Ältere Menschen (gefährdet durch In 
temlstlsche Notfälle sowie Unfä'le jeder 
An) 

Personen ohne Führerschein (dl9 als 
Fußgänger und Radfahrer durch Ver 
kehrsunfälle besonders gefährdet 
SInd) 
Frauen (gefährdet durch häusliche Un 
fälle) 

Jugendliche (gefährdet durch Sportun­
fälle) 

- Personen mit niedrigerem Bildungsni­
veau (gefährdet durch Berufs- und Ar­
beitsunfälle). 

Wl9derhofungsangebote zur Verfestigung 
und Auffrischung der Erste-Hllfe-Kenntnis­
se und Fertigkeiten, deren Relevanz für 
konkrete Hilfeleistungen unbestritten ist, 
enelchen weitgehend die ohnehin bereits 
motIVierten und häufig geübten Helfer 
(SEFERIN et al. 1986). Nicht diese, sondem 
alle anderen laien sollen daher aufgeklärt, 
als Zielgruppen erkannt und angesprochen 
werden 

Realitätsgerechte Auftdlrung 

Wie kann man dazu beitragen, daß 
Schwellenängste, psychische und soziale 
Barneren abgebaut werden, jene Schwel­
lenängste, die Sich im Desinteresse an Aus­
bIldungsprogrammen niederschlagen und 
die es zugleich verhlndem, daß Sich poten­
tielle Hilfsbereitschaft in konkreten Hilfelei­
stungen realisiert? 

In erster Unl9 geht es darum, dl9 Notfalls;­
tuatlOf19(1 reaiftätsgerecht darzustellen. Das 
betnfft insbesondere die Häufigkeit und 
Verterlung der verschiedenen Notfallarten, 
das Umfeld von Notfällen und Notfallorten. 
Daß die krankheitsbedingten Notfälle häufi­
ger Sind als verschiedene Unfallarten, ist 
den wenigsten Bürgem bekannt. Und ge­
nauso wissen viele nicht, daß nicht nur die 
Straße, sondern vor allem die Privatwoh­
nung und der Arbeitsplatz zu sehr häufigen 
Notfallorten gehören. Eine realitätsgerech­
te Darstellung muß dl9 InformatlOln darüber 
ernschlieflen, 

daß dl9 Wahrscheinlichkeit, selbst "Op­
fer" von Notfällen und Unfällen zu wer­
den ausgesprochen groß ist, 
daß Notfälle ,n der Privatsphäre außer­
ordentlich häufig Sind, 
daß dl9 Zahl der Notfälle und Unfälle im 
Freizeit- und Sportbereich ansteigt, 
daß eine NotfallSItuation selten ein kot­
Iekl,ves Geschehen ist, an dem Viele 
Personen beterligt Sind, sondern dIaß 
der H~er sehr häufig auf sich allein ge­
steilt ist, 
daß wahrscheinlich die uns am näch­
sten Stehenden unsere Hilfe benöllgen 
werden, während es weniger wahr­
scheinlich ISt, daß wir fremden Perso­
nen helfen sollten, 
daß die Erste Hilfe nicht nur bei spekta­
kulären Notfällen mit schwerstverletz­
ten, blutüberströmten, ekelerregenden 
und bererts klinisch toten Opfern benö­
tigt Wird, sondern auch bei alltäglichen 
Bagatellnotfällen, 
daß dl9 Ersthelfer Aufgaben haben, die 
genauso wichtig Sind, wie die Aufgaben 
der professlOI19l1en Retter, 

- ja, daß die Professionellen auf dl9 Vor­
leistung der Laienherter ausgesprochen 
angewiesen Sind, wenn sie effektiv ar­
beiten wotlen, 

daß die Lerstungsfähigkeit professionel­
ler RettungsdlOOSte Grenzen hat und 
wo diese Grenzen liegen. 

Damit ist gerneint, daß die Bevölkerung 
über die Funktion und Arbeitsweise des or­
ganisierten Rettungssystems genauer und 
umfasser1der Bescheid wissen sollte und 
daß sie daher mehr Informationen und we­
niger Propaganda erhalten müßte. 

Gemeindebezogene Information und 
lokale Darstellungen sind angesichts 
der Unterschiede In der Arbeitsweise 
der Rettungsdooste unbedingt zu be­
grüßen. 
Zudern ISt zu erwarten, daß solche ge­
meindebezogenen Informationen und 
Darstellungen mit lokalem Charakter 
das indIViduelle Engagement und die 
Hi~sbereitschaft stärken werden. 
Bezüglich der "Pflicht" zur Hilfeleistung 
sollte unbedingt Zurückhaltung geübt 
werden. Sie ist zwerschne!dlg und kann 
zur Zerstörung der spontanl9n Hilfsbe­
rertschaft führen. 

Die Aufklärung muß die Unterrichtung 
über rechtliche Problen19 des Helfens 
und Haftungsfragen realitätsgerecht 
anbieten. 

Für die Aufklärung und Ausbildung sowie 
für Programme zur Auffrischung der even­
tuell in Vergessenheit geratenen Erste-Hil­
fe-Fertigke~en muß die Erprobung neuer, 
attraktiver Formen und eine phantasievolle 
Ansprache entwickelt werden. Sotche Auf­
klärungs- und Ausbildungsangebote sollen 
auf die genannten Zielgruppen zuge/1en 
und sie in den alltäglichen Situationen auf­
suchen. Das Sind die gleichen Situationen, 
in derI9n sich auch die Mehrheit der Notfälle 
ereignet. Deshalb sollen sie zum Aus­
gangspunkt der Aufklärung und Ausbil­
dung gemacht werden ( .. Helfe deinem 
herzinfarktgefährdeten Mann, helfe deinem 
Kind bei häuslichen Unfällen"). 

Sart einiger Zeit stergt das allgemeine Inter­
esse an Fragen der Gesundheit und der 
PräventlOln. DIes schlägt sich In der zuneh­
menden Populantät verschiederl9r Kurse 
zur Gesundheitserziehung nieder. Diese 
Tendenzen sollten auch für die Erste-Hilfe­
Ausbildung genutzt werden. Erste-Hilfe­
Kenntnisse gehören zum elementaren Ge­
sundheitswissen. Deshalb sollte die Erste­
Hilfe-Ausbildung nicht länger von der allge­
meinen Gesundheitserziehung getrennt 
werden. 
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STELLENAUIICHMl8UNG 

Bei der Katastrophenschutzschule Bayern in Geretsried ist ab sofort die Stelle 
eines 

Lehrgruppenleltenl • Technik" 

zu besetzen. 

Die Einstellung erfolgt als Verwaltungsangestel~er in Vergütungsgruppe IVa 
BAT (während der Probezeit in VergGr IVb BAT; Bewährungsaufstieg nach 
VergGr III BAT ist möglich). 

Das Aufgabengebiet umfaßt insbesondere das Durchführen von Aus- und Fort­
bildungslehrgängen im technischen Bereich für freiwillige Helfer der Katastro­
phenschutzeinhe~en, z. B. Ausbildung von Kraftfahrem, Gerätewarten, 
Atemschutzgeräteträgem usw. Darüber hinaus soll der Stelleninhaber auch zur 
Entlastung der Lehrgruppe .Bergungsdienst" eingesetzt werden. 

Gefordert werden 

Abgeschlossenes Fachhochschulstudium einer technischen Fachrichtung 

Fahrerlaubnis mindestens der Klasse 3, besser 2 

Atemschutztauglichkeit (G 26) 

Bevorzugt werden Bewerber, die bereits Erfahrung in Führung und Einsatz 
taktischer Einhe~en sowie in der Erwachsenenbildung haben. 

* 
Voraussichtlich auch im Jahr 1987 ist die Stelle eines 

Ausbilders Im Bergungsdienst 

neu zu besetzen. 

Die Einstellung erfolgt als Verwaltungsangestel~er in Vergütungsgruppe V c 
BAT (während der Probezeit VergGr V1b BAT; Bewährungsaufstieg nach 
VergGr Vb BAT ist möglich). 

Das Aufgabengebiet umfaßt die fvlitwirkung bei Aus- und Fortbildungslehrgän­
gen für freiwillige Helfer des Bergungsdienstes im Katastrophenschutz. 

Bewerber sollen 

die Mittlere Re~e oder mindestens den qualifizierten Hauptschulab­
schluß 

eine abgeschlossene Lehre in einem einschlägigen Ausbildungsberuf oder 
vergleichbare Fähigkeiten und Erfahrungen in diesem Bereich 

die Fahrerlaubnis mindestens Klasse 3, besser 2 

Eignung für Ausbildungstätigkeit 

besitzen. 

* 
Bewerbungen mit handgeschriebenem Lebenslauf, Uchtbild, beglaubigten 
Zeugnisabschriften über Ausbildung und bisherige Tätigkeiten sowie Nach­
weise über besondere Fachkenntnisse werden bis 20. Mai 1987 an die 

Katastrophenschutzschule Bayern 
Sudetenstraße 81 

Postfach 8 70 
8192 Geretsried 2 

erbeten. Persönliche Vorstellung nur nach Aufforderung! 
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Uc. rer. pol. Hildebert Heinzmann, Vizedirektor des schweizerischen Bundesamtes für ZIvilschutz 

Der Zivilschutz im Ausland 
aus Schweizer Sicht • 

Gedanken zu Bevölkerungsschutzmaßnahmen in Ost und West 

Anläßlich einer InformatIOnsveranstaltung 
des Solothumerischen Zivilschutzverban­
des am 28. Oktober 1986 in Gerlafingen 
hielt der VlZedirektor des schwelZenschen 
Bundesamtes für ZivIlschutz, lic. rer. pol. 
Hlldebert Helnzmann, ein Referat, das SICh 
mit dem Zivilschutz außerhaib der Schweiz 
beschäftigt. Die Ausführungen des kompe­
tenten Schweizer Fachmannes werden 
nachstehend ,m Wortlaut wiedergegeben. 

Vorbemerkung 

Gestatten Sie mir vorweg, Ihnen für die mir 
etngeräumte Möglichkeit der Metnungsäu­
ßerung zu den Bevölkerungsschutzmaß­
nahmen im Ausland bestens zu danken. 
Mein besonderer Dank gebührt aber dem 
SoIothumischen Zivllschutzverband für die 
Durchführung eines Informationszyklus' 
über alktuelle Fragen des ZivIlschutzes, in 
der Erkenntnis, daß eine möglichst praxis­
orientierte Information in den Kantonen und 
Gemeinden wesentlich zur Verankerung 
des ZivIlschutzgedankens in der Bevölke­
rung beizutragen vermag, wie auch zur 
Imagepflege einer dem Schutz, der Ret­
tung und Betreuung von Mitmenschen in 
NotSItuationen - handle es sich nun um 
bewaffnete Konflikte oder Natur- bzw. ZivI­
lisationskatastrophen - dienenden Institu­
tion. 
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1988 WIrd unser ZivIlschutz seinen 25. Ge­
burtstag feiem können, mit der Befriedi­
gung, einen beachtlichen Stand erreicht zu 
haben. Viele mit dem sett 1978 gesamt­
schweizerisch angestrebten Bevölke­
rungsschutz vertlundene Probleme harren 
aber noch Lösungen und erheischen ein 
gerütte~ Maß an Anstrengungen aller Be­
teiligten in Bund, Kantonen, Geme<nden 
und Betrieben. Gerade In dieser Situation 
sche1nt es uns angezeigt zu sein, einen 
Blick über unsere Grenzen zu werfen. Dies 
soll nicht aus bioßer Neugierde geschehen 
oder weil wir uns etwa an Selbstvemerrli­
chung ergötzen möchten. Es geht Vielmehr 
darum, aus Gesprächen sowie aus Erfah­
rungen und Erkenntnissen im Ausland zu 
Iemen. Den folgenden Ausführungen liegen 
in erster Unle Beiträge aus schweizeri­
schen und ausländischen Veröffentlichun­
gen und Angaben von Experten ausländi­
scher Fachorganisationen zugruncle. Es 
war kein Ielchtes Unterfangen, die für dtese 
Arbeit notwendige Uteratur zusammenzu­
tragen. Oft waren die zur Verfügung ste­
henden Unterlagen lückenhaft. Nicht selten 
waren die Informationen sogar wider­
sprüchlich. So kann denn dtese Untersu­
chung, welche eine beschränkte Anzahl 
von Staaten zum Gegenstand hat, nicht 
den Anspruch auf Vollständigkeit erheben; 
sie gibt auch nicht unbedingt In allem die 
genaue Lage des Zivilschutzes in diesen 
Ländem wieder. 

Ganz allgemein kann festgestel~ werden, 
daß seit einigen Jahren den Fragen des 
Bevölkerungsschutzes im Katastrophen­
und Konfliktfall ~eit vermehrte Auf­
merksamkert geschenkt WIrd. In den west­
lichen Staaten Ist der Sinneswandel gege­
nüber den Zivilschutzmaßnahmen wohl un­
gleich weniger auf die systematischen An­
strengungen zurückzuführen, welche die 
skandinavischen Länder und die SchweIZ 
auf diesem Gebtet unterrtehmen, als viel­
mehr auf die Aufklärungsarbeit der westli­
chen Nachrichtendtenste. 

Etwa ab Mitte der siebziger Jahre konnten 
sie Sich Einblick in die umfangreichen Pläne 
verschaffen, welche die UdSSR und ihre 
AllIIerten im Hinblick auf einen bestmögli­
chen Schutz ihrer Bevölkerung sowie ihrer 
administrativen und industriellen Infrastruk­
tur vor den-modemen Waffen erstellten und 
noch erstellen. 

Nach dem Zwetten WeI1krieg waren die 
meisten der in der NATO zusammenge­
schlossenen Länder der Meinung, der 
Atomschirm der Vereinigten Staaten be­
wahre sie vor jeder Angriffsgefahr. lang­
sam aber begannen ihre politischen und 
militärischen Verantwortlichen an der un­
eingeschränkten Wirkung der atomaren 
Abschreckung zu zweifeln. Diese veränder­
te Haltung dürfte nicht zuletzt vom Eindruck 
herrühren, welchen die von den Ostblock­
staaten und von China zum Schutz ihrer 



Städte und anderer neuralgischer Punkte 
getroffenen Maßnahmen hinterlassen. Fil­
me wie .Le Docteur Folamur", • The Limit 
Point", • The Day after" und" Threads" ha­
ben zweifelsohne auch dazu beigetragen, 
daß man sich jenseits des Atlantiks mahr 
als früher der nuklearen Gefahr bewußt ist. 
Besonders aufschlußreich ist in diesem Zu­
sammenhang die Entwicklung bei unserem 
westlichen Nachbam. Als das Frankreich 
de Gaulles auf den Schutz der Vereinigten 
Staaten verzichtete und sich ausschließlich 
auf seinen eigenen Atomschirm stütz1e, 
verstärkte sich bei seinen führenden Politi­
kem die Überzeugung, daß die VelWirkli­
chung eines Bevölkerungsschutze9' über­
flüssig sei und sogar die Glaubwürdigkert 
dieser atomaren Bewaffnung gefährde. 
Doch nach und nach - besonders aber 
seit Beginn der achtziger Jahre - wuchs 
bei unserem französischen Nachbam die 
Zahl derer, die eine wirksame Zivilverteidi­
gung forderten. Über die üblichen ideologi­
schen Meinungsverschiedenheiten hinweg 
scheint heute in Frankreich die Auffassung 
vorzuherrschen, daß eine auf der nuklearen 
Abschreckung aufbauende Verteidigung 
nur dann zu voller Wirkung geiangt, wenn 
sich auch die Bevölkerung mrt dieser Kon­
zeption identifiziert. Dies aber geschieht 
erst dann, wenn die Politik der atomaren 
Schlagkraft durch einen guten Bevölke­
rungsschutz ergänzt wird, welcher Vertrau' 
en in die Verteidigungsanstrengungen der 
Regierung gibt. In Anlehnung an die Thesen 
des .Haut Comite Franyais pour la Defense 
civile" , welches Parlamentarier beider Räte, 
Präsidenten von Generalräten, Bürgermei­
ster und Abgeordnete aller politischen Par­
teien mit Ausnahme der Kommunisten um­
faßt, hat der Präsident der Republik am 
16. November 1983 öffentlich erklärt, daß 
die passive Verteidigung Frankreichs unge­
nügend sei; es müsse ein Schutzraum­
programm eingeleitet werden, wobei man 
sich allerdings mit den zur Verfügung ste­
henden Mitteln zu begnügen habe. 

UntQrsuchungsmethode 

Die Länder, welche Gegenstand dieser Un­
tersuchung sind, wurden wegen ihrer 
Nachbarschaft zur Schweiz oder weil sie 
meihr oder weniger als repräsentativ zu 
werten Sind ausgewählt. Auch die geopoli­
tische und geostrategische Bedeutung 
sp~e eine Rolle bei deren Berücksichti­
gung. Die ausgewählten Länder wurden in 
vier Gruppen aufgeteilt, nämlich in Staaten 
der NATO, des Wapa, in neutrale Staaten, 
zu denen etwas willkürlich alle skandinavi­
schen Staaten gerechnet werden, und 
schließlich in andere Staaten, die in diesem 
Zusammenhang interessieren. 

Unter den für die Analyse velWendeten Kri­
terien sind besonders die folgenden von 
Bedeutung: 

• 

Gesetzliche Grundlagen 

Organisation 

Dienstpflicht 

Schutzbautenpflicht 

Evakuierungspläne 

Wamung und Alarm 

Zivilschutz oder Zivilverteidigung unter 
dem GeSIChtspunkt von bewaffneten 
Auseinandersetzungen sowie von Na­
tur- und technischen Katastrophen. 

NATO-Länder 

USA 

Der Zivilschutz bestaht in den Vereinigten 
Staaten offiZiell seit 1950. Damals wurde 
der .Federal Civil Defence Act" geschaffen, 
welcher die Notwendigkeit eines Systems 
der zivilen Verteidigung zum Schutz von 
Leben und Eigentum gegenüber äußeren 
Angnffen betont. Im Sinne dieses Gesetzes 
wurde in den sechziger Jahren der Bau von 
privaten und vor allem von öffentlichen 
Schutzräumen gefordert, ohne daß jedoch 
die entsprechenden Vorstöße in ein eigent­
liches Schutzbautenprogramm ausmünde­
ten. Erst 1982 kam es durch das von Prä­
sident Reagan dem Kongreß vorgelegte Zi­
vilschutzprogramm zu einer Neubelebung 
der Anstrengungen zum Schutz der Bevöl­
kerung. 

Der Zivilschutz der Vereinigten Staaten un­
tersteht seit 1978 der Federal Emergency 
Management Agency (Fema), die das Zivil­
schutzprogramm erstellt hat und nun für 
seine Durchführung verantwortlich 1St. Die­
ses mit je rund 2 000 Beamten und Spezia­
listen bestückte Amt untersteht dem Präsi­
denten der USA, der für die strategische 
Gesamtverteidigungspolitik zuständig ist. 
Das Verteidigungsministerium erläßt seit ei­
nigen Jahren Rahmengesetze, Weisungen 
und Richtlinien und veransta~et Informa­
tionskurse für Kader. Die VelWirklichung 
der Schutzmaßnahmen ist indessen in er­
ster Linie Sache der Gliedstaaten. Neben 
der Vorlbereitung von Maßnahmen zur Be­
wältigung von natur- und technikbedingten 
Katastrophen (Wirlbelstürme, Überflutun­
gen, Erdbeben, Waldbrände, chemische 
Unfälle, Nuklearunfälle usw.) ist es Sache 
der Fema, die Entwicklung der Bedrohung 
durch modeme Waffen sowie die Schutz­
möglichkerten gegenüber diesen Waffen zu 
untersuchen und die Maßnahmen zu tref­
fen' die für den Schutz der Führungsorgane 
des Bundesstaates notwendig sind. Femer 
hat die Fema die Gliedstaaten Im Hinblick 
auf die VelWirklichung von Schutzmaßnah­
men zu beraten und unter gewissen Vor­
aussetzungen dafür Beiträge zur Verfü­
gung zu stellen. 

Daraus geht hervor, daß die Vereinigten 
Staaten auf dem Gebiet des Zivilschutzes 

weder eine Organisationspflicht noch eine 
Dienstleistungspflicht und auch keine 
Baupflicht kennen. 

Die große Masse der amerikanischen Bür­
ger weiß kaum etwas vom Zivilschutz in 
unserem Sinne. Schutzräume, die innert 
kurzer Zeit einen von der Außenwe~ unab­
hängigen Aufenthat Ihrer Bewohner ge­
statten, finden wir in den USA eigentlich 
kaum. ElWähnenswert ist allerdings die 
Tatsache, daß bereits 1961, das heißt nach 
der Berlin-Krise, eine Bestandsaufnahme 
von Beheifsschutzräumen in die Wege ge­
leitet wurde, die einen verhältnismäßig gu­
ten Schutz vor dem radioaktiven Ausfall 
bieten. 

Auf nationaler Ebene wurden auch Evaku­
ierungspläne studiert. Diese Arbeit führte 
schließlich zur Planung sogenannter Kri­
senumsiedlungen, das heißt des Umzuges 
der Stadtbewohner in ländliche Gebiete, 
wenn ein Angnff bevorsteht. In diesen Ge­
bieten werden mögliche Schutzräume als 
solche gekennzeichnet. 

Gegenwärtig verfügt die Fema über ein 
jährliches Budget von rund 900 Mio. Fran­
ken; davon werden 500 Mio. für den Zivil­
schutz, die restlichen 400 Mio. für die Ka­
tastrophenhllfe nicht kriegerischen Ur­
sprungs velWendet, welche - wie bereits 
elWähnt - die Hauptaufgabe der Fema 
darstellt. 

Vor nicht langer Zeit haben verschiedene 
Kongreß- und Senatsmitglieder die Untä­
tigkeit der Vereinigten Staaten kritisiert und 
auf die offensichtlichen Anstrengungen der 
Sowjetunion Im Bereich der Zivilverteidi­
gung hingeWiesen. 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Zivilschutz der Bundesrepublik 
Deutschland ist Teil der zivilen Verteidi­
gung, die zusammen mit der militärischen 
Verteidigung die Gesamtverteidigung bil­
det. Maßgebliche gesetzliche Grundlagen 
für den Zivilschutz sind das Gesetz über 
den Zivilschutz vom 9. August 1976 und 
das Gesetz über die ElWeiterung des Ka­
tastrophenschutzes vom 9. Juli 1968, das 
durch zwei Änderungsgesetze in den nach­
folgenden Jahren 1974 und 1976 novelliert 
wurde. Mit dem Gesetz über die ElWeite­
rung des Katastrophenschutzes traf der 
Bund eine wesentliche polrtische wie recht-
1iche Grundsatzentscheidung. Sie bedeu­
tet, daß heute Einheiten und Ausrüstung 
des Zivilschutzes auch dem Katastrophen­
schutz der Länder im Frieden zur Verfü­
gung stehen. Sie bedeutet andererseits 
auch den Einsatz sämtlicher für Katastro­
phenfälle in Bund und Ländem vorhande­
ner Formationen und Ausrüstung in einem 
allfälligen bewaffneten Konflikt. 

Die Bundesrepublik Deutschland kennt 
z. Z. keine Gesetzgebung, welche es ge-
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statten würde, die Länder, Gemeinden und 
Bewohner des Landes zu baulichen 
Schutzmaßnahmen zu verpflichten. Der 
Schutzraumbau beruht auf dem Grundsatz 
der Freiwilligkeit Ein von dem für den Zivil­
schutz verantwortlichen Bundesministe­
rium des Innem erarbeiteter Referentenent­
wurf eines neuen Zivilschutzgesetzes faßt 
die blshengen Rechtsgrundlagen zum ZMI­
schutz zusammen. Er Sieht femer insbe­
sondere die Plicht zum Bau von Schutz· 
räumen In Wohnhäusem vor und soll es 
den Behörden ermöglichen, eine begrenzte 
ZivilSChutzdienstpflicht einzuführen sowie 
besondere Maßnahmen im Gesundheits­
wesen zu treffen Es bleibt abzuwarten, ob 
der Gesetzentwurf mit Beginn der näch 
sten Legislaturperiode des Deutschen 
Bundestages Im nächsten Frühjahr von der 
Bundesregierung in das Parlament einge· 
bracht werden Wlrd 

Sowohl In der Bevölkenlng als auch im 
Bundestag wurde die D,skuss,on uber den 
Zivllschutz biS heute oft mit großer Leiden­
schaft gefuhrt. Bisher wurden letztich keine 
entscheidenden Folgerungen aus der akti­
ven ZlVilschutzpoiltlk hinter dem Eisemen 
Vorhang gezogen 

Das Gesamtbudget der zivilen Verteidigung 
im Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innem einschließlich des Bundes­
amtes fur Zivilschutz für 1986 beträgt 
rund 753 Mo DM Davon werden ca. 
113 Mo DM für den Schutzraumbau auf­
gewendet Weitere Schwerpunkte Im Bun­
deshaushalt zum Zivilschutz Sind der er­
weiterte Katastrophenschutz mit rund 
266 Mlo. DM und das Technische Hilfs 
werK mit ca 48 MIO DM. Die priva en Hilfs­
organisationen In der Bundesrepublik 
Deutschland bilden das Rückgrat des ein­
heitlichen Hllflelstungssystems zur Bewälti­
gung von Katastrophen Im Friecen und den 
möglichen Fall einer bewaffneten Ausein­
andersetzung als der größten denkbaren 
Katastrophe In diesen Organisationen wir­
ken derzeit ca. 1,4 Mio. freiwillige und 
ehrenamtliche Helferinnen und Helfer mit. 
Dabei werden 7 200 Formationen mit ins­
gesamt rund 143 000 Helfem vom Bund 
voll finanziert. Sie bilden den sog. Verstär­
kungsteil des Katastrophenschutzes 

Es ist vor allem Sache der Gemeinden, mit 
Hilfe des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz (BVS), der über 900 hautpamtliche 
M~arbelter verfügt und außerdem auf die 
Hilfe von ca. 3000 freiwilligen He~em zäh­
len kann, die Bevölkerung zu angemesse­
nem Verhalten im Kriegs- und Katastro­
phenfall zu bringen. Bis heute haben mehr 
als 6 Mio Personen Selbstschutzkurse für 
die Bevölkerung besucht. Mit der im Geset­
zesentwurf vorgesehenen Umwandlung 
des Verbandes in eine Bundesansta~ soll in 
Zukunft die gesamte Öffentlichkeitsarbeit 
auf dem Gebiet des Zivilschutzes zusam­
mengefaßt werden. Schließlich ist zu er-
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wähnen, daß die Bundesrepublik Deutsch­
land über ein gut ausgebautes Alarmnetz 
mit über 67 000 Sirenen verfügt. Gegen­
wärtig werden dazu Überlegungen ange­
stellt, ob und Inwieweit der Rundfunk in ver­
ständem Maße in eine Modemisierung des 
Wam- bzw. Alarmsystems einbezogen 
werden kann, um einen erhöhten Beitrag 
zur Sicherheit aller Bürger zu leisten. Aller­
dings ist nicht zu verKennen, daß die Bevöl­
kerung im Emstfall im wesentlichen be­
helfsmäßig geschützt werden müßte, ver­
fügt doch die Bundesrepublik Deutschland 
z Z. lediglich über 1,9 Mio. modeme 
Schutzplätze (für 3,2 % der Bevölkerung). 
Weitere 500 000 Schutzplätze sind In der 
Planung bzw. im Bau Hervorzuheben ist, 
daß das Meßsteliennetz des Alarm- und 
Wamdienstes in die Überwachung der 
nach dem Reaktorunglück von Tscherno­
byl verursachten Radioaktivitätsbelastung 
mit einbezogen wurde. Nicht zuletzt die 
dabei gewonnenen Erfahrungen haben den 
Nutzen des Einsatzes des ZiVilschutzes bei 
friedensmäßIgen Katastrophen bewiesen. 

Frankreich 

In Frankreich ist die dem Ministerium des 
Innem und der Dezentralisierung unterge­
ordnete Direktion der zivilen Sicherheit 
- "Direction de la securite civile" ge­
nannt - für die Sicherheit der Bevölkerung 
im Katastrophen- und Kriegsfall zuständig. 
Ihr untersteht also auch der Zivilschutz. 
Dieser wird heute stärKer als früher im Zu­
sammenhang mit den Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Gesamlverteidigung gese­
hen. Obwohl zwei Gesetze von 1959 und 
1975 sowie ein Dekret von 1965 die Aufga­
ben des französischen Zivilschutzes um­
schreiben, so gibt es doch in Frankreich 
- ähnlich wiie in der Bundesrepublik -
keine gesetzliche Plicht, Schutzdienst zu 
leisten oder Schutzräume zu erstellen. Ab­
gesehen von einer Anzahl von privaten 
Schutzräumen, die seit einiger Zeit stati­
stisch erfaßt werden, besitzt Frankreich nur 
ein paar wenige öffentliche Schutzräume. 

Auf einen parlamentarischen Vorstoß hin 
hat die französische Regierung am 
26.'März 1984 ihre Absicht er1<lärt, für je­
des neue private und öffentliche Gebäude 
in Städten mit über 10 000 Einwohnem 
den Bau von Schutzräumen für 100 und 
mehr Personen vorzuschreiben. 

Die Direktion der zivllen Sicherheit arbeitet 
mit Hilfsorganisationen wie Feuerwehr, 
Gendarmerie und Rotem Kreuz sowie mit 
zahlreichen Rettungsgesellschaften zu­
sammen. Sie kann aber auch auf die Unter­
stützung durch freiwillige Helfer, die "se­
couristes", zählen. Im Emstfall haben die 
Behörden die Möglichkeit, die Teilnahme 
an Hilfsaktionen zur Plicht zu erKlären. Die 
Ausbildung der Helfer trägt diesem Um­
stand Rechnung. In diesem Zusammen-

hang sei die hervorragende Qualität der 
Ausbildungszentren für Kader erwähnt, 
welche sowohl den Beamten als auch den 
Mitgliedem von privaten Organisationen 
offenstehen. 

Die gesamte HIlfstätigkeit wird durch den 
Plan Orsec, das heißt die "Organisation des 
secours·, geregelt Diese Institution stützt 
sich auf ein nationales Alarmnetz und ge­
währleistet die Alarmierung der Bevölke­
rung sowie den koordinierten Einsatz der 
Rettungs- und Hilfsorganisationen. In An­
lehnung an den Aufbau des französischen 
Staates Ist diese Organisation zentralistisch 
konzi~lert, Ihr Einsatz in den Departemen 
ten wird durch die Präfekten geregelt , wel 
che die Zentralregierung vertreten 

Großbritannien 

Der ZiVilschutz (ZIVIlverteidigung) untersteht 
in Großbritannien dem Innenmlnlstenum, 
dem "Home Office" Lange Zeit hindurch 
haben die politisch Verantwortlichen des 
Landes den Problemen des Bevölkerungs· 
schutzes im Hinblick auf allfällige bewaffne­
te Konflikte keine große Beachtung ge­
schenkt. Seit dem Beginn der achtziger 
Jahre kann festgestellt werden, daß sich 
die Engländer in vermehrtem Maß der Be­
deutung des Zivilschutzes bewußt wer· 
den. 

In Beantwortung einer Anfrage eines Abge­
ordneten des Unterhauses hat die Regie­
rung am 31. Januar 1985 die Herausgabe 
von mehreren Veröffentlichungen uber ver­
schiedene Aspekte des ZMlschutzes be­
kanntgegeben. Diese Unterlagen werden 
namentlich technische Angaben (Erstellung 
von Behelfsschutzräumen) und Verhaltens­
anweisungen für die Bevölkerung enthalten 
sowie die Aufgaben der Gemeindebehör -
den umschreiben, welche jährliche Beiträ­
ge von etwa 60 Mio. Franken erhalten. 
Nach Auffassung der Regierung In London 
sollte jede Gemeinde und jeder wichtige 
Dienst über Einsatzkräfte verfügen. Das 
Gesamtbudget des Zivilschutzes beläuft 
sich derzeit jährlich bloß auf etwa 250 Mio. 
Franken. 

Das Innenministerium hat ein "GiVll Defense 
College" geschaffen, in welchem eine Ar­
beitsgruppe Anweisungen für die Ausbil­
dung von freiwilligen Helfem erarbeitet Be­
sondere AufmerKsamkeit wird außerdem 
der Verwir1<lichung eines Warn- und Über­
wachungsnetzes im Vereinigten Königreich 
geschenkt. 

Staaten des Warschauer Paktes 

Es ist heute bekannt, daß die UdSSR große 
Anstrengungen auf dem Gebiet des Zivil­
schutzes unternimmt. Dabei geht es den 
sowjetischen Verantwortlichen vor allem 

• 



um eine möglichst weitgellende Erhaltung 
der Funktionstuchtlgkelt der Wirtschaft. 
Um dieses Ziel zu enelchen, wird ein 
Schutzsystem entwickelt, das nicht nur das 
Überleben des Betriebspersonals gewähr­
leisten, sondern es auch erlauben soll, die 
für die ProduktIOn erforderlichen Mittel so 
gut als möghch vor den Auswir1<ungen ei­
nes bewaffneten Konflikies zu schutzen. 

Die sowjetischen Burger Sind von Ihrem 16. 
biS 60. Altersjahr - die Frauen biS zum 
55. Allerslahr - gesetzlich zur Schutz­
dienstleistung verpfIIchlet Der ZIvilschutz 
ist dem Verteldlgungsminisleriurn angeglie­
dert und untersteht der Oberaufsicht des 
ZIvilverteidigungskomitees, dem Beamte 
des Innen und des Verteldigungsmillisteri­
ums angehören. Der Fuhrungsapparat be­
steht aus Personen, die volIamtlich tätig 
und ,n den Republiken, Dlstnkten und 
Städten elngesetz1 sind Zum größten Tell 
stammt dieses Personal aus der Armee. 
Zwei sogenannt freiwillige Organisationen 
(Dosaaf, Znanlle) Sind mit der außerdienstli­
chen Ausbildung und Weiterbildung beauf­
tragt. Man kann davon ausgehen, daß etwa 
diei-lälfte der 275 Mo. Einwohner der So­
wIetunion eine Grundausbildung Im ZiVil­
schutz erhalten hat. Nach sowjetischen 
Quellen gehören der ZIvilverteidigung der 
UdSSR 60 000 Militärpersonen und bis zu 
30 Mio. ZiVilpersonen an. 

Der Einfluß der militärischen Führung in der 
ZivilschutzausbIldung ISt außerordentlich 
groß. Die Kader erhalten eine militärische 
Ausbildung, die sich uber drei Jahre er­
streckt. Die Bevölkerung Ihrerseits Wird ,n 
praktischen Übungen ausgebildet (AC-Pi­
Stell, Handhabung von Schutzmasken 
usw.); bereits KJndergartenschüler haben 
daran teilzunehmen. Die Clleffunktionen 
werden ausscllheßlich ehemahgen OffiZie­
ren oder abkommandierteIl StabsoffiZieren 
übertragen. Die oberste Leitung der Zivil­
schutzorganisation liegt in den Händen von 
General Altunln, der den Rang eines stell­
vertretenden Verteidigungsministers be­
kleidet. 

Die sowjetische Zivilverteidigung kennt so­
wohl die Evakuation als den Schutz an Ort 
und Stelle Je nach Schätzung vanlert die 
Zahl der verfugbaren Schutzräume zwi­
schen 18 Mo. (7 % der Bevölkerung) und 
192 MIO. (70 %). Deutschen Quellen zufol­
ge könrlen 50 % der Bewohner von Indu­
striellen Ballungsräumen In Schutzräul11el1 
Zuflucht finden 

Gemäß amenkaniscllellinformatioflell Wird 
dem Schutz der Fuhrungsorgane 
(180 000 Personen, welchen im ganzen 
Land ZWISChe" 800 und 1 600 Komman­
doposten zur Verfügung stellen) der Vor­
rang eingeräumt. 

Vorderhand scheint der Schutz der Perso­
nen, welche evakuiert weiden müssen, 
nicht gewährleistet zu sein. 

Falls wir Schätzungen glauben können, die 
vor einigen Jahren gemacht worden sind, 
·belaufen Sich die jährlichen Aufwendungen 
der UdSSR für den Zivilschutz auf 5 bis 
10 Mrd. Franken. 

Die UdSSR kennt des weiteren Zivilschutz­
brigaden, die militärisch organisiert und 
ausgebildet und mit Infanteriewaffen sowie 
leichten Panzem ausgerüstet sind und zur 
Unterstützung der eigentlichen ZIvilschutz­
formationen dienen. Die Aufgabe dieser Zi­
vIIschutzbrigaden soll etwa mit der unserer 
Luftschutztruppen verglichen werden kön­
nen. 

Was von der UdSSR gesagt wurde, gilt 
weitgehend auch für die anderen Staaten 
des Warschauer Paktes. Dabei sei auf den 
Artikel hingewiesen, der in der Nr. 3/85 der 
Zeitschrift "Zivilschutz" über die Lage des 
ZiVilschutzes in Ungam berichtet. 

Die skandinavischen 
und die neutralen Staaten 

Die skandinavischen Staaten 

Sämtliche skandinavischen Staaten, 
gleichgültig ob neutral oder Mitglied der 
NATO, besitzen einen gut ausgebauten, 
den verschiedenen Waffenwirkungen 
Rechnung tragenden Zivilschutz, der in 
mancher HinSicht mit dem unsrigen vergli­
chen werden kann und der - wiie in der 
Schweiz - Teil einer umfassenden Gesamt­
verteidigung ist. 

In allen skandinavischen Staaten besteht 
für die größeren Gemeinden die Verpflich­
tung, Schutzorganisationen zu schaffen. 
Schweden und Dänemar1< kennen die 
Schutzdienstpflicht für alle Männer und 
Frauen im Alter zwischen 16 und 65 Jah­
ren. In Norwegen gill sie für 18- bis 65jäh­
rige. In Finnland ist die Schutzdienslpflicht 
auf den Kriegsfall beschränkt; ihr unterste­
hen alle 16- bis 65jähngen. Allerdings gibt 
es zahlreiche Ausnahmen von der gesetz­
lich vorgeschriebenen Dienstpflicht. So 
kommt es, daß von den 8,3 Mio. Einwoh­
nem Schwedens nur deren 200 000 ') 
Schutzdienst leisten, wolbei sie namentlich 
an eillem Einführungskurs von wenigstens 
drei Wochen teilnehmen. 

Schweden zählt gegenwärtig 50 000 
Schutzräume von verschiedel1er Größe. 
Diese können rund 5,5 Mio. Personen auf­
llehmen, welche vorwiegend in den städ­
lischen Agglomerationen wohnen (% der 
Gesamtbevölkerung) . 

Die drei anderen skandinavischen Länder 
können im Ernstfall ungefähr die Hälfte ihrer 

'I 1982 haben d" Behö<den grundsätzlid1.",.,. He<ab­
satzung auf 150 000 Personen zugestimmt. 

Bevölkerung In Schutzräumen unterbrin­
gen, wobei es sich In Dänemar1< im allge­
meinen um Behelfsschutzräume handelt. 
Neben dem Schutz an Ort und Stelle ken­
nen die skandinavischen Länder teilweise 
auch die Evakuation. Es hat allerdings den 
Anschein, als wollte Schweden seine Zivil­
sChutzkonzeption ändern und sich der 
schweizerischen Konzeption anschließen, 
wonach die vertikale Evakuation - also der 
Schutz an Ort und Stelle - die größten 
Überlebenschancen bietet. Eine große Be­
deutung kommt in Skandinavien der Schaf­
fung eines dichten und wir1<samen Alarm­
netzes zu; dies er1<lärt sich insbesondere 
aus der Tatsache, daß die skandinavischen 
Länder den Grundsatz des vorsorglichen 
Schutzraumbezuges, wie er in unserer 
Konzeption von 1971 festgelegt ist, nicht 
oder noch nicht kennen. Die jährlichen fi­
nanziellen Aufwendungen der skandinavi­
schen Staaten für den Zivilschutz entspre­
chen im grollen und ganzen denjenigen 
des schweizerischen ZIVilschutzes. 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß 
im Rahmen einer Mitte 1986 vollzogenen 
Neustrukturierung des schwedischen Zivil ­
schutzes dieser nunmehr u. a. auch für die 
Feuerwehrbelange in Friedenszeiten ver­
antwortlich ist. 

Österreich 

Im Rahmen einer ZIVilschutzenquete, die 
am 30. und 31. Januar 1985 In Wien unter 
Leitung des Bundesministers für Inneres 
stattfand, haben sich Vertreter des Bun­
des, der Länder und der Gemeinden sowie 
der am Zivilschutz interessierten Organisa­
tioflell auf eine Neudefinition des österrei­
chischen Zivilschutzes geeinigt: 

"Zivilschutz ist die Summe aller Vor1<ehrun­
gen, die der Bevölkerung das Überstehen 
von gefährlichen Situationen jeder Art er­
möglichen soll. 

Zivilschutz umfaßt somit die Gesamtheit al­
ler humanitären Aktivitäten zur Bewältigung 
von Katastrophen und besonderen Krisen­
situationen. Er umfaßt die Vorsorge vor Na­
tur1<atastrophen und vor technischen Un­
glücksfällen, vor Unfällen in der chemi­
schen Industrie ebenso wie beim Transport 
gefährlicher Güter oder bie einem Reaktor­
unfall in ünserer Nachbarschaft. Zivilschutz 
ist umfassender Katastrophenschutz durch 
behördliche Vorsorgen und Bürger-Selbst­
schutz im Frieden! Nur wenn er diese Funk­
tion erfüllt, kann er die zivile Landesverteidi­
gung im Krisen-, Neutralitäts- und Verteidi­
gungsfall tragen" . 

Zivilschutz ist in Österreich keine ~Inheitli­
che Verwaltungsmaterie, sondern Sam­
melbegriff für Maßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung, die gemäß bundesstaatlicher 
Kompetenzverteilung bei allen Gebietskör­
perschaften zur Anwendung kommen. 

ZS-MAGAZIN 3/87 31 



• 

Die Zivilschutzgesetzgebung ÖSterreichs 
ist daher zwischen Bund und Uindem auf­
geteiij und in insgesamt mehr als 40 Bun­
des- und Landesgesetzen verankert. 

So haben vor einigen Jahren einzeine Län­
der eine im Detail unterschiedlich begrenz­
te Pflicht zum Bau von Schutzräumen ein­
geführt. Im heutigen Zeitpunkt könnten 
etwa 7 % der Bevölkerung in Schutzräu­
men Zuflucht finden (500 000 Schutzplätze 
in 41 000 Schutzräumen). 

Anläßlich der Zivilschutzenquete 1985 hat 
man sich aber nicht nur auf eine Neudefini­
tion des Zivilschutzes sondem auch auf ein 
Aktionsprogramm geeinigt, durch das der 
Zivilschutz neuen Auftrieb erhalten soll. 

Es geht dabei hauptsächlich um etne bes­
sere Abgrenzung der Verantwortlichkeiten 
aller in Betracht kommenden Partner. Zu 
diesem Zweck sollen eine geeignete Ge­
setzgebung geschaffen und Abkommen 
zwischen der Zentral regierung und den 
Uindem getroffen werden. Des weitem soll 
der Einsatz der Hins- und Rettungsorgani­
sationen koordiniert, das Wam-, Alarm­
ierungs- und Funkverbindungskonzept 
ausgebaut und bei Katastrophenfällen im 
Ausland vermehrt Hins- und Rettungsfor­
mationen aus ÖSterreich zum Einsatz kom­
men. 

Schließlich soll die Öffentlichkeitsarbeit ver­
stärl<t werden, um so die Bevölkerung für 
die Sache des Zivilschutzes zu gewinnen. 
Zu diesem Zweck ist für jede Gemeinde die 
Schaffung einer Zivilschutzberatungsstelle 
vorgesehen. 

Andere Uncler 

Israel 

Das Beispiel des Zivilschutzes in Israel ist 
besonders interessant, weil dieses llmd 
verschiedentlich Gelegenheit hatte, seine 
Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung 
konkret zu erproben. 

Die Zielsetzung des israelischen Zivilschut­
zes (GMI and Horne Defence) deckt sich 
weitgehend mij derjenigen unseres Zivil­
schutzes. Als Bestandteil der Streitkräfte ist 
der israelische Zivilschutz milrtärisch aufge­
baut und organisiert (T errrtorialorganisa­
tion). Schutzdienstpflichtig sind im wesent­
lichen die Reservisten (Wehrdlenstentlas­
sene aller Grade im Mer zwischen 49 und 
55 Jahren) und nicht milijärdienstleistende 
(untaugliche oder vorzeitig aus dem Milrtär­
dienst entlassene) Männer zwischen t 8 
und 55'Jahren sowie Frauen, die ihren or­
dentlichen Wehrdienst beendet haben und 
beschränkt der Milijärgesetzgebung unter­
stelij sind (kinderlose, unverheiratete Frau­
en bis zum 25. Mersjahr). Die Ausbil­
dungsdauer im Zivilschutz ist bedeutend 

32 zs-MAGAZIN 3J87 

länger als In der Schweiz. Der Schutzraum­
bau wird stark vorangetrieben; die sich dar­
aus ergebenden Kosten ll/erden bis zu 
75 % von der öffentlichen Hand übernom­
men. Die Schutzräume bieten nur Schutz 
vor den AuSwirkungen von konventionellen 
Waffen. Angesichts der heutigen Bedro­
hungsbilder erfüllt dieser Umstand die Be­
hörden mit einiger Sorge. Ein gut entwickel­
tes Alarmnetz gestattet Im Notfall etnen ra­
schen Schutzraumbezug. Angaben über 
die Aufwendungen für den Zivilschutz kön­
nen keine gemacht werden, da diese Teil 
der Milijärausgaben sind. 

Es sei zum Schluß noch darauf hingewie­
sen, daß der israelische Zivilschutz auch im 
Katastrophenfall eingesetzt wird, was eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Or­
ganisationen des Davidsterns, der Feuer­
wehr, den Frauenorganisationen und der 
Zivilgarde mij sich btingt. 

Volksrepublik China 

Es ist schwierig, sich über den derzeitigen 
Stand des chinesischen Zivilschutzes ein 
genaues Bild zu verschaffen. Verschieden­
en übereinstimmenden Verlautbarungen 
westlichar Massenmedien (z. B. Sendung 
des Westschweizer Femsehens und des 
zweiten französischen Fernsehens Anten­
ne 2 vom 31 . März 1985) kann entnommen 
werden, daß China für den Kriegsfall erheb­
liche Anstrengungen zum Schutz Setner 
Bevölkerung in den städtischen Agglome­
rationen (vor allem in Peking, Kanton und 
Shanghai) unternommen hat. Schutzvor­
kehrungen werden des weitem auch zu­
gunsten großer Betriebe getroffen. 

Schlußfolgerungen 

Unter den Lehren, die aus dieser kurzen 
Analyse gezogen werden können, sind fol­
gende Punkte einer besonderen Erwäh­
nung wert: 
• Der Umstand, daß heute in vielen west­

lichen Staaten und vor allem in den Ost­
bIockstaaten der Bevölkerungsschutz 
stets systematischer angegangen wird, 
kann dahingehend gewertet werden, 
daß unsere Anstrengungen auf diesem 
Gebiet richtig sind. 

• Die Thesen unserer Konzeption, wo­
nach es für uns in einem möglichen 
künftigen Krieg nur eine Flucht in der 
Vertikalen, das heißt eine Flucht in den 
Schutzraum geben könne und wonach 
die Schutzräume vorsorglich, das heißt 
nicht erst im Zeitpunkt des eigentlichen 
Angriffes, bezogen werden solijen, wer­
den dadurch erhärtet, daß Staaten, die 
bisher Konzeptionen kannten, in denen 
der Evakuation eine bedeutsame Rolle 
zukam, sich unseren Auffassungen nä­
hern. In diesem Zusammenhang sei er-

wähnt, daß auch für den Fall eines 
Atomunfalles bzw. einer In Friedenszei­
ten plötzlich eintretenden Verstrah­
lungslage der beste Schutz an Ort und 
Stelle sichergestelij werden kann. Dies 
ermöglicht Insbesondere eine Sich im 
nachhinein als allenfalls aufdrängende 
Evakuation geordnet und möglichst un­
gefährdet durchzuführen. 

• Die erheblIChen sowjetischen Anstren­
gungen zum Ausbau der Zivilverteidi­
gung einerseits und die Vernachlässi­
gung solcher Schutzmaßnahmen In 
Ländem wie den Vereinigten Staaten, 
Großbritannien, der Bundesrepublik 
und Frankreich andererseits könnten 
unter Umständen das strategische 
Gleichgewicht stören. Es wäre vorstell­
bar, daß ein System, das etnen weitge­
henden Schutz einer Bevölkerung ga­
rantiert , eher dazu neigen könnte, Mas­
senvemichtungswaffen einzusetzen, da 
ein Vergeltungsschlag Ihm gegenüber 
nicht mehr die gleiche Wirkung hätte. 
Aber auch ein Präventivschlag eines 
Gegners mij MassenvemlChtungsm~­
tein könnte bei vorhandenem Schutz In 
seiner Wirkung stark gemindert und da­
mij im Hinblick auf den zu erwartenden 
Vergeijungsschlag uninteressant wer­
den. 

Vielleicht wird es Sie in diesem Zusammen­
hang interessieren, daß es solche Überle­
gungen sind, die dazu geführt haben, daß 
zwei französische Par1amentaner anfangs 
Mai 1985 eine Gesetzesvorlage einge­
bracht haben, die den Zwang von Schutz­
maßnahmen anstreben. 

Sie sagen dabei: . La meilleure fa<;on pour 
un pays de prouver 11 tout agresSetUr even­
tual sa r8solution d'utiliser I'anne nuctealre 
consiste 11 mettre, des Ie tamps de paiX, sa 
population 11 I'abri de Ia riposte." 

Geeignete Schutzmaßnahmen ert1öhen die 
Übe~ebenschance der Bevölkerung in je­
dem Kriegsbild. Das kann zu jeder Zoo be­
wiesen werden. 

• Unabhängig von der Beurteilung der 
Wahrscheinlichkeit oder Unwahrschein­
lichkett des Einsatzes von Massenver­
nichtungswaffen bat alijälligen künftigen 
Konflikten herrscht nicht nur in der 
SchWatZ vermehrt die Meinung vor, daß 
der Zivilschutz eine unentbeh~iche Insti­
tution im Dienste des Bevölkerungs­
schutzes und zur Gewährleistung des 
Friedens in Freiheit darstelij. Dies glij 
ganz besonders für jene Staaten, die 
über keine Massenvemichtungsmittel 
verfügen. 

• Die Aufgaben des Zivilschutzes sind 
ausschließlich passiver und humanitärer 
Natur. Diese Feststellung gilt vor allem 
für alle Länder, die - wie die Schweiz -
den unbewaffneten Zivilschutz kennen. 
Es ist daher unverständlich, wenn Krei­
se der Friedensbewegung dahin argu-



mentieren, daß der Zivilschutz das 
Wettrüsten geradezu herausfordere. 
Widersprüchlich wird diese Argumenta· 
tion dann, wenn dieselben Kreise dem 
Zivilschutz jede Wirksamkeit gegenüber 
der Bedrohung durch die modemen 
Waffen absprechen. Gestatten Sie uns, 
in dieser Beziehung auf einen Bundes­
gerichtsentscheid vom 26. September 
1986 hinzuweisen, wonach die Weige­
rung, Schutzdienst zu leisten, ange­
sichts des rein human~ären Zwecks des 
schweizerischen Zivilschutzes weder 
religiös noch ethisch zu rechtfertigen 
sei; ein Handeln in schwerer Gewis­
sensnot sei daher nicht vorstellbar. 

• Der Zivilschutz ist ein nicht zu unter­
schätzendes Element der Dissuasion. 
Hier können wir nur das wiederholen, 
was Professor EJemer Nagy, assoziier­
tes M~glied der ungarischen Akademie 
der Wissenschaften, in seinem der Ze~· 
schrift .PoIgari Vedelem" gewährten In­
terview über den Zivilschutz in seinem 
Land sagt. 

Nach Professor Nagy erlaubt es der unga­
rische Zivilschutz, die anderen Länder da­
von zu überzeugen, daß ein Angriff gegen 
Ungarn nicht zwangsläufig zu dessen Ver­
nichtung führt . Seine Präventivwir1<ung be­
steht darin, einen potentiellen Gegner von 
der Idee abzubringen, der Sieg könne leicht 
errungen werden. Nagy ist übrigens der 
Überzeugung, daß die Zivilschutzvorberei­
tungen auch der Erhaltung des Friedens 
dienen. Diese Aussage sollte die Anhänger 
unserer Friedensbewegungen zum Nach­
denken anregen, dies um so mehr, als sie 
oft kein Hehl aus ihrer Sympathie für die 
sogenannten Volksdemokratien und die 
sogenannten sozialistischen Regime ma­
chen. 

• Der hohe Vorbereitungsstand des 
schweizerischen Zivilschutzes läßt sich 
in erster Unie durch die konsequent 
durchgesetzte Verpflichtung zur 
Schutzdienstleistung und zum Bau von 
SchutzrIJumen bei der Erstellung von 
Neubauten oder bei wesentlichen Um­
bauten wie auch der se~ 1978 für alle 
Gemeinden geltenden Organisations­
pflicht erklären. Ein solches System 
kann u. E. vemünftigerweise nur auf der 
Grundlage einer historisch gewachse­
nen Milizorganisation und der friedens­
mäßigen Nutzung der Schutzbauten 
und des Zivilschutzmaterials realisiert 
und aufrechterhalten werden. Wir sind 
davon überzeugt, daß eine InfragesteI· 
lung dieser Grundsätze, um die man uns 
wel1weit beneidet, einen effizienten 
Schutz der Eievölkerung in Nots~uatio­
nen abträglich sein würde, bzw. volks­
wirtschaftlich nicht tragbar wäre. Daß 
der schweizerische LMlschutz bei der 
Bewälligung von Natur· und Zivilisa­
tionskatastrophen aller Art eine sehr 

STELLENAUSSCHRlEIBUNG 

Der Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft 
des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bundesministers des Innem), 
sucht ab 1. Juli 1987 etneln 

leiter/-in des Referates Ausbildung und Vorwchrlftenw ••• n 

Die Aufgaben des Referates umfassen insbesondere: 

ErartJeitung von Lehraussagen, Lehrstoffplänen, Fetnlemzielen, Lehr- und 
Lemmittel einschI. Filmen für die Ausbildung der Bevölkerung im Selbst­
schutz und der Führungs· und Einsatzkräfte des Selbstschutzes in Behör­
den und Betneben, 

Übeirwachung der vom BVS durchgeführten Aus- und Fortbildung im 
Selbstschutz, 

Gestaltung, Lenkung und Übeirwachung der Aus- und Fortbildung haupt­
amtlich Beschäftigter und ehrenamtlicher Helfer des BVS, 

Erarbeitung von Dienstvorschriften und RichtlinM3ll für den fachlichen 
Dienstbetrieb des BVS. 

Demlder Inhaber/-In der o. g. Stelle obliegt ferner der VorsIIZ Im Prüfungs­
ausschuß der BVS-Bundesschule im Rahmen der fachlichen Zuständig­
keit. 

Bewerber/-innen müssen über umfassende Kenntnisse des Zivilschutzes, ins· 
besondere des Selbstschutzes, verfügen. Gefordert Sind ferner Erfahrungen auf 
dem Gebiet der Aus· und Fortbildung sowie Führungsqual~ten, die Bewerber/ 
-innen in die Lage versetzen, dieses für die Facharbeit des BVS wesent1iche 
Referat zu leiten und im Rahmen der Fachaufsicht über die Schulen, Landes· 
und Dienststellen des BVS eine effektive Set>stschutz- und BVS-Fachausbil­
dung Sicherzustellen. 

Die Einstellung erfolgt im Angestelnenverlhällnis nach Verg.-Gr. Ib BAT. 

Geboten werden ferner die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 

Falls Sie die genannten Voraussetzungen erfüllen und an diesem Aufgabenbe­
reich des Zivilschutzes Interesse haben, solnen Sie einen Personalbogen anfor­
dem beim 

Bundeaverband fllr den SelbatIIchutz 
BundeshauptsteIle 

Eupener Straße 74, 5000 Köln 41 
Tel. 02 21 /49 88-1 

Schlußtermin für die Bewerbung m~ vollständigen Unterlagen ist der 
10. Mal 1987. 

wichtige Aufgabe wahrzunehmen hat, 
zeigen zahlreiche Beispiele der jüngsten 
Zeit. Der Bund unterstützt solche Ein­
sätze nicht nur deklamatorisch, sondem 
auch finanziell in Form von Beitragslei­
stungen an die Kosten der Instruktions­
dienste, in deren Rahmen immer wieder 
wertvolle Hilfe geleistet wird. Ob die 
kürzlich angeregte gesamtSChweizeri­
sche Katastrophenorganisation für Frie­
denszeiten der Sache noch dienlicher 
wäre, vermögen wir emsthaft zu be­
zweijeln, abgesehen von den damit ver­
bundenen pol~ischen Schwierigkeiten 
(Föderalismus) und den zwangsläufig 
sich daraus ergebenden Mehraufwen-

dungen. Daran ändem auch die tragi­
schen Ereignisse von T schemobyl 
nichts, deren Auswir1<ungen in der 
Schweiz glücklicherweise zu keiner Ze~ 
ein Ausmaß erreichten, die den Einsatz 
der Zivilschutzorganisationen oder von 
Teilen davon gerechtfertigt hätten. Dies 
beideutet allerdings nicht, daß wir aus 
dem sowjetischen Reaktorunfall keine 
4lhren zu ziehen hätten, insbesondere 
unter dem Gesichtspunkt der Erstellur.g 
der Einsatzbereitschaft der Zivilschutz­
organisationen bzw. der BezugsbereIt­
schaft der Schutzbauten sowie der 
A1armierung und Information der Eievöl­
kerung. 
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Bundesverband für den Selbstschutz 
Quer durch NIedersachsen 

Goslar. Die Stadt Geslar ist zur Zeit 
darum bemüht. im Stadtgebiet einen or· 
ganlsierten Selbstschutz aufzubauen. 
Nach einer erfolgreichen Werbel<ampag­
neo bei der ehrenamtliche Mitrubeiter 
gesucht wurden. führte die Stadt eine 
Ausbildung für Selbstschutzberater 
durch. Die Gesamtorganisation lag in 
Händen des Sachbearbeiters für ZiVil · 
schutz in Verbindung mit der zuständi­
gen BVS·DleOStsteile Göttingen. 

Nachdem an drei Abenden die Teilneh· 
mer den Grundlehrgang absolviert hat­
ten. wurden an zwei weiteren Tagen die 
beiden Ergänzungslehrgänge In den 
Räumen der Freiwilligen FeuelWehr 
Geslar durchgeführt. 

Von anfangs 15 T eilnehmem verblieben 
nach Abschluß der Vorbereitungslehr -
gänge elf Geslarer Bürger. die Im Fe­
bruar an der BVS-Schule Voldagsen 
den Abschlußlehrgang für Selbstschutz­
berater absoMerten. 

Nach Beendigung dieser Fort~ldungs­
maßnahme wurden die Selbstschutzbe­
rater vom Rat und der VelWaltung ~er 
Stadt offiziell bestellt und in ihre Aufga­
ben eingewiesen. 

In allen Abschnitten der Ausbildung wa­
ren die Lehrgangsteilnehmer mit großer 
Begeisterung bei der Sache. Die Stadt­
velWaitung hat sich daher entschlossen. 
im Sommer eine emleUte WerbeaktlOO 
für den Selbstschutz zu starten. 

Blickpunkt 
Nordrheln-Westfalen 

-Viersen . • Wir sind begeistert". meinte 
die Vorsitzende der CDU-Frauenvereini­
gung des Kreises Viersen. Maria Ham­
meso zum Abschluß einer InformatlOOS­
tagung an der BVS-Schule Körtlinghau 
sen. Die 17 Mitglieder dieser Organisa­
tion hatten dort Gelegenheit, ihre Kennt­
nisse über den Zivil- und Selbstschutz 
zu vertiefen. Auf dem Programm stan­
den Vorträge über Katastrophenschutz 
und Selbstschutz sowie u. a. die The­
men Lebensmittelbevorratung, ABC­
Schutz und Schutzraumbau. 

Für die CDU-Frauen waren die prakti­
schen VOrführungen aus dem Selbst­
schutz-Grundlehrgang schließlich d~r 
Höhepunkt. 

Leverkusen. Der ehemalige Leiter der 
BVS-Dl8flststeile Leverkusen, Ortgles 
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Harms, wurde mit der BVS-Ehrennadel 
ausgezeichnet. 

In einer kleinen Feierstunde würdigte 
sein Nachfolger. Jochem Weck, die Ar­
beit Harrns. Harms begann seine Tätig­
keit für den Selbstschutz 1958 als 
ehrenamtlicher Helfer im damaligen 
Bundesluftschutzverband . BerSlts zwei 
Jahre später wurde er mit der Leitung 
der Ortsstelle VIersen beauftragt. Nach 
der Umstruktunerung des Verbandes 
übernahm Harms 1968 die BVS-Dienst­
stelle Leverkusen, die er bis zu S81ner 
Pensionierung am 30. April 1983 leitete. 

Harms zählt auch heute noch zu den 
engagierten Verfechtem des Selbst­
schutzgedankens So bnngt er als 
ehrenamtlICher Mitarbeiter der Dienst­
stelle S81ne Erfahrungen und sein Wis­
sen übelWiegend bei Informationsveran­
staltungen und Ausstellungen des BVS 
ein. 

Im Rahmen der F8lerstunde erhielt die 
ehrenamtliche Helferin Carola Gawiik 
sowie die Helfer Bemd Grob und Wolf­
gang Scherer eine Ehrenurkunde für 
zehnjähnge Mitarbeit Im BVS. 

Hessensplegel 

Wiesbaden. Mit Ablauf des Jahres 
1986 wurde Thllo Nickel nach fast 
23jähriger Mitarbeit im BLSVlBVS in 
den Ruhestand verabschiedet. Zunächst 
als HilfsausbIlder, später als Hilfslehrer 
und anschließend als Fachlehrer war 
Nickel insgesamt 19 Jahre bei der Fahr­
baren Schule der BVS-Landesstelle 
Hessen tätig 

BVS· lande.lt.Ue.,lelter Gerhard Straube (rechts) 
Oberreicht Thilo Nick~ eine Oankuri(unde. 

Aufgrund seines ruhigen, freundlichen 
Wesens und der herausragenden Fähig­
keiten als Fachlehrer erfreute er sich 
großer Wertschätzung bei Behörden 
und Betrieben In Hessen. 

1983 wurde Nickel Fachbearbeiter für 
Öffentlichkeitsarbeit bei der Landesstelle 
Hessen. 

LandessteIlenleiter Gerhard Straube ver­
absch�edete den allseits beliebten Kolle­
gen in einer kleinen Feierstunde. Auch 
der örtliche Personalrat. der BeZIrksper­
sonalrat soWIe alle Kolleginnen und Kol ­
legen bedankten sich für die Vielen Jah­
re der freundschaftlichen Zusammenar­
beit und wünschten ihm noch viele 
schöne Jahre im Kreise der Familie. 

Nachruf 

Am 17. Dezember 1986 verstarb nach 
kurzer. schwerer Krankheit der Leiter 
der BVS-Dienststelle Fulda 

Robert Ludwig 

1959 nahm Ludwlg als Sachbearberter 
..Ausbildung" bei der damaligen BLSV­
Kreisstelle Lauterbach seine ehrenamtli­
che Tätigkeit auf. 

Von 1963 bis 1976 war Ludwig zu­
nächst als Leiter der Dienststelle Lauter­
bach. dann als Beauftragter und biS 
zum Schluß S81ner ehrenamtlichen Tä­
tigkeit als Leiter der BVS-Dienststelle 
Alsfeld mit Sitz in Lauterbach tätig . 

Nach fast 18)ähriger ehrenamtlicher Tä­
tigkeit wurde Ihm 1977 die Leitung der 
BVS-Dienststelle Fulda übertragen. 

Aufgrund seiner langjährigen, guten 
Kontakte zu Behörden. VelWaitungen 
und Institutionen war es Ludwig nach 
kurzer Zelt gelungen, gem8lnsam mit 
seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeltem 
eine leistungsstarke. fachlich anerkannte 
Dienststelle zu formen. 

Neben der hauptamtlichen Tätigkeit Im 
BVS war Ludwig noch besonders ,m 
sozialen Bereich tätig und setz1e sich 
hier in ehrenamtlichen Funktionen stets 
für das Wohl seiner Mitbürger ein. 

Bereits 1970 wurde Ludwlg aufgrund 
seiner herausragenden Leistungen die 
BVS-Ehrennadel verliehen. 

Die Mitarbeitennnen und Mitarbeiter der 
BVS-Dlenststelle Fulda und der BVS­
Landesstelle Hessen trauem um einen 
geschätz1en Kollegen. dem sie ein eh­
rendes Andenken bewahren werden. 



Aktuelles aus Rheinland-Pfalz 

Ludwigshafen. Anläßlich der Jahresab· 
schluß· Arbeitsgemeinschaft der ehren· 
amtlichen Helfer der BVS·Dienststelie 
Ludwigshafen ehrte Landesstellenleiter 
Hans·Dieter Awiszus langjährige Mitar· 
beiter des Verbandes. 

.. 25 Jahre beim BVS sprechen für ein 
ganz besonderes Engagement im 
Dienste der Bürger." Mit diesen Worten 
bedankte sich Awiszus beim Ehepaar 
Wertlng und überreichte Ihnen eine Eh­
renurkunde. 

Für 20jährige ehrenamtliche Mitarbeit er­
hieaen Fridolin Hasseiwander. für 10jäh­
rige Mitarbeit das Ehepaar Adelheid und 
Dieter Kettner. Jürgen Stahl, Gisela 
Gehrteln, Rudolf Geiger und Heinrich 
SChettgen eine Urkunde als Anerken­
nung überreicht. 

Ludwigshafen. Auf 30 Jahre Mitarbeit 
im BVS konnte Hans Preß mann, 
Schutzbauberater der Dienststelle Lud­
wigshafen, zurückblicken. 

Aus der Hand von Dezernent Kar1-Horst Tisch­
bein (rechts) nimmt Hans Pre8mann den Ehren­
teIler entgegen_ (Foto: Heinrich) 

In einer kleinen Feierstunde überreichte 
der Dezement für den Brand- und Kata­
strophenschutz der Staca Ludwlgsha­
fen, Kart-Horst Tischbein, dem Jubilar 
den Ehrenteller des BVS und würdigte 
die langjährige Tätigkeit Preßmanns 
beim Verband. 

Saarland-Rundschau 

Neunkirchen. Mehrere Fliegen mit ei­
ner Klappe schlugen 84 schulentlassene 
Jungen und Mädchen, die in den lehr­
gängen des Jugendsozialwerkes e. V. in 
der Berufsbildungsstätte am Unteren 
Friedhofsweg in Verbindung mit dem 

Arbeitsamt auf ihre Berufe vorbereitet 
werden. Im Anschluß an den Aufbau­
kurs nahmen sie an einem Selbst­
schutz -Grundlehrgang teil. In acht Grup­
pen wurden die Jugendlichen über drei 
Wochen hinweg ausgebildet. 

In einem Abschlußgespräch zogen der 
Leiter des Jugendsozialwerkes Neunkir­
chen, Manfred SChmidt, und BVS­
Dienststellenleiter Helmuth Klippei ein 
positives Resumee der Ausbildung, die 
zum zweiten Male durchgeführt wurde. 
Die Teilnahme an einem Selbstschutz­
Grundlehrgang gehöre für die in der Be­
rufsbildungsstätte des Jugendsozialwer­
kes geförderten Jugendlichen zur Vor­
bereitung auf einen qualifiZierten Beruf, 
meinte Schmidt. Die Teilnehmer könn­
ten die Selbstschutzkenntnisse aber 
nicht nur dort gebrauchen, fügte Klippei 
hinzu. Auch bei Unfällen in Haushalt 
und Freizeit sowie im Straßenverkehr 
seien die Inhalte des Selbstschutz­
Grundlehrgangs von großem Nutzen. 

Südwest aktuell 

Stuttgart_ "Zivilschutz? Nein, danke! 
- Katastrophenschutz? Ja, bitte!" - D~­
ser Slogan vieler Gruppen der Friedens­
bewegung hat im vergangenen Jahr 
weitgehend die Themen für die Frau­
enarbeit der BVS-Landesstelle Baden­
Württemberg bestimmt. Mit diesem 
Schlagwort wurden nämlich die Teilneh­
merinnen an Informationsveranstaltun­
gen bewußt konfrontiert. 

D~ dabei gesammeiten Erfahrungen 
waren zunächst mitunter wenig erfreu­
lich. Es galb oft resignierende Antwor­
ten. MElist fehlte auch das Verständnis 
dafür, daß Katastrophen- und Zivil­
schutz nicht zu trennen sind. 

Intensive Einzelgespräche und letztlich 
die besseren Argumente "pro Zivil­
schutz" überzeugten manche Skeptiker. 
Aus anfänglichem Desinteresse wurde 
letztlich Interesse, und so fanden Ta­
gungen statt, an denen neben Vor­
standsmitgliedem von Frauenverbän­
den, des Staatsbürgerinnenverbandes 
und kirchlicher Verbände auch Bezirks­
beiräte, Stadträte, poitische Vereinigun­
gen und u. a. der Landesvorsitzende 
des Deutschen Sozialwerkes In Baden­
Württemberg sowie der Zivilschutzbe­
auftragte der Evangelischen Kirche 
Deutschland teilnahmen. 

Durch den Unfall im Atomkraftwerk 
Tschemobyl wurde plötzlich das Interes­
se der Teilnehmer noch stärker intensi­
viert, so daß die vorher häufig veranker­
te "Ohne-mich-Mentalität" kaum noch 
vorhanden war. Nunmehr waren die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den 
Informations-Tagungen eindeutig bereit, 
sich mit den Fragen des Zivilschutzes 
auseinanderzusetzen. 

Nachruf 

Am 17. Januar 1987 starb kurz vor der 
Vollendung seines 60. Lebensjahres 

Alfred Piecha 
Er war seit 1973 ehrenamtlicher Mitar­
beiter zunächst der BVS-Dienststelle 
Schwäbisch Hall und später der Dienst­
stelle Heilbronn . 

Piecha hat sich immer engagiert für die 
Verbreitung des Selbstschutzgedankens 
eingesetzt. Sein freundliches und zuvor­
kommendes Wesen hat ihm viele Freun­
de geschaffen. Wir werden sein Anden­
ken in Ehren halten. 

Die Mrtarbeiter und Heaer der BVS­
Dienststellen Schäbisch Hall und Heil­
bronn. 

Bayern heute 

Wittibreut, Der Selbstschutz-Sechbear­
beiter der Gemeinde Wittibreut, Josef 
Fuchsgruber, konnte anläßlich der Be­
stellung von zehn Selbstschutzberatem 
1. Bürgermeister Kurt Sachs, viele Ge­
meinderäte sowie BVS-DienststeilenIEll­
ter Georg Seemann begrüßen. 

Fuchsgruber führte aus, den Gemein­
den obliege Aufbau, Förderung und lei­
tung des Selbstschutzes der Bevölke­
rung. Hierbei handle es sich um eine 
Pfichtaufgabe, die im Auftrag des Bun­
des zu ertedigen sei. Mit der Bestellung 
des Selbstschutz-Sechbearbeaers habe 
die Gemeinde zunächst der Forderung 
der VelWaaungsvorschrift Rechnung ge­
tragen. Für weitere Organisationsmaß­
nahmen, die der Förderung und Leaung 
des Selbstschutzes dienen, sei es aber 
auch notwendig, so Fuchsgruber, 
Selbstschutzberater zu bestellen und 
diese entsprechend auszubilden. 

Bürgermeister Kurt Sachs ging nach 
seinen Grußworten auf weitere Aufga­
ben der Gemeinde im Vollzug des 
Selbstschutzes ein. So seien zum ord­
nungsgemäßen Aufbau des Selbst­
schutzes Maßnahmen ~ z. B. 8ntei­
lung des Gemeindegebietes in Wohnbe­
reiche und in Konsequenz dazu die ent - ' 
sprechende Wohnbereichsbeschreibung 
sowie die Einrichtung von Beratungs­
stellen notwendig, Hier habe der Ge­
setzgeber einen zeitlichen Ablauf vorge­
geben, wobei seitens der Gemeinde all 
diese gesetzlichen Erfordemisse bereits 
vollzogen seien. 

BVS-Dienststellenleiter Georg Seemann 
bezeichnete die Gemeinde Witlibreut als 
Vorrerter im Landkreis Rottal-Inn, nir­
gendwo seien so vorbildliche Vorausset -
zungen gegeben. Er dankte dem Bür­
germeister wie auch dem Selbstschutz­
Sachbearbeiter für ihr Engagement in 
Sachen Selbstschutz. 
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rTechnisches Hilfswerk 

I Hamburg ~I 
THW unterstützte 
Filmaufnahmen für das 
Zweite Deutsche Fernsehen 

Hamburg. Zum 25jährigen Jahrestag 
der Sturmflut-Katastrophe Im Februar 
1962. dl9 allein in Hamburg 315 Men­
schen das Leben kostete, drehte das 
ZDF einen Spl9lfilm, der das damalige 
Geschehen und dl9 HIlfsmaßnahmen 
Widerspiegeln soll. 

DI9 meisten Menschen waren damals In 
Hamburg-Wilhelmsburg Im Bereich einer 
Laubenkolonie zu Tode gekommen 
Dieser Ortsteil war auch für das Film­
team dl9 Kulisse für die Dreharbeiten. 
Schon vor Beginn der Filmarberten wur­
de das THW Hamburg um Mltarbert ge­
beten. Ereignisse aus den noch vorhan­
denen Elnsatzbüchem des THW wurden 
in das Drehbuch aufgenommen. Für die 
eigentlichen Dreharbeiten wurde schon 
ZWei Wochen vor Beginn das Bergungs­
räumgerät eingesetzt, um einen künstli­
chen See zu schaffen, in dem die Kulis­
sen aufgebaut wurden. Die Dreharbeiten 
wurden mit großem technischen Auf­
wand nur nachts durchgeführt. Die 
THW-Heller vor und hinter der Kamera 
hatten bei schlechten Wettervertlältnis­
sen schwere Arbeit zu leisten. 

Es waren zum Glück noch ein ge der al­
ten Einsatzfahrzeuge, Schlauchbocte 
und auch die damalige Einsatzbeklei­
dung vorhanden. 

Die Dreharbeiten zum FUm sptetten steh nachts ab. 
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Für die Windmaschinen, Scheinwerfer 
und anderen technischen Geräte wur­
den zwei große Stromaggregate und 
Tauchpumpen eingesetzt. Da der Was­
serstand des künstlichen Sees auf der 
gleichen Höhe gehalten werden mußte, 
waren Pumpen und Aggregate drei Wo­
chen lang Im DauereInsatz. Nie Geräte 
haben die Belastungsprobe gut über­
standen. 

36 THW-Helfer leisteten rund 4 000 Ein­
satzstunden, wobei die .Drehnächte" 
oftmals über 15 Stunden dauerten. Für 
Aggregate und Pumpen waren am 
Schluß über 6 000 Betriebsstunden zu 
verzeichnen. 

Nach Drehschluß wurden alle Helfer von 
der Produktionsfirma zu einer Party ein­
geladen, wo schon einige Teile des 
Rohschnitts gezeig1 wurden. A. K. 

(Foto: Krüger) 

Hohe Auszeichnung 
für THW·Landessprecher 
Winfrled Plate 

Hamburg. Auf 30 Jahre ehrenamtliche 
Mitarbeit im THW Hamburg konnte An­
fang des Jahres der Bezirksbeauftragte 
von Hamburg-Nord und Landesspra­
cher, Winfried Plate, zurückblicken. Zu 
jiesem auch in Hamburg seilenen Jubi­
läum waren viele Ehrengäste und THW­
Kameraden zu einer Feierstunde In den 
Bezirksverband gekommen, unter ihnen 
jer Präsident des BZS, Hans Georg 
Dusch, und THW-Direktor Gerd Jürgen 
:1enkei. Henkel zeichnete Plate mit dem 
THW-Ehrenzeichen in Gold aus. In sei­
ner Laudatio würdig1e er das umfangrei­
che Engagement Plates für die Sache 
des THW auch auf Bundesebene und 
seinen Einsatz auf humanitärem, kanlatl­
ven Gebiet. A. K. 

Au, dftf Hand von 
THW-Dlrektor Gerd 
JOrgen Henkel nimmt 
Winfried Plat. die 
Auszeichnung entge­
gen. (Foto: KtOga" 

I Niedersachsen ~ I 
Staatssekretär 
Dr. Waffenschmldt 
beim THW NIedersachsen 

Mappen. Der Parlamentarische Staats­
sekretär beim Bundesminister des In­
nem, Dr. Horst Waffenschmidt, besuch­
te das THW Niedersachsen. 

Meppens THW-Kreis- und Ortsbeauf­
tragter, Alois Bünng, hieß Dr. Waffen­
schmldt in der 1983 eingeweihten Un­
terkunft Willkommen. Landtagsabgeord­
neter Heinz Jansen begrüßte den Gast. 
Grußworte entrichtete Meppens Bürger­
meister Plate. 

Bevor Dr. Waffenschmidt in seinem Re­
ferat auf das THW näher einging, wür-



Staatssekretär 
Dr. WaffenlChmidt 
und GeschiftsfOhrerin 
Aegina Lemke in der 
Meppener THW-Un­
terkunft. (Foto: Wrede) 

digte er die Leistungen der Polizei, der 
Feuerwehren und der Sanitätsorganisa­
tionen. Allgemein, so führte er aus, solle 
die technische Ausstattung der Hilfsor­
ganisationen weiter verbessert werden. 

Dr. Waffenschmidt führte weiter aus, 
man bemühe sich im Gespräch mit den 
Landesinnenministem um einen ver­
stärkten friedens mäßigen Einsatz des 
THW. Mij der verbesserten Kostenrege­
lung werde es Kommunen und Gemein­
den erleichtert, das THW zu speziellen 
Aufgaben bei Notsijuationen heranzuzie­
hen. Weitere Punkte seines Vortrages 
waren u. a. die Häufigkeij von THW­
Auslandseinsätzen in den Jahren 
1985/86, die THW-He~elVereinigung 
und die Neuordnung des THW mit der 
\l9lStärkten Einbeziehung der Ehrenamt­
lichen in Entscheidungsprozesse, z. B. 
durch die MitwirKung in Arbeitskreisen 
und Projektgruppen. 

Im Anschluß an eine kurze Diskussion 
besichtigte der Staatssekretär noch die 
UnterKunft des THW. R. B. 

NIedersAchsische 
THW·Ortsverbände 
mit 1 000 Helfern Im Einsatz 

Hannover. Tagelange, ergiebige Re­
genfälle zum Jahreswechsel führten in 
vielen Gebieten Niedersachsens zu 
Überschwemmungen. Eine anschließen­
de Kaltluftfront hatte zwar eine leichte 
Entspannung in den Hochwassergebie­
ten zur Folge, brachte aber mit umfang­
reichen Schneemassen neue Belastun­
gen für die Bevölkerung, insbesondere 
für die Autofahrer. Die katastrophalen 
Witterungsverhältnisse führten bei einer 
Reihe niedersächsischer THW-Ortsver­
bände zu örtlichen Einsätzen, von de­
nen nachfolgend einige geschildert wer­
den: 

THW-H~er sicherten in Northeim vor 
und nach dem Jahreswechsel in gefahr­
vollen Aktionen die Holzbrücke an der 
Wassergewinnungsanlage Streitföhr vor 

Treibgut. So mußte u. a. ein zehn Meter 
langer Baum, der sich unter der Brücke 
festgesetzt hatte, mit Hi~e von Greifzü­
gen aus der Rhume entfemt werden. 

Gemeinsam mit Kameraden der Freiwil­
ligen Feuerwehren Haselünne und Mep­
pen waren Helfer des THW-OV Meppen 
am Sonntag, dem 4. Januar 1987, 
alarmiert worden, um die Bundes­
straße 402 auf einer Strecke von einem 
Kilometer Länge mit Sandsäcken abzu­
dämmen. 

Nördlich des .Schäferhofes" war die 
zum Strom angewachsene Hunte über 
die Ufer getreten und hatte an einer 
Stelle bereits ein mehrere Meter breites 
Loch in den Damm gespün. Angrenzen-

Hochwassereinsatz 
der Omverblnde 
Wrttlage und Hunte­
bu'll. 

(Foto: Gr6nemeyer) 

Schneerlumaktion 
mrt dem THW-Radla­
der im landkreis Han­
nover. (Foto: Barmann) 

de Landstriche standen teilweise meter­
hoch unter Wasser. Am Samstag, dem 
3. Januar 1987, unterstützten 45 He~er 
der THW -OV Wittlage und Hunteburg 
die örtlichen FeuerwehrKräfte beim Fül­
len, Transportieren und Aufschichten 
der Sandsäcke, um die Dämme abzu­
dichten und zu erhöhen. 

Ein Pegelstand der Weser von 7,26 m 
führte in Hoya zu erheblichen Über­
schwemmungen und zum .Rund-um­
die-Uhr-Einsatz" des THW-OV Hoya am 
ersten Wochenende im neuen Jahr. Es 
galt, Tiere aus den Wasserfluten zu be­
freien, zwischen Hassei und Hoya einen 
Pendeldienst einzurichten, Öl zu binden 
und Keller auszupumpen. 

Zum dritten Male in den letzten 50 Jah­
ren reichte das Leinehochwasser in der 
Niederung zwschen Poggenhagen und 
Bordenau bis In das alte Fährhaus. Für 
die Hausbewohner, die im Dachge­
schoß ihr Notquartier eingerichtet hat­
ten, bauten Wunstorfer Helfer einen Be­
helfssteg, damit die Familie ihr Haus er­
reichen konnte. 

Zu einem gemeinsamen Einsatz der 
THW-OV Springe und Ronnenberg kam 
es in der Nacht zum 15. Januar. Ein 
aufgestauter Bach drohte überzulaufen 
und gefährdete 800 Schafe. Die bader­
seitige Eindeichung durch Sandsackver­
bau und das Graben eines Abflusses 
führten zur Rettung der Tiere. 

• 
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Eine besonders bedrohliche Situation 
halle sich ebenfalls in der Nacht zum 
15. Januar an den NordereIbbrücken 
entwickelt, vor denen sich riesige Eis­
brocken auftürmten und so zum Rück­
stau des Stromes oberhalb Hamburgs 
führte, Mehrere Orte waren akut vom 
Hochwasser bedroht. Eissprengungen 
durch Pioniere der Bundeswehr sowie 
der Einsatz von Eisbrechem verhInder­
ten das Schlimmste und ließen das auf­
gestaute Wasser abfließen. Eine alar­
mierte Gruppe des THW-OV Stelle-Win­
sen, die sich mit vielen hundert weiteren 
Helfem auf die Deichverteidigung und 
EvakUIerungsmaßnahmen vorbereitet 
halle, brauchte nicht mehr einzugreifen 

HeNorragend bewährt hat sich im 
landkreis Hannover das im THW-OV 
Ronnenberg stationierte Bergungsräum­
gerät. In Rethen an der Leine war das 
Gerät - bedient in Wechselschk:ht -
24 Stunden in Einsatz, um eine land­
straße von einem 20 cm dicken Eispan­
zer zu befreien. Tags darauf hielt die 
mächtige Schaufel eine Straße bei Pat­
tensen von Schneeverwehungen frei. 

Nachdem der THW-OV Syke bereits ann 
ersten Wochenende im neuen Jahr zum 
Hochwasser -Einsatz nach Diepholz ge­
rufen worden war, gab es am Sonn­
abend, dem 10. Januar 1987, emeut 
Alarm. Mit vier Einsatzfahrzeugen und 
23 Helfem eilte das Syker THW zum 
Dreyer Hafen. Dort lagemde Holzbalken 
waren aufgrund des Hochwassers und 
des Eisganges teilweise abgetrieben 
worden. Die 25 m langen Balken aus 
Hartholz hallen ein Gewicht von Je 
2500 kg. 

Die mit Schwimmwesten gesicherten 
Helfer fuhren mit ihren Schlauchbooten 
in das Überschwemmungsgebiet und 
zogen die schweren Balken mrt Hilfe 
von Greifzügen wieder auf das T rocke­
neo Der scharfe Wind und die Tempera­
tur von minus 10 Grad Celsius machten 
die Arberten auf dem Wasser nicht ge­
rade zum Vergnügen. Nach vier Stun­
den war der Einsatz beendet. 

Insgesamt haben die rund 1 000 THW­
Helfer aus zwanzig niedersächsischen 
Ortsverbänden emeut bewiesen, daß 
man schnell und unbürokratisch der ört­
lichen Gefahrenabwehr zur Verfügung 
steht. Die neuen Bergungsräumgeräte 
und die modifizierte Kostenregelung ha­
ben sicherlich dazu beigetragen, daß 
das THW durch Städte und Gemeinden 
am Jahresanfang 1987 verstärkt zum 
Einsatz gerufen wurde. R. B. 

Mobiler 100-kVA-Strom­
erzeuger "Marke Eigenbau" 

Nordhom_ Eine handwerlklich-techni­
sche Meisterleistung, auf die sie mit 
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Recht stolz sind, vollbrachten vor kur­
zem Helfer des THW-OV Nordhom. 
Nachdem sie vor rund acht Jahren be­
reits einen In EIgenleistung erstellten 42-
kVA-Stromerzeuger in Betrieb genom­
men hallen, präsentierten sie der ÖI­
fentlichkeit zum Jahresende 1986 das 
"Flaggschiff" ihrer Notstrom-Pumpen­
gruppe, einen mobilen Stromerzeuger 
"Marlke EIgenbau" mit einer Kapazität 
von 100 kVA. 

Das Gerät wurde von einigen Helfem 
unter der Leitung von Zugführer Wilhelm 
Zimmermann und Gruppenführer Ger­
hard Schneitberg, im Zivilberuf Elektro­
meister, in 2 400stündiger Arbeit selbst 
konstruiert und gebaut Dabei fielen Ma­
terialkosten In Höhe von DM 30 000,­
an, die vom Landkreis Grafschaft Bent­
heim zur Verfügung gestellt worden wa­
ren Der Wert des Gerätes heute be­
trägt ein Mehrfaches dieser Summe. 

Mit dem mobilen Stromerzeuger ist der 
Ortsverband Nordhom nun In der Lage, 
jederzeit und überall dort Strom bereit­
zustellen, wo in Katastrophenfällen oder 
aus anderen Gründen die öffentliche 
Stromversorgung ausfällt. 

Die Leistung des von einem 115 PS 
starlken Dieselmotor betriebenen Strom­
erzeugers ist beachtlich. Dannit können 
beispielsweise 1 000 Glühlampen a 
100 Watt zum Leuchten gebracht, 
30 Einfamilienhäuser elektrisch versorgt 
oder fünf Fußballplätze mit je 
20 000 Wall ausgeleuchtet werden. So­
mit ist das Gerät geeignet zur Not­
stromversorgung von Krankenhäusem 
und anderen öffentlichen Einrichtungen, 
aber auch zum Ausleuchten von Groß­
schadensteIlen. 

Auf eines haben die Helfer besonderen 
Wert gelegt, nämlich auf eine optimale 
Schalldämmung. Sie häli die Lärment­
wicklung bei Betrieb des Generators In 
erträglichen Grenzen. G. O. 

Höchste THW-Auszeichnung 
für zwei 
verdiente Führungskräfte 

Cloppenburg/Helmstedt_ Die höchste 
Auszeichnung des THW, das Ehrenzei­
chen in Gold, erhielten die Kreis- und 
Ortsbeauftragten für Cloppenburg und 
Helmstedt, Gerd Hase und Wilh Seim 

In Vertretung des THW Direktors über­
gab in Helmstedt Landesbeauftragter 
Ecklnard Leiser die Auszeichnung, in 
Cloppenburg der Referatsleiter Öltent­
lichkeitsarbeit bei der THW-Leitung, Re­
gierungsdirektor Jochen von Amim 

Während Hase zum Jahresende 1986 
vom Amt des Ortsbeauftragten zurück­
trat, aber als Kreisbeauftragter und 
stellv. VorSitzender der THW-HelfeNerel­
nigung Niedersachsen weiter fungiert , 
stelht Seim auch über das Im Jahr 1986 
begangene 30jährige Dlenstlubiläum 
hinaus in belden Ämtem dem THW wei­
terhin zur Verfügung R. B. 

NordrheiJ1-Westfalen 

Nachruf 

Im Alter von 67 Jahren verstarb am 
26. November 1986 der frühere Kreis­
beauftragte des THW-OV Duisburg, 

Dipl.-Ing_ Günter Hackbarth 
Träger des THW-Ehrenzeichens in Sil­
ber. 

Er war seit 1975 Kreisbeauftragter für 
Duisburg und nahm die Aufgaben eines 
Fachberaters im Stab der Katastrophen­
schutzleitung wahr. 

Auch nach seiner Pensionierung blieb 
Hackbarlh dem THW-Ortsverband als 

Oal .. Flaggschiff" der Notstrom-Pumpengruppe, der mobile Stromerzeuger. (FotO: Mildes) 

.' 
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Ratgeber und Mitglied im Helferverein' 
treu. 

Bei den THW-Helfem, aber auch bei 
seinen Kollegen war er durch seine 
stets freundliche und für jeden offene 
Art sehr beliebt. 

Hauptberuflich war Hackbarth seit 1955 
bei der Stadt Duisburg tätig; zunächst 
als Leiter des städtischen Tiefbauamtes 
und seit 1976 als Beigeordneter für den 
Bereich der Bauverwaltung. 

Hackbarth genoß hohes Ansehen als 
Baufachmann und hat sich um die Ge­
staltung des Duisburger Stadtbildes ver­
dient gemacht. 

Der THW-OV Duisburg bewahrt dem 
Verstorbenen ein ehrendes Gedenken. 

I Hessen ~ I 
THW·Bundessprecher Merck 
beging 60. Geburtstag 

Darmstadt. Zu einer Feierstunde anläß­
lich seines 60. Geburtstages am 3. Fe­
bruar 1987 hatte der Bundessprecher 
des THW und Landessprecher für Hes­
sen, Peter Merck, eingeladen. 

Die Dannstädter Orangerie, die einen 
würdigen Rahmen für diesen Festtag 
bot, war fast zu klein. Es kamen über 
300 Gratulanten, um dem Geburtstags­
kind die Hand zu schütteln. Neben vie­
len Persönlichkeiten aus Politik und 
Wirtschaft waren auch der Präsident 
des Bundesamtes für Zivilschutz, Hans 
Georg Dusch, THW-Direktor Gerd Jür­
gen Henkel und der Landesbeauftragte 
für Hessen, Hans-Albert Lossen, er­
schienen. 

Einhellig war der Wunsch aller Gratulan­
ten, Peter Merck möge bei bester Ge­
sundheit in seiner Arbeit und bei seinen 
vielen Ehrenämtern weiterhin ein so en­
gagierter Streiter für die "gute Sache" 
bleiben. H. G. H. 

THW-Landesbeauf­
tragter Hans-Albert 
Lossen (rechts) Ober­
reicht Pater Merck ein 
Geschenk. 

(Foto: Hartmann) 

. 

Gasexplosion 
in Frankfurter Wohnhaus 

Frankfurt, ,,wir glaubten erst, eine 
Bombe hätte eingeschlagen", berichte­
ten erschreckte Nachbarn von jenen 
bangen Minuten am zweiten Weih­
nachtsfeiertag, als durch eine Gasexplo­
sion in einem Frankfurter Wohnhaus 
Decken und Wände einstürzten und 
Trümmer die Umgebung verwüsteten. 
Manipulationen an einem Gasboiler er­
mittelte die Staatsanwaltschaft später 
als Ursache des Unglücks, bei dem 
zwei Personen getötet und fünf verletzt 
wurden und ein Sachschaden in Millio­
nenhöhe entstand. Bei dem Rettungs­
einsatz gingen Feuerwehr und THW ge­
meinsam Hand in Hand vor. 

Gegen 7.30 Uhr wurde die Leitfunkstelle 
Rhein-Main der Berufsfeuerwehr alar­
miert, im Frankfurter Nordend sei ein 
vierstöckiges Wohnhaus durch eine Ex­
plosion schwer zerstört worden. Noch 
im Umkreis von einigen hundert Metern 
klirrten Fensterscheiben, und herumflie­
gende Steine beschädigten in der Nähe 
parkende Autos. Vor allem aber an den 
beiden benachbarten Häusern richtete 
die Druckwelle erheblichen Schaden an. 

Glück hatten verschiedene Hausbewoh­
ner, die zur Zeit der Explosion verreist 
waren. 

Fünf Rettungszüge setzte die Berufsfeu­
erwehr in Marsch. Alarmiert wurden au­
ßerdem das THW und mehrere Freiwilli ­
ge Feuerwehren. Vor Ort koordinierten 
Feuerwehrdezernent Professor Dr. Peter 
Rhein sowie Ud. Branddirektor 
Prof. Dipl.-Ing. Ernst Achilles den Ein­
satz und wiesen die Hilfskräfte in die 
verschiedenen Schadensgebiete ein. 
"Maschinenarbeit kommt nicht in Fra­
ge", erläuterte Frankfurts Feuerwehrchef 
das Vorgehen der Rettungstrupps auf 
einer Pressekonferenz. 

Die linke Hälfte des Gebäudes war bis 
zur zweiten Etage ein Trümmerhaufen. 
Im ersten Obergeschoß hingen Decken 
herab und drohten, in der Mitte ausein-

anderzubrechen. Die rechte Seite des 
Hauses war zum großen Teil zerstört, 
Trennwände umgestürz1. Auch im T rep­
penhaus sah es katastrophal aus, die 
-Stufen trugen nur bis zur ersten Etage. 

Nachdem die Berufsfeuerwehr Verletzte 
und die beiden Toten geborgen hatte, 
blieb lange Zeit ungewiß, ob noch wei­
tere Personen zwischen Steinen, Beton 
oder Hausrat eingeschlossen waren. 
Ud. Branddirektor Achilles vor der Pres­
se: "Wir müssen Rücksicht auf jene 
Menschen nehmen, die unter den 
Trümmern möglicherweise noch am Le­
ben sind. Nur besonnenes Handeln si­
chert den Erfolg ." 

Es bestand Einsturzgefahr und somit 
auch für die Hilfskräfte ein erhebliches 
Risiko. Daher ga~ es als erste Aufgabe, 
akute Gefährdungen zu beseitigen und 
erforderlichen Arbeitsraum zu schaffen, 
indem zerstörte Autos vor dem Gebäu­
de abgeschleppt und Teile des Dachge­
bälks abgetragen wurden. Polizeiposten 
hielten die Einsatzzone von Neugierigen 
frei. 

Vier Züge hatte das Frankfurter THW im 
Einsatz. Sie gingen überaus behutsam 
vor und schufen zwei Mauerdurchbrü­
che vom Nachbarhaus aus, durch die 
ein Gruppenführer in das eingestürz1e 
Anwesen gelangte, um nach weiteren 
Verschütteten zu suchen. Maschinen 
und Geräte schwiegen für Minuten un­
gewissen Wartens. "Hier ruft die Ber­
gung!" Auch Hunde der Rettungsstaffel 
Wiesbaden unterstützten die Suche. Die 
anfänglich geäußerte Vennutung, es sei­
en Klopfzeichen zu hören, erwies sich 
jedoch - zum Glück - als falsch. 

Gemeinsam dichteten dann Feuerwehr 
und THW-Helfer Fenster der umliegen­
den Häuser behelfsmäßig mit Folie ab 
und sicherten größere Fenster mit Hart­
faserplatten. Am Nachmittag seilten sie 
Mobiliar aus den oberen Etagen nach 
unten ab, verstauten Hab und Gut der 
Familien, in Kartons verp,ilckt, auf dem 
Gelände einer benachbarten Schule. 

Für 62 Frankfurter THW-Helfer war dies 
ein langer, zehnstündiger Einsatztag zu 
Weihnachten 1986. 15 Fahrzeuge hatte 
das THW am Unglücksort. Mit einer 
großen Uchtgiraffe half der THW-OV 
Bad Homburg aus. 

Vier Tage später wurde das Frankfurter 
THW emeut zum Unglücksort gerufen. 
Kriminalpolizei und Staatsanwaltschaft 
bemühten sich nun, in die zerstörte 
Wohnung der zweiten Etage zu kom­
men, um die Ursache der Explosion 
herauszufinden. Da die Ennittlungsbe­
hörden nicht ausschließen konnten, daß 
dabei weitere Teile des Hauses einstür -
zen, baten sie das THW um Unterstüt­
zung. 

Die THW-Helfer legten zunächst das 
Treppenhaus frei und trennten eine her-
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abgefallene Bodenplatte in der zweiten 
Etage auf. Nach mühevoller und stun­
denlanger Artleit war schließlich ein Teil 
der Wohnung von T rümmem befreit. 
Zugleich sicherten sie Wertobjekte aus 
dem Schutt; darunter auch wichtige Do­
kumente. 

Abermals waren 25 THW-Helfer rund 
siebeneinhalb Stunden im Einsatz, bis 
alles sortiert und verstaut war und die 
Elehörden Indizien gesammelt hatten, 
die die Unglücksursache zweifelsfrei er­
kennen ließen. 

Nicht unerwähnt bleiben sollte eine EIe­
gebenhei, arn Rande: Ein junges Paar 
aus dem Unglückshaus war derart 
glücklich über ein wiedergefundenes 
Erbstück der Großeltem, daß der Mann 
spontan in GIen fast unversehrten Keller 
stieg und jedem THW-Hellier zum Dank 
eine Rasche Wein spendierte. Die Ge­
ste und der Händedruck, der offensicht -
lieh von Herzen kam, waren der schön­
ste Dank für die THW-Hellier. 

Nach den Einsätzen schickte der Direk­
tor der Branddirektion Frankfurt, 
Prof. Dipl. -Ing. Achilles, dem THW 
Frankfurt ein Dankschreiben mit folgen­
dem Wortlaut: 

"Am 2. Weihnachtsfeiertag 1986 wurde 
die Frankfurter Feuerwehr über Notruf 
von einem folgenschweren Gasunglück 
in Kenntnis gesetzt. Das Ausmaß des 
Schadens veranlaßte uns sofort, das in 
enger und freundschaftlicher Zusam­
menarbeit mit uns stehende Technische 
Hilfswe~, Frankfurt zu alarmieren. 

Trotz der ungewöhnlichen Zeit stand 
bereits nach einer relativ kurzen Zeit 
eine leistungsstarke Einheit des T echni­
sehen Hinswerks Frankfurt unter ihrem 
Einsatzleiter, Dipl.-Ing. Jürgen Maier, zur 
Verfügung. 

Die Umsicht, das persönliche Engage­
ment und die Leistungsbereitschaft der 
Kameraden des Technischen Hilfswerks 
haben beispielhaft und maßgeblich zur 
schnellen Rettung von Personen und 
zur SchaGlensminderung beigetragen. 

Die freundschaftliche und überaus er­
folg reiche Zusammenarbeit mit GIen Ka­
meraGlen des Technischen Hilfswerks 
hat in weiten Kreisen der Frankfurter 
Bevölkerung Lob und Anerkennung ge­
funden. 

Es ist uns ein aufrichtiges Bedürfnis, 
den Kameraden des Technischen Hilfs­
werks für diese hefvorragende und er­
folgreiche Zusammenarbeit zu danken. 

Führungswechsel 
beim THW-OV Frankfurt 

Frankfurt. Nie 225 Hener des THW-OV 
Frankfurt stanGlen Spalier, als Damen 
aus der CDU- und SPD-Stadtverordne­
tenfraktionen sowie der Freiwilligen Feu­
erwehr der Mainmetropole die neuen 
Einsatzfahrzeuge des Ortsverbandes 
symbolisch mit "Äppelwoi" tauf1en. 

Mit einer eindrucksvollen Fahrzeugschau 
hatte der Ortsverband zuvor den Gä­
sten aus Politik sowie befreundeter 
Hinsorganisationen sein Einsatzpotential 
vorgestellt. 

In seinem Jahresbericht 1986 e~äuter1e 
Einsatzleiter Maier einige Daten. So 
summiere sich die Zahl der Dienststun­
den sämtlicher Helfer während des Jah­
res 1986 auf 27 037. Nicht berücksich­
tigt seien in dieser Rechnung Stunden, 
die Helfer und Führungskräfte außerhalb 
der regulären Ausbildungen, Übungen 
oder Einsätze geleistet hätten. Narmiert 
wurde das THW beispielsWeise nach ei­
nem Sturm, der Mitte 1986 über Frank­
furt hinwegfegte, wobei bis zu 80 Hellier 
in zwei Schichten zusammen mit der 
Feuerwehr Aufräumarbei1en vorgenom­
men hatten. 

Auf dem Dienstplan stand ebenfalls ein 
gemeinsames Treffen mit GIen partner­
schaftlieh verbundenen Freunden der 
Freiwilligen Feuerwehren Frankfurts. 

Mit dem Jahr 1986 endete auch ein 
entscheidender Abschnitt für den THW­
OV Frankfurt: Nach 15 Jahren hatte der 
bisherige Ortsbeauftragte, Dipl.-Ing. 
Hellmuth DanieI, sein Amt niedergelegt. 
TI-jW-Landesbeauftragter Hans-Nbert 
Lossen dankte dem Scheidenden, der 
auch die Arbeit des THW-Bundesaus­
schusses in Sonn entscheidend mitge­
prägt habe. Anschließend stellte Lossen 
Jürgen Maier als Nachfolger vor. H. E. 

• 
Einsatz des THW-OV Offenbach 

Offenbach. In GIen frühen Nachmittags­
stunGlen des 16. Dezembers 1986 kam 
es in der Lagerhalle eines fellverarbei­
tenden Unternehmens zu einem Groß­
feuer. Verursacht durch Schweißarbei­
ten gerieten Abfälle In Brand. Schnell 
breitete sich das Feuer aus. Die Hit­
zeentwicklung war so stark, daß sich 
die an der Decke befindlichen Stah~rä­
ger verzogen. In den über der Brand­
stelle geiegenen Wohnungen zeigten 
sich Risse im Mauerwerk, teilweise fiel 
der Putt von den Wänden. -

Da die Stabilität der Decke nicht mehr 
gewährleistet war, wurGlen Einheiten des 
THW-OV Offenbach alarmiert, um bei 
der Abstützung der Decke zu helfen. 
Unter Führung von THW-Einsatzleiter 
Heiko Rehwagen galt es zunächst, lan­
ge Hölzer mit Hine eines Kranwagens 
der Elerufsfeuerwehr in die im zweiten 
Obergeschoß gelegene Halle zu trans­
portieren. Mit Unterstützung der Feuer­
wehr wurde dann der Brandraum ge­
räumt, das Material zurechtgeschnitten 
und an die Träger angesetzt. Neben 
dem Ausleuchten der Einsatzstelle über­
nahm das THW auch die Versorgung al­
ler eingesetzten Kräfte. H. R. 

Nachruf 

Wir trauem um unseren Kameraden und 
Ortsbeauftragten 

Karl·Heinz RoBmann 
der nach schwerer Krankheit im AAer 
von 49 Jahren verstarb. Er war Mitbe­
gründer des THW-OV Pfungstadt. im 
Jahr 1962 und seit März 1977 Ortsbe­
auftragter. 

Durch seinen unermüdlichen Einsatz für 
das THW hat er maßgeblich dazu bei-

Wir sind sicher, daß wir mit Ihrer Unter­
stützung zuversichtlich Probleme der 
Gefahrenabwehr, der Katastrophen­
schutzplanung und des gemeinsamen 
Einsatzes erfolgreich auch in der Zu-
kunft bewättigen können." H . E. Mit ,.Äppelwoi" werden die neuen THW~FBhrzeuge von den Patinnen eingeweiht (Foto: Hartmann) 

40 ZS-MAGAZlN 3/87 



getragen, den Ortsverband Pfungstadt 
zur heutigen Einsatztähigkeit aufzubau­
en. 

Wir werden sein Andenken stets in Eh­
ren halten. 

I Saarland 

StaatssekretIr Dr. Waffen­
schmldt zu Besuch In Merzlg 

Merzig, Im Rahmen eines Aufenthaltes 
im Saarland besuchte Dr. Waffen­
schmidt, Staatssekretär beim Bundes­
minister des Innem, in Beg~tung von 
Bundestagsabgeordneten Hans-Werner 
Müller den THW-OV Merzig, um die Lie-

genschaften zu besichtigen und Ge­
spräche mit Ortsbeauftragten Diwersy 
sowie Führungskräften und Hellem zu 
führen. 

Auf Einladung des Ortsbeauftragten wa­
ren auch Bürgermeister Manfred Zim­
rner, Mettlach, der Kreisbeauftragte des 
THW für den Kreis Merzig und Präsi­
dent der THW-Hellervereinigung im 
Saarland, Alfred Becker, sowie THW­
Landesbeauftragter Günter Faß anwe­
send. 

Nach der Begrüßung und Vorstellung 
des Ortsverbandes durch Diwersy 
sprach Dr. Waffenschmidt über den Zi­
vil- und Katastrophenschutz im allge­
meinen sowie über die Situation des 
THW im besonderen. 

In der anschließenden Diskussion stand 
im Vordergrund die Wiederaufnahme ei-

nes Kippers oder Lkw in die ST AN oder 
Einrichtungsnachweisunq der THW­
Ortsverbände. Es habe sich bei vielen 
Einsätzen gezeigt, so z. B. beim Fisch­
sterben in der Saar, bei dem neun 
THW-Ortsverlbände eingesetzt waren, 
daß ein Lkw dringend erforderlich ist. 

Zum Abschluß des Besuches im Orts­
verband Merzig führte die Jugendgrup­
pe eine Übung durch, die von den Gä­
sten mij viel Beifall aufgenommen wur-
de. G. F. 

I BadenWürttemberg 8J I 
THW-LandesvertJand 
Baden-WOrttemberg 
jetzt mit 99 Ortsverbinden 

Stuttgart. Durch organisatorische Ver­
änderungen wuchs 1986 die zahl der 
THW-Ortsverbände im l.andesverband 
Baden-Württemberg von 95 auf insge­
samt 99. Zum 1. Januar 1986 wurde 
der Ortsverband Stuttgart in die Orts­
verbände Stuttgart I, 11, 111 neu geglie­
dert. Die drei Stuttgarter Ortsverbände 
werden vom GFB Stuttgart betreut. Der 
Stützpunkt Pfullendorf des THW-OV 
Sigmaringen wurde zum 1. Mai 1986 
zum eigenständigen Ortsverband emo­
ben. Pfullendorf wird vom GFB Tübin­
gen betreut. Seit dem 1. August 1986 
ist der ehemalige Stützpunkt Stockach 
des THW-OV Radolfzell zum Ortsver­
band aufgestuft. Der GFB Konstanz ist 
für diesen neuen Ortsverband zustän­
dig. Zum 1. Juli 1986 wurde der Stütz­
punkt Salem des THW-OV Überlingen 

StaatssekretJr 0.. Walfenschmklt bedankt sich bei der Jugendgruppe für die gelungene VO<- wiederrichtet. Zuständig ist der GFB 
führung. (Foto, Ew ..... nIy) Friedrichshafen. A. S. 

Wamdienst @ 
WamdlenstObungen 1987 

Im Jahre 1987 sind Wamdienstübungen 
zu folgenden Tenninen geplant: 

Vom 4. April, 8.00 Uhr, bis 5. April 
1987, 10.00 Uhr, die intemationale 
Wamdienstübung ,INTEX' 87"; Übungs­
ziele sind u. a. die Durchführung von 
Wammaßnahmen sowie die Führung ei­
ner Dienststelle im Einsatz. 

Übungszweck ist insbesondere die Er­
probung und Überprüfung intemationa­
Ier Meldeverfahren auf intemationalen 
Meldewegen. 

Am 23. Mai 1987 die Übung ,MAY-
EX' 87" und am 19. September 1987 
die Übung ,SEPEX' 87", jeweils in der 
Zeit von 8.00 Uhr bis 20.00 Uhr, ent­
sprechend dem Ausbildungsbedarf wer­
den wamdienstspezifische Verfahren er­
probt und geübt. 

Am 7. November 1987 zwischen 
8.00 Uhr und 20.00 Uhr die nationale 
Wamdienstübung ,NATEX' 87"; vorran­
giges Übungsziel ist das Zusammenwir -
ken des gesamten nationalen Umfeldes 
des Wamdienstes; Übungszweck ist 
das Erproben und Überprüfen gemein­
samer Verfahren. 

Durchführungsbestimmungen 

Grundlage für die Durchführung der 
Übungen sind die WD-Dv 1000, 1001 
und 1002. 

Obungsunterfagen 

Zur zentraien Vorberooung, Erstellung 
und Auswertung von Übungsunterlagen 
ist eine Projektgruppe eingesetzt. 

Einspiellertige Übungsunterlagen wer­
den jeweils unmittelbar an die für die 
Einspielunq vorgesehene Stelle über das 
zuständige Wamamt geleitet. 
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Oer FOhrungspiatz Im Wamamt. 

Leitungsdienst 

Für dl9 Durchführung von Übungen 
werden in den dafür vorgesehenen Räu­
men in den Wamämtem Leitungsdien­
ste eingerichtet. Sie handeln im Auftrag 
der zentralen Übungsleftung und haben 
folgende Aufgaben: 

- Überwachen des Übungsablaufs, 

- Bnspl9ien der in den Einlagenlisten 
aufgeführten Einlagen, 

- Steuem der Übung durch LeItungs­
maßnahmen, wenn die Übung vom 
gedachten Verlauf abzuweichen 
droht, 

- Simull9ren von Entscheidungen, Stel · 
lungnahmen und Maßnahmen nicht 
an der Übung beteiligter Stellen, 

- Zusammenfassen der Übungserfah-
rungen. 

Vor Durchführung der genannten Übun­
gen werden künftig an dieser Stelle nä­
here Einzelheiten zur jewSiligen Übungs­
planung veröffentlicht. 

Es beginnt mit einer Übersicht über 
den geptanten Ablauf der internatio­
nalen WO-Übung 1987: 

"INTEX' 8711 

Die Übung Wird für die Wamämter und 
lageabhängig - sowert möglich - auch 
für die Wamdlenst-Verbindungsstellen 
und für die Wamdienst-Leitmeßstelien 
unter Bunkerverschluß durchgeführt 

Übungsbezeichnung 

Intemationale Wanndtenstübung 
.INTEX' 87". 

Übungsleitung 

National BZS, Abteilung WD. 
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Übungsgebiet 

BeIgten, Dänemark, Frankreich, Großbri­
tannten, Itahen, Luxemburg , Niederlan­
de, Norwegen und BundesrepublIk 
D9lutschland. 

Luftlage. 

Raum ZWISChen l ' und 16 Ost sowie 
46' und 58' Nord 

Übungszeitraum 
4. April 1987, 8_00 Uhr, 
bis 5. April 1987, 10_00 Uhr. 

Übungsteilnehmer 

NallOnal 

Geschäftsbereich BZS 
- Zivile A-B-C- und Luftlage-Meldesam­

meisteIle (ZALM) 
- Wamämter I-X 

- WD-Verbindungssteilen 21, 51, 72 
und 81 

- WD-Leltmeßstelien , 1- 104 

Intematlonal 

Die Wanndlenstorganlsationen von: 

- Belgien 

- Dänemark 

- FrankrSich 

- Großbntannien 

- Itall9n 

- Luxemburg 

- Niederlande 

- Norwegen 

VerbIndungskräfte der NA TO-Wam­
dl9nstorganlsallonen b9im bundesetge­
oon WD; 

VerbIndungskräfte des WD der Bundes­
republIk bei NATO-Wanndienstorganlsa­
tionen. 

Schichtbetrieb 

Die Übung Wird im Zwei-Schichten-Be­
trieb durchgeführt. 

Übungszweck 

Uben des Meldungs- und InfonmatlOns­
austausches zwischen den Wamämtem 
und den Wanndienst9ln der beteiligten 
NATO-Nachbarstaaten. 

Einspielen der Meldungen 

Einspi~en der Meldungen zur Luftlage 

Eine auf dl9 Ubung abgestimmte Luftla­
ge wird von den WD-Verbindungsstell9ln 
während der Übung eingespielt. 

Andere Einspl9lungen beinhalt9ln Mel­
dungen zur Lage SOW19 Einlagen. 

Die Wetterdaten werden vom Wam-
amt V zeitgerecht eingespielt. 

Fernmeldebereich 

NatIOnale Fm-Verblndung9ln 

Das Verständigungsnetz des WD wird 
betnebsmäßlg bereitgestellt. 

Intemationale Fm-Verbindungen 

Für d9ln Femmeldebetneb mit dem Aus­
land werd n verschiedene Femsprech­
leitungen aufgerufen. 

Für die Durchführung von leitungspro­
ben gilt das. Verfahren für die Durchfüh­
rung der Leitungsproben für den 
Sprech- und Femkopierverkehr über die 
IntematlOnalen Femmeldeverbindun­
gen". 

Erste Leitungsproben auf den intemallo-
. nalen LSitungen werden am 3. Apnl 

1987 und vor dem IntematlOnal9ln 
Ubungsbeglnn am 4. April 1987 durch­
geführt. 

Einsatz von Fernkoplergeräten 

Femkoplergeräte werden verstärkt Sin­
gesetzt. 

Zusammenarbeit mit den Warn­
diensten der NATO-Nachbarstaaten 

Art und Umfang des Meldungsaustau­
sches ZWISChen d9ln Übenmlttlungs­
Wamämtem und den Nachbarstaaten 
erfolgt gemäß . Fonm der Nachrichten 
für d9ln Meldungs- und Infonmationsaus­
tausch ZWIschen den Wanndlenst9ln der 
NATO-Nachbarländer". V. G. 



Deutsches Rotes Kreuz • 

DRK-GroB­
übung 
im Mai 
in 
Hamburg 

Das DRK veransta~et vom 28. bis 
31. Mal 1987 in Hamburg eine Groß­
übung unter dem Trtel "Springende 
Flut". Dies gab der DRK-landesverband 
Niedersachsen anläßlich des 25. Jah­
restages der Hamburger Sturmflut be­
kannt . Damals war das Deutsche Rote 
Kreuz maßgeblich an den Hi~smaßnah­
men bet8lligt. 

An der Übung werden rund 1 200 He~er 
aus vier Bundesländem teilnehmen. Ihre 
Aufgabe wird es sein, 3 000 vom Hoch­
wasser bedrohte Menschen zu evaku­
ieren, unterzubringen, zu verpflegen und 
zu betreuoo. 

Die Planungen für diese EInsatzübung 
laufen bereits seit Anfang letz1en Jahres. 
Walfgang von Imhoff, Leiter der Abtei­
lung Katastrophenschutz/Rettungsdienst 
im DRK-landesverband, betonte vor 
der Presse, aktuelle Ereignisse hätten 
aufgezeigt, daß diese Übung wegen der 
realistischen Ausgangslage für das DRK 
von besonderer Bedeutung sei. Er ver­
wies dabei auf die "Beinahe-F1utkata­
strophe" im Januar dieses Jahres im 
landkreiS Harburg, als dort wegen Eis­
barrieren auf der Eibe Katastrophen­
alarm ausgelöst wurde und mit der Eva­
kuierung von rund 15 000 Menschen zu 
rechnen war. 

Gesucht werden jetz1 rund 1 000 Perso­
nen aus dem Raum Niedersachsen, die 
sich als "Betroffene" an der Großübung 
beteiligen. Um lange Anfahrtswege zu 
vermeiden, wurde besonders die Bevöl­
kerung des Raumes Harburg-Land auf­
gerufen, die Übung durch ihre Teilnah­
me zu unterstützen. 

Der Weltrotkreuztag 
Unter den vielen Veranstaltungen, dl8 
die nationalen Gesellschaften in aller 
Welt durchführen, spielt der Weltrot­
kreuZ1ag eine herausragende Rolle. 

Wann und Wieso ist er entstanden? Er 
verdankt seine Entstehung jener Auf­
bruchstimmung, die nach dem 2. We~­
krieg durch alle Rotkreuzgesellschaften 
zog. Das Rote Kreuz hatte Im 2. Welt­
krieg bewunderungswürdige Leistungen 
vollbracht. Nach Knegsende herrschte 
ein breiter Optimismus, daß es trotz al­
ler Leiden und Not nunm~hr gelingen 
müsse, einen großen Schritt vorwärts zu 
tun. Viele Einzelschntte wurden dazu 
unternommen, einer der erfolgreichsten 
war die Einführung eines Weltrotkreuz­
tages. Der erste offizielle war der 8. Mai 
1948. 

Daß man ausgerechnet den 8. Mai als 
Datum er!<or, hat sicher S81nen ersten 
Grund dann, weil dieser Tag der Ge­
burtstag von Henry Dunant war. 1948 
waren es gerade 120 Jahre her, so daß 
sich dieses Jubiläum für den ersten 
RotkreuZ1ag geradezu anbot. Die Be­
stimmung dl8S8s Datums wurde be­
greiflicherweise dadurch wesentlich er­
leichtert, weil Henry Dunant uns den 
Gefallen erwiesen hat, ein jahreszeitlich 
besonders günstiges Datum zu besehe-

Cr. Anton Schlög~, 
Generalsekretär 8. D. 

ren Wäre er etwa Mitte November oder 
Ende Februar geboren, so hätte man si­
cher einige Zweifel gehabt, ob das Ge­
burtsdatum sich so sehr für den Welt­
rotkreuZ1ag anbot. 

Wie wurde er gefeiert? Zunächst appel­
lierte man an die nationalen Rotkreuzge­
sellschaften, ihn durch große inteme 
Feiem zu begehen. also Veransta~un­
gen aller Art , Ausstellungen, Herausga­
be von Briefmarken, Funksendungen 
usw. durchzuführen. Schon sehr früh­
zeitig wurde aber auch auf intemationa­
ler Ebene der RotkreuZ1ag hervorgeho­
ben. Insbesondere haben die General­
sekretäre der Vereinten Nationen an 
diesem Tag eindringlich zur Unterstüt­
zung des Roten Kreuzes aufgerufen. So 
hat schon 1952 der erste Generalsekre­
tär T rygvie Lie einen leidenschaftlichen 
Appell für das Rote Kreuz erlassen und 
darin folgendes gesagt: 

"Es ist notwendig, daß jedes Jahr die 
ganze Welt den WeltrotkreuZ1ag feiert 
und so eine besondere Gelegenheit dar­
bietet, um auf das humanitäre Wer!< des 
Roten Kreuzes aufmer!<sam zu machen 
und dabei insbesondere seine Bedeu­
tung für die Verständigung der Völker 
hervorzuheben. " 

Das wichtigste Mittel wurden jedoch im 
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Laufe der Jahre die großen RIngsen­
dungen, die zahlreiche europäische Ge­
sellschaften SOWI8 einzelne Rotkreuzge­
sellschaften auf anderen Kontinenten an 
diesem Tag durchführten. Im Jahre 
1950 wurde die erste Ringsendung mit 
sechs teilnehmenden natlOOaien Rot­
kreuzgesellschaften gestartet, Immer 
mehr Gesellschaften schlossen sich an. 
Damrt wuchsen allerdings auch die 
technischen und programmatischen 
SchWierigkeiten, so daß sie in manchen 
Jahren nICht durchführbar war 

Dl85en RIngsendungen Ist wohl auch 
die Tatsache zu verdanken, daß bald für 

jBden Weltrotkreuztag ein bestimmtes 
Thema als Leitwort gewäh~ wurde. Alle 
Wichtigen Aspekte und Aufgaben des 
Roten Kreuzes, WI8 Insbesondere der 
freiwillige Dienst, die Jugend, die Ge­
sundheit und VlBIes andere waren im 
Laufe der Jahre Gegenstand des Mot­
tos des Roten Kreuzes geworden. Da­
her liegt das Thema des Jahres 1987 
.Helfen ohne Grenzen" genau in der hl­
stonsehen Enlwlcklungslinie und ent­
spncht gleichzeitig einer dnnglichen Not­
wendlgk8lt unserer heutigen Zell. 

Dr. Anton Schlögel 
- Generalsekretär a. D. -

Weltweite Hilfen 
Der dlBSjähnge Weltrotkreuztag (8. Maij 
steht unter dem Motto .Helfen ohne 
Grenzen". Dieses wird unter anderem 
bestätigt durch den Jahresbericht 1986 
der Koordinlerungsstelle für dl8 MkIei­
dersammlungen des Deutschen Roten 
Kreuzes bei dessen Landesverband 01-
denburg. 

Rund 343 Tonnen haushahsrelner Ober­
bekleidung und TexIlIIBn wurden In alle 
Welt Vensehlfft. Schwerpunkte der Vef­
sorgung notl8ldender Menschen lagen 
auf defn afrikanischen Kontinent, aber 
auch Ueferungen nach Südamenka und 
nach Asien wurden verz8lchnet. 

Um die Textilien In die Flüchtlingslager 
und Elendsgebiete der Welt zu trans­
portieren, mußten 270 717,50 DM auf­
gewendet werden. Das bedeutet im 
Durchschnitt einen Aufwand von rund 
DM 790,- pro Tonne Bekleidung allein 
an Transportkosten. Zum Tell konnten 
die Transportkosten bezahh werden aus 
Erlösen des Verlkaufs von Textilien, die 
das Rote Kreuz für seine Eletreuungsar­
beit In den über 800 Kleiderkammem im 

Vi. Sendungen mtt 
Altbekteldung gehen 
per Schiff In Not­
standsgebiete. 

(Foto: Hohmann) 
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Bundesgebiet und für die geSChilderten 
intemationalen Hi~smaßnahmen nicht 
benötigte oder die den Qualitätsanfor­
derungen nicht genügten. Elei Hilfsgü­
tersendungIBn sind Viele Faktoren zu be­
rücksichtigen, z. B. religiös-ku~urelle 
Traditionen und natürlich ebenso klima­
tische Bedingungen. Elesondere Proble­
me bereiten dl8 Wünsche nach Kinder­
kleidung, dl8 im Sammelgut des Roten 
Kreuzes entsprechend unserer Bevölke­
rungsenlwlcklung nur zu drei bis fünf 
Prozent zu finden ist. In den Ländem 
der 3. und 4. Welt jedoch werden häufig 
Ueferungen gewünscht, die bis zu 
80 Prozent aus Kinderkleidung bestehen 
sollen. Bisher war es dem Deutschen 
Roten Kreuz möglich, alle Wünsche zu 
effüllen, denn die großen Mengen ge­
spendeter Bekleidung konnten durch­
sortiert werden, und es fand sich genug 
Kind8fkleidung, um den EIedart zu be­
friediQ8n. Vermehrt ISt festzustellen, daß 
den Rotkreuzdienststellen wieder ver­
wendbare Textilien Ins Haus gebracht 
werden. Uwe Schwarz 

IKRK nimmt 
Tätigkeit in 
Afghanistan 
wieder auf 

Ende Januar 1987 wurde mit der Regie­
rung der Demokratischen Republik Af­
ghanistan ein Übereinkommen getrof­
fen' das defn Internationalen Komitee 
vom Roten Kreuz (IKAK) 8flaubt, 
Schutz- und HI~stätigkeiten zugunsten 
der Knegsopfer in diesem Land zu ent­
wickeln. 

Das Ubereinkommen sieht vor, daß das 
IKRK nach seinen Kritenen sämtliche 
Gefangenen besUIChen kann. Die Besu­
che sollen im Gefängnis PuH-Charki in 
Kabul beginnen. 

Im Eler8lch der Nothilfe wurde mrt dem 
Afghanlschen Roten Halbmond ein Ab­
kommen zur Aufnahme von orthopädi­
schen Hilfsmaßnahmen zugunsten von 
Kriegsversehrten unterzeichnet. Diese 
Aktion ist in Kabul bereits angelaufen. 
Drei Spezialisten des IKRK werden das 
Projekt gemeinsam mrt dem Afghani­
schen Roten Halbmond durchführen. 

• Weitemin soll ein Hilfsprogramm die chi­
rurgische Versorgung von Kriegsverletz­
ten SICherstellen. 

Schließlich ist ein Programm zur Ver­
brerlung des hurnanitären Völkerrechts 
und der Grundsätze des Roten Kreuzes 
und des Roten Halbmondes vorgese­
hen. Erste Zielgruppe werden die Streit­
und Sicherheitskräfte SBln. 

Das IKRK Wird seine Hi~saktionen an 
der afghanischen Grenze zu Pakistan 
zugunsten der Konfliktopfer fortsetzen. 

So hat das Deutsche Rote Kreuz im 
Verbund mit defn Internationalen Roten 
Kreuz Im Flüchtlingsdorf Adezal bererls 
Im Jahr 1985 eine Basisgesundheitssta­
tion elngerichtet und finanziert , in der 
über 6 000 Afghanen medizinisch be­
treut werden, die dort seit fünf Jahren 
leben. Erheblichen Anteil am Aufbau 
dieser Station hatten Bürger und Rat 
der Stadt Osnabrück, dl8 dieses Vorha­
ben großzügig unterstützten. Um die 
medizinische Versorgung dieser Flücht­
linge weitemin fortsetzen zu können, er­
bittet das DRK dl8 Elevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland um Spen­
den auf das Sonderkonto 41 41 41, 
Kennwort .Afghanistanhlife", bei allen 
Banken und Sparlkassen sowie defn 
Postscheckamt Köln. 



Arbeiter-Samariter-Bund 

BewähRingsprobe für Rettungshunde 

Rettungs­
sanitäter 
als BeRif 
bald an­
erkannt? 

Der hohe I\Usbildungsstand beim ASB 
sowie dessen Leistungsfähigkeit wird 
auch von politischer Seite oft gelobt -
mij Sicherheit zu recht. 

Doch ganz unproblematisch ist das al­
les nicht. Darüber ließen sich jetzt auch 
die beiden SPD-Politiker Günter Kiehm 
(MdB) und Heinrich Aller während eines 
Besuches beim ASB in Seelze informie­
ren. 

Die Änderung des Personenbeförde­
rungsgesetzes sowie das Berufsbild des 
Rettungssanitäters standen dabei im 
Mittelpunkt des Gesprächs mij dem 
stellvertretenden ASB-Landesvorsitzen­
den Hartmut Jamm, Rettungswachen­
leiter Ulrich Knothe und Jugendleiter 
Benno Blings. 

Die ASB'ler machten ihren Gästen ge­
genüber deutlich, daß sich diejenigen, 
die Krankentransport und Rettungs­
dienst "rund um die Uhr" und zu ange­
messenen finanziellen Bedingungen si­
chem wollen, mij dem Vordringen priva­
ter Konkurrenz in dem Bereich der 
Krankenfahrten kritisch auseinanderset -
zen müssen. "Gerade die Krankenfahr­
ten helfen uns, den Rettungsdienst aus­
zulasten und milzullnanzieren", erklärte 
Hartmut Jamm. 

Auch die beiden Politiker meinten, daß 
ein konkurrierendes Nebeneinander von 
privaten und nicht-privaten Untemeh­
men die Kosten deutlich ansteigen las­
sen werden. Um dem entgegenzutreten, 
seien nun die Politiker gefordert. "Das 
Personenbeförderungsgesetz muß da­
hingehend geändert werden, daß die 
Zulassung privater Untemehmen zur 
Durchführung von Krankentransporten 
einer gesonderten Regelung untertiegt", 
stellte Günter Kiehm dazu fest. Die Aus-

Großeinsatz für die Helfer des ASB 
Nümberg und Alldorf: Am 21 . Januar 
1987 ereignet sich kurz nach Mitter­
naCht im Nümberger Norden ein schwe­
res Gasexplosionsunglück; dabei stürzt 
ein mehrstöckiges Mietshaus in sich zu­
sammen. Kurz darauf sind beroos die 
Nümberger ASB-He~er vor Ort, gegen 
5.00 Uhr tnfft auch die Suchhundestaffel 
des ASB Altdorf ein. Drei Stunden spä­
ter wird eine Verschüttete, die das Un­
glück wie durch ein Wunder nur leicht 
verletzt überlebt hat, von einem ASB-

bildung nimmt beim Arbeiter-Samariter­
Bund, wie bei anderen RettungsorganI­
sationen natürlich auch, einen breiten 
Raum ein. Dabei wird unter "Ausbil­
dung" allerdings zumeist das Erlemen 
von Erste-Hilfe-Maßnahmen verstanden. 
"Nur wenigen ist bekannt, daß bei der 
Ausbildung zum Rettungs-Sanitäter Im­
mer noch einiges im argen liegt", be­
klagten sich Hartmut Jamm, Ulrich Kno­
the und Benno Blings übereinstimmend. 
Hier sei es ebenfalls Sache der POlrtiker, 
für Abhilfe zu sorgen. Scwohl Günter 
Kiehm als auch Heinrich Aller schlossen 
sich der Meinung des ASB an, daß die 
Arbeit des Rettungs-Sanitäters endlich 
als Beruf anerkannt werden muß und 
betonten: "Es geht nicht an, einerseijs 
Ausbildungsstand und Leistungsfähig­
keit in den höchsten Tönen zu loben 
und andererseits untätig zuzusehen, wie 
dieser Standard gefährdet wird. Letzt­
lich geht es immerhin um Gesundheit 
und Leben von Menschen." Die beiden 
SPD-Politiker wollen sich nun verstärkt 
um die in Seelze erörterten Probleme 
kümmem. Frank Herrrrann 

Hund unter meterhchen T rümmem aus­
,j8Il1acht und gerettet. 

Die Suchhunde bleiben bis zum Abend 
im Einsatz; die He~er des ASB Nüm­
berg sind bis zum Ende der Sucharbei­
ten noch 40 Stunden mit einem Ret­
tungs- und Krankenwagen sowie ihrer 
mobilen Hilfsstelle dabei. Für die Helfer 
vom ASB Alldorf und ihre Hunde war 
der Einsatz in Nümberg eine erste, har­
te Bewährungsprobe. mt 

Unten: Manchmal geht 88 ohne Rettungshunde 
nk:ht. 

Humanitäre 
Auslandshilfe 
ist fester 
Bestandteil 
desASB 

Die humanitäre Auslandshi~e ist zu ei­
nem festen Bestandteil der ASB-Aufga­
ben geworden und besteht im wesentli­
chen in der engen Zusammenarbeit mit 
Parität Intemational (PI), dem Intematio­
nalen Arbeijerhilfswerk (IAH) und allen 
wichtigen Stellen wie zum Beispiel dem 
Auswärtigen Amt, der EG und dem Ka­
tastrophenhilfswerk der Vereinten Natio· 
nen. 

Die Arbeitsgemeinschaft Parität Intema­
tional wurde auf Anregung des ASB im 
Juni 1981 im Deutschen Paritätischen 
Wohlfahrtsverband (DPWV) gegründet. 
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Den Vorsitz dieser Arbeitsgemenschaft 
hat der ASB übernommen. Pantä! Inter­
national leistet humanitäre Hilfe in aller 
Welt. unabhängig von den polit.schen 
oder religiösen Verhältnissen in den be­
troffenen Ländem. Durch Zusammen­
schluß mit Partnerorganisationen und 
durch Nutzen der vielfältigen Möglich­
keilen innerhalb des DPWV werden Be­
reitschaft und Einsatz zu Soforthilfen ge­
sichert und Hilfen zur Lebenserhaltung 
so zielführend und wirksam wie möglich 
geleistet. Grundsätzlich hilft der ASB 
überall da, wo Hilfe erforderlich Ist - au­
ßer wenn kriegerische Handlungen 
stattfinden. 

Im Internationalen ArbeIterhilfswerk ist 
der ASB schon seit Anfang der 60er 
Jahre vertreten. Dort arbeitel er auch In 
einem besonderen Arbeitsausschuß des 
IAH mit, nämlich im Ausschuß für Soli­
dantäts- und Katastrophenhilfe. Die vom 
ASB erstellte Konzeption zur humanitä­
ren Soforthilfe bei Katastrophen fand 
dort große Zustimmung. Ziel dl9S9r 
Konzeption ist es, die beim ASB-Bun­
desverband errichtete Einsatzzentrale 
für humanitäre Auslandshilfe auch für 
IAH-Zwecke zu nutzen. Bei Auslandska­
tastrophen wird ein Krisenstab einge­
richtet, der rasche Entscheidungen für 
die Katastrophenhilfe trifft. Schon bisher 
klappte die Zusammenarbeit mit ver­
schiedenen Organisationen des IAH 
recht gut, so führte der ASB gemein­
sam mrt der belgischen Partnerorgani­
sation Solidarite Socialiste, der Norwegi­
schen Volkshi~e, der Osterreichischen 
VoIkshl~e und der Dänischen VoikshMe 
Gemeinschaftsprojel<te durch. 

Die ASB-Einsatzzentrale hat ihren Sitz in 
der Bundesgeschäftsstelle Köln und un­
tersteht dem Bundesvorstand. SI9 setzt 
sich aus folgenden Personen zusam­
men: 
- Bundesgeschäftsführer, 
- hauptamtlicher Mrtarbeiter der Bun-

desgeschäftsstelle, Abt. Auslandshi~e 
und Technisches Referat, 

- mindestens ein Mrtglied des Bundes­
vorstandes, 

- je nach Bedarf ein oder mehrere Ver­
treter der Landesverbände bzw. ein 
Verbindungsmann der Landesverbän­
de. 

Entscheidungen bei der Soforthilfe bei 
Katastrophen aller Art werden Im Einzel­
fall von Mrtgliedem des Geschäftsfüh­
renden Bundesvorstands getroffen. 

Die ASB-Einsatzzentrale hat folgende 
Aufgabenschwerpunkte: 

Sie ist Logistikzentrum, betreibt Kurz­
wellensender, verfügt über Femschrei­
ber, Teletex, Telefax, Bildschirmtext, or­
ganisiert Transporte von Gerät, Matenal, 
Verpflegung und Lastkraftwagen, hat 
Augplatzkontakte und Firmenkontakte 
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zu Lieferanten von Arzneimitteln und 
Sanitätsausstattungen, Betten, Wolldek­
ken, Verpflegung usw. 

Die Einsatzzentrale koordiniert alle Da­
teien, Ausrüstungen, Ausbildung und 
Vorbereitungen Im Vorfeld und veranlaßt 
die notwendige Helferschulung bei der 
Bundesschule. 

Des weiteren stellt sie die Kontakte zu 
Bundesregierung, UNDRO, UNHCR, 
IAH, Botschaften, Bundeswehr, Konsu­
laten her, führt die Pressearbeit durch, 
koordiniert die verschiedenen Hilfsmög­
lichkeiten der ASB-Gliederungen, führt 
die verwaltungstechnische AbWicklung 
des AuslandshIlfeeinsatzes, zum Bei­
spiel Abschluß von Versicherungen, Be­
reitstellung von Geldmitteln, Genehmi­
gungen, Zoll - und Grenzformalitäten Im 

Vorfeld sowie Dolmetschervermittlung 
durch. 

Auf Beschluß der 12. ASB-Bundeskon­
ferenz vom Oktober 1986 wurde die 
Einsatzzentrale des ASB-Bundesverban­
des erweitert um folgende Aufgaben: 
- OrganisatIOn der Luftrückholung für 

alle ASB-Mltglieder und Vermittlung 
von bodengebundenen Rücklholeln­
sätzen an die Ortsverbände, 

- Einsatzzentrale der Im DPWV zusam­
mengeschlossenen Organisationen, 

- Einsatzzentrale des Intemationalen 
Arbeiterhl~swerks (IAH), 

- Einsatzzentrale für EDV-gesteuerte 
Gesamtmaterialerfassung Im ASB ein­
schließlich der bundeszentralen Mit­
gliederdat91 und 

- Zentralstelle des ASB für Information 
der UNDRO (Katastrophenhilfswerk 
der Vereinten Nationen). W. M. 

ASB stellte sich 
im International 
Club of 
Cooperation 
in Genf vor 

Der Arbeiter-Samanter-Bund war als 
einzige deutsche OrganISatIOn vom Prä­
sidenten des InternatIOnalen Club of 
Cooperallon zu einem IntematlOnalen 
Forum vom 9. bis 10. Januar 1987 in 
Genf 91ngeladen. Dort diskutierten Ver­
treter aller Länder aus Ost und West 
über die internationale Zusammenarbeit. 

Der ASB hatte Gelegenheit, vor diesen 
angesehenen Internationalen Experten 
seine Arbeit und hier insbesondere dl9 
Auslandsarbeit vorzustellen. 

Bertin: 
ASB-Wasser­
rettungs­
dienst 
zog Bilanz 

Eine nchtlge • Wasserstadt" - das ISt 
Berlin-West. Zwischen Spandauer 
Schleuse und Nledeml9U9ndorfer See 
geht es Im Sommer zur Sache. Helmut 
POhl, In seiner Freizeit L9IIer des Fach­
dienstes Wasserrettung Im ASB, kann 
91n Lied davon singen. Allein Im vergan­
genen Jahr kamen 23 337 Dienststun­
den zusammen - man rechne sich aus, 
was diese ehrenamtliche Leistung pro 
Jahr kosten würdei Dennoch: Pohl be­
zeichnet die vergangene Saison als .ru­
hig" . Als die Badezelt vorbei war, war 
es auch mit dem Wind VOrbei, Regatten 
verliefen daher ruhig. Arbeit gab es den­
noch für die Samanter sovve die Ret­
tungsschwlmmer der DLRG. 

Die Statistik nennt 213 Erste-Hilfe-lei­
stungen In Saatwlnkel und den sechs 
AußenstatIOnen. 24 Menschen kamen 
per Rettungswagen Ins Krankenhaus, 
99 Boote kenterten, 132 Insassen wur­
den aus dem Wasser gefischt, drei da­
von vor dem Sicheren Ertnnken be­
wahrt. 

Als gefährlich ervvesen Sich - für die 
ASB'Ier nichts Neues - dl9 rnotorboot­
freter1 Tage. Da zog es so manche 
Wasserratte (oft auf der Luftmatratze) 
mitten In die Fahrrinnen der Dampfer 
und Schleppkahne. Man kann SICh leb­
haft vorstellen, daß die Rettungsboote 
des ASB da einiges zu lun hatten. 

Über 800 Bootsbesitzer wurden ,n 
Schlepp genclmmen, um wiieder fr91 
oder In den sicheren Hafen zu kommen. 
Partner der Samariter Sind seit über 
dr9lßig Jahren die SchWimmer der 
DLRG Relnlckendorf: Gerooinsam geht's 
eben noch besser. 

Inzwischen verfügt der ASB In Saatwln­
kel über ein neues Haus, das an einem 
.Tag der offenen Tür" am 13. Juni 1987 
der Bevölkerung vorgest!JI~ werden soll. 

Ob sich an diesem Tag auch einige 
neue Mitglieder vorstellen werden? Der 
ASB hofft darauf, denn Imml9r ncICh 
werden AktIVe gebraucht. KM 



Johanniter-Unfall-Hilfe 

Der entscheidende Durchbruch 

Berufsbild Rettungssanitäter 

Neue gesetzliche Regelung in Sicht 

Die Bestrebungen zur Schaffung von 
Berufsbildem für das im Rettungsdienst 
tätige nichtärztliche Personal sind ejnen 
entscheidenden Schritt wejtergekom­
men. Anläßlich einer Besprechung im 
Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit (BMJFFG) mit 
Vertretem der Bundesländer und der 
Hilfsorganisationen wurde am 14. 1. 
1987 der entscheidende Durchbruch er­
zielt. 

Zur Vorbereitung der Besprechung hat­
ten die Hi~sorganisationen allen Beteilig­
ten ein Positionspapier übersandt, in 
dem die gemeinsam getragenen Eck­
punkte noch einmal zusammengefaßt 
wurden. Sie sollen hier - auszugswei­
se - noch einmal verdeutlicht werden: 

Unsere Position 

1. Die Hilfsorganisationen unterstützen 
grundsätzlich und nachdrücklich die Be­
strooungen, ein Gesetz über den Beruf 
der Rettungssanitäterinldes Rettungssa­
n~äters zu schaffen. Sie sehen die Not­
wendigkeit eines solchen Gesetzes vor 
allem aus Gründen des beruflichen 
Schutzes und der sozialen Absicherung 
des Im Rettungsdienst hauptberuflich 
tätigen nichtärztlichen Personals sowie 
in dem Bestreben nach bestmöglicher 
Gesundheitsfürsorge für den Patienten. 

Letzteres erfordert eine ständige Ver­
besserung der Ausbildung des im Ret­
tungsdienst tätigen Personals in Anpas­
sung an den medizinisch-technischen 

Fortschritt, darf aber keine erweiterte 
Befugnis für das Tätlgwerden dieses 
Personals beinhalten. 

2. Es muß sichergestel~ werden, daß 
auch zukünftig der ehrenamtliche Helfer 
qualifiziert im Rettungsdienst (Notfallret­
tung und Krankentransport) mitwirken 
kann. Dies setzt voraus, daß ejn dreistu­
figer Ausbildungsgang, wie im bekann­
ten Modellvorscnlag des Deutschen Ro­
ten Kreuzes (DRK) vorgesehen, künftig 
der Ausbildung des Rettungsdienstper -
sonals zugrunde gelegt wird. Sie soll 
wie bisher in der Verantwortung und 
Durchführung bei den im Rettungs­
dienst tätigen Organisationen liegen. 

3. Als Folge eines Gesetzes über den 
Beruf der Rettungssanitäterinldes Ret­
tungssanitäters darf nicht aufgrund 
struktureller Veränderungen am Ret­
tungsdienstsystem eine Minderversor­
gung der Bevölkerung ejntreten . 

Sollte die Besetzung der Rettungsmittel 
zukünftig mit mindestens einem gesetz­
lich anerkannten Rettungssanitäter vor­
geschneben werden, dann muß neben­
einander gewährleistet sein: 

a) daß im Rahmen ejner Übergangsre­
gelung die bisher im Rettungsdienst tä­
tigen Rettungssanitäter in den uneinge­
schränkten Genuß der gesetzlichen An­
erkennung kommen und dementspre­
chend auch nach Inkrafttreten des Ge­
setzes eingesetzt werden können, 

b) daß die zukünftigen gesetzlichen 
Ausbildungsanforderungen des im Ret­
tungsdienst ehrenamtlich tätigen Perso­
nals die Möglichkeit eröffnen, in ange­
messener Zeit die Qualifikation zur/m 

staatlich anerkannten Rettungssanitäte­
rinlRettungssanltäter auf der Grundlage 
des DRK-Modells zu erreichen, 

c) daß hierfür zusätzlich ausreichende 
Mittel auf Dauer rechtsverbindlich bereit­
gestellt werden, die weder zu Lasten 
bisheriger Staatszuschüsse, des ehren­
amtlichen Personals noch der Rettungs­
dienst-Organisation gehen dürfen. 

4. Es muß sichergestellt werden, daß 
die Mehrkosten, die im Falle eines ge­
setzlichen Berufsbildes zu erwarten 
sind, von den Bundesländem und ggf. 
den Kommunen sowie den Kostenträ­
gem in vollem Umfang getragen werden 
und weder praktisch noch psycholo­
gisch (Kostendämpfung) zu Lasten der 
Rettungsdienst-Organisationen gehen. 

Dies um so mehr, als die von den Ret­
tungsdienst -Organisationen angestrebte 
Beibehaltung ejnes möglichst hohen An­
teils ehrenamtlicher Rettungssanitäter 
auf lange Sicht einen entscheidenden 
Kostendämpfungsbeitrag darstellt. 

5. Die Erfüllung aller Gesichtspunkte ne­
beneinander ist Voraussetzung für die 
Akzeptanz der RettungSdienstorganisa­
tionen, weil nur dadurch die Interessen 
der Rettungssanitäterinnen/der Ret­
tungssanitäter, das Funktionieren des 
Rettungsdienstes, dessen Ökonomie 
sowie schließlich das Selbstverständnis 
der im Rettungsdienst tätigen Organisa­
tionen auf Dauer geWährleistet sind. 

Betrachtet man das Ergebnis der Be­
sprechung am 14. 1. 1987 im BMJFFG, 
so zeigt sich, daß die o. g. Grundposi­
tionen der Hilfsorganisationen im weite­
ren Verlauf der Schaffung des Berufsbil-
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des - und hter besonders im zweiten 
Gesetzentwurf - Ihren Niederschlag fin­
den werden. Es kristallisiert SICh ein für 
die im Rettungsdienst eingelbundenen 
Htlfsorganlsationen praktikables Verfah­
ren heraus, das die Qualität des bun­
desdeutschen Rettungsdienstes nicht in 
Frage stelien wird; Im Gegenteil. 

Der KompromlB 

1. Die Vertreter der Bundesländer si­
gnalis~rten, daß nach Inkrafltreten des 
o. g. Gesetzes und nach einer Über-
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gangszeit nur eine Person auf dem Not­
arztwagenlRettungswagen über die 
neue (im gen. Gesetz geregelte) Qualifi­
kation verfügen muß. 

2. Die bisherige 520stündige Ausbildung 
bleibt emaijen; sie qualifiziert zukünftig 
zum .2. Mann" auf dem Rettungswa­
gen. 

3. Set der Besetzung des Krankentrans­
portwagens ISt nicht daran gedacht, 
hier eine Person mit der neuen Om gen. 
Gesetz geregelten) Qualifikation vorzu­
schreiben. 
4. Der über 520 Stunden ausgebildete 

Mitarbeiter wird sich auch zukünftig 
RETTUNGSSANITÄTER nennen dürfen, 
während der über zwei Jahre ausgebtl­
dete Mrtalbeiter RETTUNGSASSISTENT 
heißen wird (was natürlich auch eine 
Umbenennung des o. g. Gesetzes so­
wie Neuformulierungen in den Länder­
gesetzen nach sich zieht). 

5. Die Ausbildung beider o. g. Mitalbei­
ter bleibt auch zukünfttg in der Hand 
und der Verantwortung der im Ret­
tungsdienst tättgen Organisationen. 

6. Die auf mehrere Jahre ausgelegte 
Übergangsregelung wird besagen, daß 
die heute über 520 Stunden ausgebtlde­
ten Rettungssanitäter als Rettungsassi­
stenten im Sinne des o. g. Gesetzes an­
erkannt werden können. 

7. Dem ehrenamtlichen Mltalbeiter wird 
es in seiner Freizeit möglich sein, die 
Qualifikation des Rettungsassistenten zu 
erwerben; es ist zunächst an max. 
1 200 Stunden Theone und 1 600 Stun­
den Praxis, vertatlt auf mehrere Jahre, 
gedacht; d~ genannten Stundenzahlen 
werden sich im Rahmen weiterer Ver­
handlungen mrt großer Wahrscheinlich­
keit noch weiter nach unten reduzieren 
(Orientierung am bekannten Modellvor -
schlag des DRK). 

8. An der endgültigen Ausarbeitung der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
werden die Organisationen maßgeblich 
beteiligt werden. 

Wir k6nnen zufrieden sein 

Zusammenfassend kann also gesagt 
werden, daß 
• dem Element des Ehrenamtes auch 
zukünftig mit der für d~ Organisation 
erforderlichen Gewichtung Rechnung 
getragen wird; 
• den Organisationen ein angemesse­
ner Zeitrahmen verbleibt, evtl. erforderli­
che innerverbandliche Strukturverände­
rungen herbeizuführen. 

Das zuständl\)8 BMJFFG ist bestrebt, 
die erzielten Übereinstimmungen in ei­
nen neu zu formulierenden Gesetzent -
wurf einzubringen. Dieser Entwurf soll 
im FebruarlMärz 1987 versandt, im April 
in einem _teren Anhörungsvertahren 
(Bundes- und Länclerressorts, Berufs­
verbände, Organisationen) erörtert und 
bis Mai 1987 zur Kabinettsreife vorbe­
reitet werden. Nach Zuleitung an den 
Bundesrat könnte dann nach der Som­
merpause mit der Aufnahme der parla­
mentarischen Beratung gerechnet wer­
den. 

Es sieht also ganz so aus, als würde ein 
seit Jahren bestehendes und kontrovers 
diskutiertes Probiem vor einem - für 
alle - befriedigenden Abschluß steN!n. 

Wemer Franzen 



Malteser-Hilfsdienst • I 

Erste 
Tagung 
der 
Malteser­
Apotheker 

Ein umfangreiches Arbeitspensum hat­
ten die Apotheker auf ihrer ersten Infor­
mationstagung auf Bundesebene zu be­
wältigen, die vom 22. bis 23. November 
1986 in FriedrichsdorffTaunus stattfand. 

Wallgang Wagner, Chefapotheker in ei­
nem Düsseldorfer Krankenhaus und 
ehrenamtlich mit dem Aufbau des Fach­
bereichs ArzneimitteIwesen betraut, hat­
te die schwierige Aufgabe, ein für altge­
diente MHD-Mrtglieder und für Apothe­
ker, die anläßlich dieser Tagung 
erstmals Kontakt mrt der Hinsorganisa­
tion hatten, gleichermaßen attraktives 
Programm zu erstellen. So entstand 
eine Mischung aus Informationen und 
gemeinsamer Arbeit des noch jungen 
Fachbereichs. 

Einen Überblick über Geschichte, Ent­
wicklung, Aufgaben und Arbert des 
MHD gab stellvertretender Generalse­
kretär Heinz Himmels. 

Die Arbert und Aufgaben der Apotheker 
im MHD werden primär im örtlichen Be­
reich angesiedelt sein. Hierzu zählt die 
Aus- und Fortbildung der Henerschaft in 
der Arzneimittellehre, für die als Arbeits­
grundlage das Handbuch "Arzneimittel­
kunde für den Unterricht im MHD" er­
stellt wurde. Verantwortlich werden die 
'Ipotheker für die Überprüfung der vor­
Jehaltenen Arzneimitteln sein, die sich 
an der Dienstanweisung "Umgang mit 
Arzneimitteln im MHD" orientiert. 

Ein weiterer Schwerpunkt soll in der Be-

ratung bei der Beschaffung von Arznei­
mitteln liegen. Aus diesem Grund infor­
mierte Prof. Dr. med. Peter Sefrin, Vor­
srtzender der Bundesarbeitsgemein­
schaft der Notärzte Deutschlands 
(BAND), die Apotheker in einem Referat 
über die Infusionstherapie in der Notfllil­
medizin aus notärz1licher Sicht. 

Großen Raum nahm die Diskussion 
über die Probleme ein, die das derzeit 
gü~ige Arzneimittelrecht für den Ret­
tungsdienst bietet. Als Ergebnis wurde 
die Empfehlung erzielt, daß der MHD 
gemeinsam mit den Notarztverbänden 

Prof. 0,. med. Peter 
Sefrin (2. Y. 1.) Im Ge­
sprftch mit Tagungs· 
teilnehmern. 

Lepraprojekt Thailand: 

und den Ärztekammem sowie den an­
deren Hinsorganisationen in der näch­
sten Legislaturperiode die Inrtiative zur 
Verbesserung dieser schwierigen Situa­
tion ergreifen soll. 

Derzert sind noch nicht in al'en Diözesen 
Apotheker für den Malteser-Hilfsdienst 
tätig. Daher stand am Schluß der Ta­
gung die Bitte an die Anwesenden, 
möglichst viele Kolleginnen und Kolle­
gen zur Mitarbeit zu gewinnen, damit 
der Au1bau des Fachbereichs Arzneimrt­
telwesen im MHD zügig fortgesetzt wer­
den kann. Gerda Saxler 

Modeme Behandlungs­
methoden bringen Heilung 

Der Ma~eser-Hllfsdienst stellt das einzi­
ge deutsche Team an der thailändisch­
kambodschanischen Grenze. Für die 
rund 250 000 Flüchtlinge aus Kambod­
scha gibt es auch weiterhin keine Hoff­
nung auf eine Aufnahme in westliche 
Länder oder eine Rückkehr in ihre Hei­
mat. 

Der MHD wird daher die Betreuung der 
Leprakranken unter den Flüchtlingen in 
Khao-I-Dang und in den Lagem an der 
kambodschanischen Grenze fortsetzen. 

Während noch Ende Januar die südost­
asiatischen Zeitungen von der Verhand­
lUngsbereitschaft der Vietnamesen in 

Kambodscha mit der im Exil lebenden 
Koalitionsregierung der Widerstands­
gruppen benchteten, folgte wenige 
Tage darauf ein eindrucksvolles Demen­
ti. Die Vietnamesen sprachen von 
Falschmeldungen und beschossen das 
Lager Site 2, in dem rund 150 000 
Flüchtlinge leben. Fünf Granaten schlu­
gen ein, es gab acht Schwerverletzte. 

Das vierköpfige MHD-Team hielt sich zu 
diesem Zeitpunkt glücklicherweise nicht 
in diesem MHD-Lager auf. 

Indes ist für die Flüchtlin~e die Lage 
scnwieriger geworden. Die Grenze wur­
de in den letzten Jahren von den V~t-
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namesen stark vermint Damit wollen sie 
einerseits die Operationen der von den 
ExIlparteien geführten Guerillagruppen 
unterbinden, andererseits legt das Be· 
satzungsregime in Kambodscha unter 
Heng Samrin keinen großen Wert auf 
die Rückkehr der Flüchtlinge. Sie sind 
Abtrünnige, die dem Regime den Rük· 
ken gekehrt haben, obwohl es die Kam­
bodschaner aus der fünfjährigen T Y' an­
nei Pol Pots "befreite". Viele Flüchtlinge 
versuchen dennoch - oftmals nach jah­
relangem Lageraufenthalt - in ihre Hei­
mat zurückzukehren, Viele werden da 
bei von Minen zerrissen oder schwer 
verletzt. Der Anteil amputierter Flüchtlin­
ge In den Lagem ist erheblich. Es gibt 
Hinweise darauf, daß an der Grenze alte 
Holzminen verwendet werden, die von 
MInendetektoren nicht gefunden wer­
den 

Diese Umstände sind für das Team des 
MHD nur Rahmenbedingungen, mit de .. 
nen sie fertig werden mussen Ihre Ar­
be�t gilt den 210 Leprapatlenten In 
Khao-I-Dang, Site 2 und Site 8. Der 
Großteil von Ihnen kann ambulant be 
handelt werden, Mehr als 30 befinden 
sich jedoch wegen Komplikationen oder 
nach operativen Eingnffen in stationärer 
Behandlung, 

Die Lepra ISt heute grundsätzlich heil­
bar, Wir die Krankheit Im Frühstadium 
erkannt, bestehen gute Aussichten auf 
eine spurenlose Aushelung, Dazu 
Dr. Peter Hartmann, 32, Teamleiter in 
Aranyapathret: 

"Moderne Behandlungsmethoden nach 
den Richtlinien der WHO haben die Hel­
lungschancen erheblich verbessert, Die 
Behandlungscauer kann Im Schnitt auf 
ein Drittel der früheren Zeit vermindert 
werden." 

Das Team, zu dem eine deutsche Kran­
kenschwester, eine Thai-Krankenschwe 
ster sowie ein deutscher Praktikant ge­
hören, wendet eine MehrmedIkamen­
tentherapIe an, die durch Bewegungs­
übungen und wiederherstellende Opera· 
tionen zur Verbesserung der Beweglich­
keit ergänz1 wird, Die guten Aussichten 
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Der Anteil der beinamputierten Flüchtlinge ist 
in den Grenzlagem sehr hoch. Deshalb wurden 
Weri(stitten eingerichtet, in denen Prothesen 
hergestellt werden. 

auf eine erfolgreiche Behandlung wer­
den jedoch allzuoft beeinträchtigt. Einige 
Patienten kehren vorübergehend nach 
Kambodscha zurück, Die kontinuierliche 
Behandlung wird unterbrochen, und 
nicht selten müssen bei der Rückkehr 
der Patienten In die Lager akute Lepra­
reaktionen mit einer vollkommen neuen 
Therapie behandelt werden, 

Die Malteser gelten als Spezialisten für 
Hautkrankheiten, Es kommt oft vor, daß 
die Ärz1e der Lagerhospitäler das deut­
sche Team aufsuchen, weil helle oder 
rötliche Flecken ihrer Patienten nicht zu 
behandeln waren und sich statt dessen 
Knoten und Nervenentzündungen ein­
stellten, Unser Team diagnostiziert 
gründlich, ordnet Laboruntersuchungen 
an und nimmt SensIbilItätstests vor. Ist 
die Krankheit eindeutig als Lepra identi­
fiZiert, beginnt eine oft meh~ähnge Be­
handlung, Doch schon nach sechs Wo­
chen hat das Team die Krankhet soweit 

Dr. Hartm8nn betntut 
210 Leprapatienten. 

unter Kontrolle, daß sie nicht mehr an­
steckend 1St. 

Bel einem unserer Lagerbesuche werde 
ich Zeuge, wie unser Team arbeitet und 
welche Bedeutung unsere Arbeit für die 
Patienten hat. Bei einem Besuch des 
Lagers Site 8, In dem mehr als 
30 000 Anhänger des ehemaligen Dikta­
tors Pol Pot untergebracht sind, be­
suchten Dr, Hartmann und ich einen 
14jährigen Patienten, Bei ihm wurde 
eine Vielzahl von Leprabakterien mikro­
skopisch festgestellt. Seine Erkrankung 
gilt als schwerwiegend, es besteht An­
steckungsgefahr, 

In der schachbrettartigen Anlage der 
Tausenden von Bambushütten finden 
wir endlich jene, in der unser Patient 
wohnen soll. Wir treffen seine Mutter mit 
einem ca, zweilährigen KJnd auf dem 
Arm, Ich merke, wie Dr, Hartmann so­
gleich mit prüfendem Blick den kleinen 
Jungen mustert, jedoch dann zunächst 
der Mutter rückhaltlos Aufklärung über 
den Krankheitszustand Ihres Sohnes 
gibt. Der 14jährige seibst war zur Reis­
verte~ung unterwegs, 0<3 UNO schafft 
monatlich 4 500 t Nahrungsmittel in die 
Lager, Als unser Dolmetscher die Dia­
gnose des Malteser-Arz1es übersetz1, 
kommen immer mehr neugierige Nach­
bam hinzu, Es überrascht, daß die 
sonst so verhaltenen, ausgeglichenen 
und schenbar wenig Regung zeigenden 
Khmer schier drei Schritte zurückwei­
chen, als das Wort "Lepra" fällt. Die 
Diagnose schlägt Sin wie ein Geschoß, 

Angst und Entsetzen stehen in den 
sonst so verschlossenen Gesichtem, 
Dr. Hartmann fängt die Situation ge­
schickt auf, Er berichtet laut und deut-
11ch' daIß die Lepra innerhalb sechs Wo­
chen unter Kontrolle sein kann und kei­
ne Ansteckung zu befürchten ist. Auch 
unser assistierender Khmer muß laut 
und deutlich übersetzen, damit alle Um­
stehenden von den Möglichkeiten der 
Heilung erfahren, Dr. Hartmann ordnet 
die stationäre Aufnahme des 14jähngen 
in ein Hosprtal in Site 8 an, Die Mutter 
des Jungen Wird tags darauf von der 
Krankenschwester Hermine Winkler un­
tersucht. Denn es ist durchaus möglich, 
daIß noch weitere Familienmitglieder sich 
im Anfangsstadium der Krankheit befin­
den - auch wenn rein statistisch gese­
hen nur 15 % aller Menschen Lepra be­
kommen können, 

Die Arbeit des deutschen Teams wird 
hoch geschätz1, Der Hohe Flüchtlings­
kommissar der Vereinten Nationen und 
die United Nations Border Relief Opera­
tion, aber auch die Bundesregierung 
haben sehr starkes Interesse an der 
Fortführung des MHD-Projektes, Es 
wurde bisher mit erheblicher Unterstüt­
zung durch das Auswärtige Amt finan-
Z<3rt. Martln Pfeifer 



DeutscherFeuenNehrverband 

Hauptbrandmeister Erich Geyer, 
Feuerwehr Ulm 

Millionen-
schaden 
durch 
Großbrand 
Brandbekämpfung und Patienten-
evakuierung in Ulm 

Am Montag, dem 20. Oktober 1986, 
wurde die Feuerwehr Ulm zu einem La-
borbrand gerufen, der fünf verletzte Per-
sonen sowie einen Sachschaden von 
mehr als 20 Millionen Mark forderte. 

Das Brandobjekt 

Brandobjekt ist ein dreigeschossiger 
Flachdachbau der Inneren Medizin, der 
1968 als erster Neubau auf dem Klinik-
gelände entstanden ist. In diesem Ge-
bäude sind verschiedene Räume für die 
ambulante Versorgung von Patienten 
sowie zahlreiche Labors der klinischen 
Chemie, Pathologie, Neurologie, Häma-
tologie und Nuklearmedizin unterge-
bracht. In südlicher Richtung ist das 
Ambulanz- und Laborgebäude an den 
Haupttrakt der Patientengebäude, der 
unter anderem im 3. OG die Intensivsta-
tion enthält, angebaut. 

Brandschutztechnisch sind diese beiden 
Gebäude durch zugelassene f>rofitteile 
zur Herstellung rauchdichter Türen mij 
G-60-Verglasung voneinander getrennt. 
Diese Türelemente sind den vorhande-
nen Flurbreijen und Deckenformen des 
Altbaus sowie den Betriebsbedingungen 
angepaßt worden. 

In westlicher Richtung befindet sich in 
ca. 15 m Entfemung die Isolierstation, 
welche über einen ca. 2,5 m breijen 
Verbindungsgang mij dem UG des 
Brandobjekts verbunden ist. In diesen 
Gang ist eine Drehtüre, bestehend aus 
Stahlrahmen mit Drahtglaseinsatz einge-
baut. Die Türe ist in offenem Zustand 
arretierbar und nicht selbstschließend. 

Am Brandtag war sie glücklicherweise 
geschlossen. 

Von einem unter dem Laborgebäude 
liegenden Kriechkeller, der eine ,Techni­
sche Zentrale" enthält, führen Heizkanä­
le zu Haus 3, Haus 2 und Haus 5. In 
senkrechter Richtung durchbrechen 
zwei Lüftungs- und Installationsschächte 
die Geschoßdecken des laborgebäu­
des von der , Technischen Zentrale" im 
Kriechkeller bis in die ,Dachzentrale" , 
die sich als Aufbau auf dem Flachdach 
befindet und verschiedene Gebläse und 
Fitteranlagen beinhattet. Diese zwei 

Schächte sind hinten und seitlich aus I 

Beton gefertigt, die Vorderseite ist mit 
Asbestzementplatten verblendet. In ih­
nen verlaufen die Zu- und Abluftleitun­
gen, Abwasserleitungen sowie die Elek­
troinstallationen des gesamten Gebäu­
des. 

Je Stockwerk sind in die Betonrück­
wände Schattkästen für die Elektrover­
teilung eingebaut. Die Lüftungs- und 
Elektroinstallation verläuft dann unter 
abgehängten Decken zu den einzelnen 
Räumen. Die Abtrennung der einzelnen 
Labors und Untersuchungsräume unter-

Der vollkommen ausgebrannte laborraum im UG, In dem das Feuer gelegt wurde. 
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einander besteht aus beschichteten 
Wandelementen. 

Das Ambulanz- und Laborgebäude Ist 
über eine Brandmeldeanlage direkt mit 
der Feuerwehr verbunden. 

Das Wetter 

Zur Zert des Brandausbruches herrsch-
ten Temperaturen von +6 bis +7 'Co 
Der Wind kam konstant aus südwestli-
cher Richtung mit einer Geschwind~kert 
von 12-19 kmlh. Die Bewölkung betrug 
ca.5/8. 

Die Brandmeldung 

Um 2.02 läuft auf der Einsatzleitzentrale 
der Hauptfeuerwache die Feuermeldung 
der automatischen BMA der Uni-Klinik 
Safranberg ein. Kurze Zeit später wird 
der Brand von mehreren Klinikbedien-
steten über Notruf 112 gemeldet. 

Eine Laborantin, die zur Zeit des Brand-
ausbruches Nachtdienst in einem Not-
fallabor im 1. OG versehen hat, macht 
später folgende Aussage: .,Als die Hupe 
der BMA tosging, war auf dem Gang 
des 1. OG noch nichts Außergewöhnli-
ches zu sehen. Ich habe die Tür wegen 
des Lärms zugemacht und weitergear-
beitet. Als es im Raum unheimlich warm 
wurde, habe ich das Fenster geöffnet 
und unter mir nur noch Rauch und 
Rammen gesehen. Als ich die Tür zum 
Flur öffnete, war da nur noch schwarzer 
Qualm." 

Der EInsatzablauf 

Nachdem ein TLF 16 kurz vor dem Met-
deeingang aus der Uni-Klinik von einem 
Pkw-Brand zUlückkommt, kann dieses 
voll besetzte Fahrzeug bereits während 
der Alarmauslösung um 2.03 Uhr für 
den zuständigen LZ 1 ausrücken. 

Es kommt um 2.06 Uhr an der Einsatz-
steIle an und nimmt mit zwei Trupps 
unter PA zwei C-Rohre von der östli-
chen Seite über das Treppenhaus ins 
UG zur Brandbekämpfung vor. Um 2.09 
Uhr rückt der LZ 1 mrt 1 ELW, 1 LF 
16 TS, 1 weiteren TLF 16, 1 RW 2 und 
der DL 30 zur Uni-Klinik aus. 

Die um 2.13 Uhr ankommenden Fahr-
zeuge nehmen an der nördlichen FW-
Zufahrt entlang des Brandobjekts Auf-
stellung und beginnen mit der Brandbe-
kämpfung von der Westseite aus. Ein 
Trupp dringt mit einem C-Rohr unter PA 
über den Eingang ins UG ein. Ein Vor-
wärtskommen ist wegen der starken 
Rauch- und Hitzeentwicklung nur sehr 
schwer möglich. 

Ein weiterer Trupp nimmt von der südli-
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chen Seite von außen an der geborste­
nen Fensterlront ein C-Rchr vor. Gleich­
zeitig werden zwei Trupps mrt PA und 
zwei C-Rohren zur Überprüfung ins EG 
beordert. Nach Auskunft des befragten 
Klinikpersonals befindet sich niemand 
mehr im Laborgebäude. 

Nachdem sich die Rauchentwicklung 
immer mahr ausbreitet, fordert der Ein­
satzleiter weitere Verstärkung an. Dies 
führt zur A1armierung des LZ 2. "Über 
den Verbindungsgang im UG dringt 
durch die Drehtüre Rauch in die Isolier -
station ein'" wird aus diesem EIereich 
gemeldet. Es wird sofort das EIe- und 
Entlüftungsgerät des RW 2 in Stellung 
gebracht. Dadurch kann eine in diesem 
EIereich nur unter schwierigsten Eledin­
gungen durchführbare Evakuierung ver­
hindert werden. 

Zur Eletreuung der Einsatzkräfte wird 
vom DRK um 2.20 Uhr vorsorglich ein 
RTW zur Einsatzstelle beordert. Um 
2.27 Uhr kommt es zu einem plötzlichen 

Übergreifen des Feuers ins 1. OG - wie 
sich später herausstellt, über den Instal­
lationsschacht -, was das sofort~e Vor­
gehen weirterer Trupps nötig macht. Ein 
Trupp nimmt über eine Steckleiter ein 
C-Rohr unter PA über das westliche 
Flurlenster ins 1. OG vor und beginnt 
dort mit der Brandbekämpfung. 

Ein weiterer Trupp steigt über die 
Schieblerter von der Südseite ins OG 
ein. Parallet dazu Wird von der EIesat­
zung des zweiten TLF zur Absicherung 
der Dachzentrale ein C-Rohr über die 
DL 30 auf das Flachdach vorgenom­
men. 

Zwei weirtere Trupps mrt C-Rohren 
übemehmen die Brandbekämpfung im 
UG vom Uchtschacht und im OG vom 
Korb der DL 30 aus. Da die Rauchent­
wicklung immer stärker wird, werden 
weitere EIe- und Entlüftungsgeräte so­
wie der GW-A angefordert. 

Von der DRK-Leitstelle werden die Füh­
rungsgruppen von DRK und ASB in 

Oben: Der total zer­
.t6rte Flur zu den la­
bors Im UG, Südseite. 
Unk.: Die durch Hit­
zeeinwirkung ge­
schmolzene Scheibe 
eines Abzugkastens 
In einem Labor Im EG. 

Unten: Einer der 
durch Hitze- und 
Rauchelnwtrkung 
beschAdigten RAume. 



Alarmbereitschaft versetzt. Das dienst­
freie Klinikpersonal wird laut Alarmkartei 
vom Pförtner über eine im Personal­
wohnheim installierte Klingelanlage 
alarmiert und berertet eine eventueile 
Verlegung von Patienten vor. 

Der LZ2 mrt 1 TLF 16,1 GW2 und 
1 LF 16 TS sowie der GW-A der 
Wache 1 treffen um 2.32 Uhr an der 
Einsatzsteile ein. Die Brandausbreitung 
macht die Bildung von zwei Einsatzab­
schnitten erforderlich. Einsatzabschnitt I 
umfaßt den Bereich des Innenhofs an 
der Ostserte, Einsatzabschnitt 11 den 
westlichen Gebäudeteil. 

Die ankommenden Kräfte des LZ 2 wer­
den dem Einsatzabschnitt I zugeteilt 
und dringen mit zwei Trupps über das 
Treppenhaus ins OG zur Brandbekämp­
fung unter Atemschutz mit zwei C-Roh­
ren vor. Ein Trupp wird zur Sicherung 
mrt einem C-Rohr ins EG vorgeschickt. 
Die restliche Mannschaft baut im Innen­
hef zwei Be- und Entlüftungsgeräte auf, 
um im Bereich des UG sowie des EG 
den Brandrauch abzusaugen. 

Um 2.35 Uhr wird eine TEL, besteihend 
aus Feuerwehr, Klinikvorstand, Klirikver­
waltung sowie dem Betriebspersonal, 
gebildet. Eine um 2.37 Uhr gebrochene 
Wasserhauptleitung führt zu einer Be­
einträchtigung der Löscharbeiten durch 
erheblichen Druckabfall. Der gebroche­
ne Teil kanD jedoch vom Betriebsperso­
nal abgeschiebert werden, so daß die 
Wasserzufuhr nicht umgebaut werden 
muß und die Löscharbeiten innerhalb 
kurzer Zoo in vollem Umfang wOOerge­
führt wercien können. 

Um bei einer eventueilen Evakuierung 
vor Ort zu sein, wercien um 2.40 Uhr 
die DRK- und ASB-Schneileinsatzgrup­
pan alarmiert. Diese treffen nacheinan­
der mrt 3 RTW's, 1 NEF und 9 KTW's 
gegen 2.55 Uhr an der Einsatzstelle ein 
und errichten im Bereich des Ärztepark­
platzes eine Sammelstelle. Die leitenden 
Notärzte und der FW-Arzt werden um 
2.58 Uhr alarmiert. 

Zur Ablösung der unter Atemschutz ein­
gesetzten Feuerwehrtrupps sowie zur 
Bildung einer Einsatzreserve auf der 
Hauptwache wird um 3.18 Uhr der LZ 3 
alarmiert. 

Nachdem sich im Innenhef immer mehr 
Brandrauch sammelt und dieser von au­
ßen über undichte Fenster sowie im 
T reppanhaus über eine vermutlich nicht 
ganz geschlossene Brandschutztüre in 
den Patiententrakt einzudringen droht, 
findet um 3.27 Uhr in Verbindung mrt 
der TEL, den Notärzten und Sanitäts­
diensten eine Lagebesprechung statt, 
bei der festgeiegt wird, den gefährdeten 
Westflügel zu räumen, um bei den Pa­
tienten keine Panik aufkommen w las­
sen. 
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Im Bereich der Sanitätsdienste wird fol· 
gende Aufgabenverteilung festgelegt: 

1. Vorbere~ung einer eventuellen Ge· 
samtevakuierung 

2. Überwachung der Ver1egung inner­
halb des Krankenhausbereiches 

3. Betreuung der eingesetzten FVIJ· 
Kräfte. 

Nachdem von den umliegenden Kran· 
kenhäusem die Kapazität an freien Bet· 
ten bekannt ist (75 normale und 12 In­
tensiv), wird um 3.31 Uhr mit dem Räu· 
men des Westflügels begonnen. Aus 
dem AJb·Donau·Kreis und aus dem 
bayenschen Raum sind zwischenzeitlich 
weitere Rettungsfahrzeuge mit Personal 
eingetroffen 

Insgesamt werden innerhalb des Kran· 
kenhauses elf komplette Stationen mit 
200 Patienten in zwei Hörsäle und die 
Krankenhauskapelle verlegt. Aus dem 
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Beretch der Intensivstation werden neun 
Patienten unter Notarztbegleitung in an­
dere Krankenhäuser überführt 

Um 4,38 Uhr ist der Brand unter Kon­
trolle, Zwei Trupps kühlen vier im labor­
bereich gefundene Acetylenflaschen ab, 
In diesem Bereich durchgeführte Mes­
sungen ergeben, daß die Flaschetn 
durch die Brandeinwirkung nicht undicht 
geworden sind, Nach einem kurzen er­
neuten Aufflackem des Feuers ist dies 
um 5,24 Uhr schwarz. 

Die Fahrzeuge der Rettungsdienste rük­
ken um 5,30 Uhr bis auf 1 RTW von der 
Einsatzstelle ab. Als Vorbaugemaßnah­
me vor weiterer Sachbeschädigung wird 
um 5.33 Uhr das Löschwasser mit 
Wassersaugem abgesaugt und ver­
schiedene Apparaturen mit PVC-Folie 
abgedeckt. 

Die noch handwarmen Acetylenflaschen 
werden aus dem Gebäude gebracht 
und an einem gesicherten Ort mit einem 
tragbaren Monitor weitergekühlt. Über 
dl8 FW-Lettstelle wird mit der Gasliefer­
firma wegen des Flaschentransports 
Verbindung aufgenommen. Diese ISt je­
doch nicht im Besitz von T ransportbe­
hältem, will jedoch sofort einen Sach­
verständigen zur Einsatzstelle entsen­
den, 

Zwischenzeitlich wird von einer ortsan­
sässigen Firma ein Containerfahrzeug 
angefordert. Nachdem dieses Fahrzeug 
sowie der Sachverständige eingetroffen 
sind, werden um 8.35 Uhr die vier Fla­
schen in dem mit Wasser gefüllten Con­
tainer unter Begleitschutz zur Ueferfirma 
transportiert, 

Die übrigen in den Labors stehenden 
Gasflaschen - hauptsächlich O2, Edel­
gasmischungen, N2 und CO2 - werden 
von der Ueferfirma überprüft und ab­
transportiert. Der Löschzug 2 wird um 
9,09 Uhr abgezogen und rückt in seine 
Wache ein. 

Um den Betrieb von verschiedenen für 
den Krankenhausbetrieb wichtigen elek­
trischen Geräten aufnehmen zu können, 
wirp um 9.46 Uhr vom GW-Ucht mit ei­
ner Generatorleistung von 48 KV A eine 
Notstromversorgung hergestellt. Zwi­
schen 10.00 und 16.00 Uhr rücken die 
eingesetzten Fahrzeuge nach und nach 
zu ihren Standorten ab. Von 16.00 bis 
7.30 Uhr übernehmen vier Mann mit 
1 TLF 16 die Brandwache. 

Schlußbetrachtung 

Durch den massiven, umfassenden In­
nenangriff konnte das Übergreifen des 
Brandes auf den Bereich der Nuklear­
medizin, des Isotopenlabors und das 
Lager für brennbare Flüssigkeiten ver­
hindert werden, so daß das Gefähr-
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dungspotential für Personen und die 
Umgebung wesentlich herabgesetzt 
werden konnte. 

Nachdem ein Vorhandensein radioakti­
ver Stoffe im Bereich der vom Brand 
betroffenen Labors nicht auszuschließen 
war, wurden von Einsatzbeginn biS Ein­
satzende laufend Messungen auf Dosis­
leistung und KontaminatIOn durchge­
führt, die Jedoch alle negativ verliefen. 

Das Brennen von Kunststoffen, zahlrei­
chen Chemikalien und leicht entflamm­
baren Flüssigkeiten verursacht eine ex­
treme Hitzeentwicklung, so daß es zu 
einer rasanten Brandausbreitung über 
den brandschutztechnisch nicht ausrei­
chend abgesicherten Installations­
schacht ins 1. OG und ,n die Dachzen­
trale kam. 

Außerdem kam es zu einer außerge­
wöhnlich starl<en, aggressiven Rauch­
entwicklung. In verschiedenen Berei­
chen, vor allem in den OP's wurden 
Messungen mit Prüfröhrchen durchge-

Das Brandobjekt mit der Verbindung zum 
Westflügel. 
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BUck auf die Südseite 
des Brandobjektes. 

führt, die jedoch keine gesundheits­
schädliche Anzeige ergaben. 

Die Einsatzkräfte waren nicht nur durch 
den Brandrauch, sondem auch durch 
herabtropfende Kunststoff schmelze, 
herabfallende Deckenteile und Abluft­
rohre, die Explosionsgefahr durch zahl­
reiche Gasflaschen und Stichftammbil­
dung durch Zerl<nall von Gefäßen mit 
brennbaren FlÜSSigkeiten starl< gefähr­
det' so daß es ein Wunder ist, daß nur 
vier Feuerwehrmänner mit leichten Ver­
letzungen zur ambulanten Behandlung 
gebracht werden mußten. 

Die durch die Feuerwehr geschützten 
Inventarteile waren durch Wärmeeinwir­
kung und den aggressiven Brandrauch 
so starl< beschädigt, daß ein WIederver­
wenden oder Reparieren in den meisten 
Fällen nicht möglich ist. Ein Großteil des 
Brandschuttes mußte zum Sondermüll 
gegeben werden. Von den insgesamt 
15 im Brandbereich installierten Rauch­
meldem konnten 13 Stück in 2täg~er 
Arbeit aufgefunden und als radioaktiver 
Abfall entsorgt werden. 

Der Einsatz verlief reibungskls; die Zu­
sammenarbeit aller Hilfsdienste war sehr 
gut! Die Unterstützung durch das Tech­
nische Betriebspersonal, insbesonders 
auch durch die belden HaUSmeister, er­
leichterten der Feuerwehr den Einsatz 
erheblich. 

Das Verhalten und die Mrtarbeit des Kli­
nikpersonals beim Beruhigen der Pa­
tienten und der nachfolgenden Evaku­
ierung war beispielhaft, was unter ande­
rem auch auf die regelmäßige Schulung 
durch die Feuerwehr über das Verhalten 
im Brandfall zurückzuführen sein dürfte. 

Folgende Teile und Bereiche wurden 
von dem durch Brandstiftung entstan­
denen Feuer zerstört oder beschädigt: 
- technisches Mobilar für labortechni-

sche Untersuchungen 
- zahlreiche Patientenakten und wis­

senschaftliche Unterlagen 
- insgesamt wurden 120 Räume mrt 

2 400 m2 Nutzfläche beschädigt. Dar-

unter Laboratorien zur Blut-und Kno­
chenmarl<suntersuchung 

- Diagnostikgeräte für Lungen-, Herz-, 
Magen- und Darmerkrankungen so­
wiie Stoffwechselstörungen 

- Ultraschall- und Elektronikgeräte. 

Bei diesem - im Nachhinein betrach­
tet - kritischen Brandobjekt mußte ein 
sehr großer Aufwand an Mannschaft 
und technischem Gerät betrieben wer­
den. Folgende Aufsteilung soll darüber 
einen Einblick geben. 

Von der Feuerwehr eingesetzt 

Fahrzeuge 
2 Einsatzleitwagen ELW 
3 T anklöschfahrzeuge TLF 16 
1 Drehleiter DL 30 
2 Löschgruppenfahrzeuge LF 16 TS 
1 Löschgruppenfahrzeug LF 8 
1 Rüstwagen RW 2 
1 Gerätewagen GW 2 
1 Gerätewagen Atemschutz GW-A 
1 Gerätewagen Ucht GW-L 
1 Lastwagen 
4 Transportfahrzeuge MTWISTW 
1 Arztfahrzeug 

Mannschaft 
110 Feuerwehrleute vor Ort 

30 Feuerwehrleute als Eingreijreserve 
9 Feuerwehrleute als Brandwache 
1 Feuerwehrarzt 

Geräte 
1 tragbarer Monitor 

15 C-Rohre 
105 Atemschutzgeräte PA 

3 Be- und Entlüftungsgeräte 
7 Wassersauger 
6 Tauchpumpen 
1 Ex-Meßgerät 
1 Gasspürgerät mit Prüfröhrchen 
1 Kontaminationsnachweisgerät 
1 Dosisleistungsmeßgerät 

Von den Sanitätsdiensten 
eingesetzt 

Fahrzeuge . 
9 Rettungswagen RTW 

13 Krankentransportwagen KTW 
2 Notarzteinsatzfahrzeuge NEF 
3 Mannschaftstransportfahrzeuge 

MTW 
5 Viertragewagen 
3 Sonderfahrzeuge 

Mannschaft 
75 Rettungssanrtäter, Sanitäter und 

sonstige Kräfte 
7 Ärzte 

Quelle: Mit freundlicher Genehmi­
gung der Redaktion .Brandhilfe". 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

DLRG auf der größten Wassersportausstellung der We~ 

"boot '87": zur 
Sicherheit im und am Wasser 
Alt-Bundespräsident und DLRG-Ehrenmitglied Prof. Dr. Karl carstens 
war prominentester Gast beim traditionellen ,DLRG-Treff" 

Mit einem Rekordergebnis endete die 
18. Internationale ,boot '87" in OOssel­
dorf. Am letzten Tag, drei Stunden vor 
Messeschluß, konnte der 400 000. EIe­
sucher begrüßt werden. Damit wurden 
selbst die kühnsten Träume der DüsseI­
dorfer Messegeselischaft NOWEA über­
troffen. Sie konnte damit erneut den 
Beweis erbringen, daß die ,boot" -OOs­
seldorf die größte Wassersportausstel­
lung der W~ ist. Der Messebedeutung 
entsprechend, war unter den 
1 250 Ausstellern auch mit großem Auf-

Dfe Ruhe vor dem 
Stu"": Auf Ober 100 
Quadratmeter Stand­
flIehe Informierten 
sieh viefe zehntau­
~Bes_Obe< 
Aufgaben und Arbeit 
der DLRG 

gebot die DLRG vertreten. Der landes­
verband Nordr1nein vertrat traditionsge­
mäß die Interessen der Gesamt-DLRG. 
Mehr als 100 qm groß war der Informa­
tionsstand in der Aktionshalle und er­
freulich stark war der Elesucherandrang. 

Schwierig waren die Vorbereitungen für 
das Organisationsteam. Durch die über­
aus starke Messebeteiligung war die 
Verlegung des Aktionsbeckens und der 
Standplätze der Organisationen in eine 
neue, kleinere Halle notwendig gewor-

den. Deshalb konnte die Planung für 
den Messestand und für die Vorführun-

, gen im Regattabecken erst Ende De­
zember konkrete Formen annehmen. 
Dennoch, zu Beginn der Messe präsen­
tierte sich die DLRG mit einem, dank 
professioneller Hi~e ansprechenden, 
hervorragend gesta~eten Ausstellungs­
stand. 
Die messeerfahrene ,boot' -Crew, an ir­
rer Spitze LV-Ehrenpräsident Jan 
Schmitz, Eleauftragter des Landesver­
bandes, und der bewährte Standleiter 
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AJfred Unnemann, steuerte einen siche­
ren, erfolgretchen Kurs durc~ die neun 
Messetage. 

Kaffeebar: Messeservice für 
Mitglieder und Freunde 

Erstmals lud dl9 DLRG Mitglieder und 
Freunde zu einer Rast an einer Kaffee­
bar ein. Hier ergaben sich Möglichkeiten 
zu Gesprächen und zur InformatIOn, die 
von VIelen Besuchem und DLRG-Mlt 
gliedem gem genutzt wurden. 

Neu waren auch Formulare, die von In­
teressenten ausgefüllt werden konnten 
Wer genaueres über die DLRG Setnes 
Heimatortes WISsen wolae, trug seine 
Wünsche und seinen Namen en Die 
Bögen werden durch den Landesver -
band Nordrhein an die zuständige GII9-
derung weitergegeben, so daß diese mit 
dem Interessenten Kontakt aufnehmen 
kann. 

DICht umlagert waren dl9 DLRG-Mrtar­
belter ständig an den besonderen An­
zIehungspunkten auf dem Messestand: 
das neue Vieser-Shadow-Rettungsboot. 
das schon auf der Interbad einiges Auf­
sehen erregt hatte, und eine komplett 
ausgerüstete Taucherpuppe. 

Die jüngeren Besucher konnten für ei­
nen kleinen Obulus an einem ,Flipper" 
Ihr Glück versuchen. Elektronisch ge­
steuert, leuchteten auf etner Quadrati­
schen Wand ,m Wechsel neun Groß­
brlddras mit MotIVen aus der DLRG-Ar­
belt auf. Trafen die Spieler das mittlere 
Feld mit dem DLRG-Emblem, erhielten 
Sie etnen Preis. 

Auch dl9 BARMER war WIeder auf dem 
Stand vertreten. SI9 gab mit etnem 
Computerausdruck Anregungen für ein 
speziell auf den Besucher abgestimmtes 
Fitness-Programm. Darüber hinaus lief 
nonstop die Tonbildschau über die Ge­
metnschaftsakt,on von DLRG und BAR­
MER, die ,Badeparty". 

"Vier Verbände In einem Boot" 

Mit einer neuen KonzeptIOn stellten Sich 
an den belden Wochenenden Kanuten, 
Ruderer, DRK-Wasserwacht und DLRG 
als. Vier Verbände in einem Boot" vor 
In einer gemeinsamen Schau zeIgten SI9 
Ausschnrtte aus Ihretn Übungs- und 
Fretzertprogrammen. Das Hlldener 
DLRG-Wasserballett begeisterte wieder 
mit seinen perfekten Aufführungen. 

Konkurrenzdenken blieb außen vor. Bel 
der Moderation mit Biggl Lechtermann 
von Radio Luxemburg und dem Schau­
spieler Tommy Ohmer warfen Sich die 
betden Sprecher der DRK-Wasserwacht 
und der DLRG gekonnt die Bälle zu: Die 
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Wasserwacht machte auf die DLRG 
aufmerksam, wenn Wasserwacht­
Schwimmer einen Programmteil bestrit­
ten, und die DLRG wies auf die Was­
serwacht hin, wenn nur DLRG-Schwim­
mer im Wasser waren. . 

Diese Gemeinschaftsaktion wurde so­
wohl von der Messeleitung als auch 
vom Publikum und den Medien beson­
ders positiv aufgenommen. Den Ab­
schluß des Gemeinschaftsprogramms 
bildete jeweils ein großes Finale mit al­
len Beteiligten im und am Wasser. Einen 
Meter hohe Buchstabenembleme, durch 
die Teilnehmer hochgehalten, machten 
noch einmal die Präsenz der vier Ver­
bände sichtbar. 

Außerhalb des Gemeinschaftspro­
gramms traten die DLRG-Rettungs­
schwimmer gegen Marine-Kampf­
schwimmer an. In einem .fairen" Wett­
kampf gegen eine Mädchen-Riege zo­
gen die kämpferischen Marine-Soldaten 
sogar den Kürzeren. 

Klönschnack mit Altbundes­
präsident und DLRG-Ehrenmit­
glied Prof. Kar! Carstens 

Einer der HÖhepunkte des Messege­
schehens war der traditionelle Klön­
schnack. Prominentester Gast war Alt­
Bundespräsident Prof. Kart Carstens. 
Der Präsident der DLRG, Hans Joachim 
BartholdII, und landesverbandspräsi­
dent Günter Scheerer begrüßten das 
DLRG-Ehrenmitglied sowie zahlreiche 
Gäste aus Politik, Verwaltung und von 
befreundeten Verbänden. 

Die letzte halbe Stunde vor Messe­
schluß war an diesem Tag einer Talk­
Show vor dem Messestand vorbehalten. 
WDR-Redakteur Horst Kläuser inter­
viewte den DLRG-Präsldenten und 
brachte den Zuhörem Ziele und Aufga­
ben der DLRG nahe. In einem interes­
santen Gespräch entlockte er Prof. 
Carstens dessen Jugenderlebnisse mit 
dem Wassersport und ließ sich über 
seine Erfahrungen mit der DLRG berich­
ten. Eine Lautsprecheranlage sorgte da­
für, daß die Messe-Besucher in einem 
großen Teil der Halle mit in d-as Ge­
schehen einbezogen werden konnten. 

Jan Schmitz verabschiedet 

Ein "großer Bahnhof" wurde am letzten 
Messetag dem Beauftragten des 
LV Nordrhein für die "boot", Jan 
Schmitz, bereitet. Der Projektleiter der 
Düsseldorfer Messegesellschaft, Abdul­
Rahman Adip, verabschiedete Jan 
Schmitz mit einem Geschenk der NO­
WEA als Dank für sein Engagement für 
die "boot". 

14 Jahre lang hat Jan Schmitz, Ehren-

Jan Schmitz (links), 
langjlhriger "DLRG­
Messe-Manager" der 
OOsseldorfer .. boot", 
wurde von Landesver­
band-Präsident GOn­
ter Scheerer für seine 
Verdienste geehrt. 

präsident des Landesverbandes Nord­
rhein, die Messe betreut. Nun gab er 
die Verantwortung ab. Für sein Engage­
ment und seine Erfolge, die auch in die 
Zukunft reichen, bedankten sich anläß­
lich des Klönschnacks der Präsident der 

DLRG, Hans Joachim Bartholdt, und 
der Präsident des LV-Nordrheln, Günter 
Scheerer. Er überreichte Jan Schmitz 
zur Ennnerung einen a~en Stich mit ei­
nem maritimen Motiv. Günter Jagenburg 

Hubschrauber­
Ladeschlitten 
von DLRG entwickelt 

Im letzten Sommer war's, als zwei Ret­
tungstaucher des Kreisverbandes Kauf­
beuren per Hubschrauber zu einem Ein­
satz geftogen wurden, bei dem es um 
die Rettung von zwei verunglückten 
Mädchen ging. Dabei stellte sich her­
aus, daß es nicht unproblematisch ist, 
zugleich mit den Tauchern auch deren 
Material im Hubschrauber mitzutrans­
portieren. Dies war für die Techniker 
des KV Kaufbeuren Anlaß genug, sich 
Gedanken darüber zu machen, wie 
Taucher und Rettungsausrüstung not­
wendigerweise gleichzeitig per Luft­
transport zum Einsatzort gebracht wer­
den können. Das Ergebnis: Die Kauf­
beurer entwickelten einen sogenannten 
"Hubschrauber-Ladeschlitten". Darin fin­
det die komplette Ausrüstung der Ret­
tungstaucher Platz. Der Ladeschlitten 
besteht aus einem Unterteil, das einer 

Krankentrage entspncht, und einem auf­
gesetzten Kasten mit mehreren Unter­
teilungen. 

Beim Einsatz braucht dieser Ladeschiit -
ten nur in die für die Krankentrage vor­
gesehene Schiene geschoben zu wer­
den und ist dann fest arretiert. Zu den 
Vorteilen des schnellen Einsatzes 
kommt die sichere und unverrutschbare 
Lagerung während des Fluges, was 
auch den Sicherheitsvorschriften ent­
spricht. 

Eine erste Vorstellung des Ladeschlit­
tens beim Kemptener Hubschrauber­
standplatz brachte einhellige Zustim­
mung sowohl beim Piloten als auch 
beim Sanitätspersonal. Der Ladeschiit -
ten wurde jüngst in Dienst gestellt. fi­
nanzielle Unterstützung für die Ausrü­
stung leistete eine Bank. 
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Neuer 
DLRG­
Einsatz­
zugin 
Hessisch­
Neckartal 
jetzt 
komplett 

Im Rahmen der Jubiläumsf81erlichkeiten 
zum ,,25jähngen Bestehen der DLRG 
Hessisches Neckartal" ging ein langer­
sehnter Wunsch In Erfüllung. Ein neuer, 
modemer Rettungszug war für die Le­
bensretter das schönste Geschenk. 

Die vor über 15 Jahren beschaffte Eln­
satzeinheit, ein \/IN-Bus mit Boot und 
Hänger, hatte sich in den vergangenen 
Jahren bei mannigfachen Einsätzen be­
stens bewahrt und nunmehr ausge­
dient. 

Mit viel Mühe und großer Opferbereit­
schaft hat es nun doch geklappt, diese 
neue "Katastrophenschutz-Einheit" in 
Dienst zu stellen. Ohne "Finanzspritzen" 
der Stadt Neckarstelnach, des DLRG­
BeZirks Starkenburg, Spenden der Nek­
karsteinacher Fimnen und der Bürger­
schaft und schließlich eines Eigenanteils 
der DLRG Hessisches Neckartal wäre 
diese große Anschaffung unmöglich ge­
wesen. 

Das neue Einsatzfahrzeug ist ein Fiat­
Dukado mit Allrad-Antrieb und einer 
dementsprechend hohen PS-Zahl. Für 
den fachgerechten Umbau sorgten 
DLRG-Kameraden aus eigenen Reihen. 
So hat das neue Mahrzweckfahrzeug 
nicht nur eine Anzahl modemsler Ret­
tungsgeräte und eine Flutlichtanlage für 
den Nachteinsatz, sondem ist mit zwei 
Funkgeräten im 2- und 4-m-Band aus­
gestattet. Eine Blaulichtanlage sowie ein 
Außenlautsprecher wurden ebenfalls 
montiert. Ein zweiachsiger Spezialhän­
ger dient zur Aufnahme eines Bootes, 
das eine Länge von 5,10 m hat und aus 
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Der neue Elnsatz~Zug In Hessisch-Neckartal. 

Kunststoff gebaut wurde. Für den An­
trieb sorgt hier ein 115 PS starker Au­
ßenbordmotor. Das Boot kann schnell­
stens zu Wasser gelassen werden. Eine 
Innen-Lenkradvorrichtung m~ den erfor­
derlichen Amnaturen sorgt für eine opti­
male Wendigkeit. Das geräumige Fahr­
zeug kann auf einmal ein oder zwei Ver­
ung�ückte transportieren. Für die Erste 

Hilfe stehen Wiederbelebungsgeräte 
und Krankentragen zur Verfügung. Das 
komplette Rettungsboot wurde aus Mit­
teln der hessischen Landesregienung fi­
nanziert. Mit Sicherheit Ist der neue Ret­
tungszug einer der modernsten am 
Neckar und fügt sich in das Netz der 
RettungSdienste bestens ein. 

Paul Smyrek 

Hinweise zur Eisrettung 

Auf die Gefahren, die mrt dem Betreten 
iugefrorener Wasserflächen verbunden 
sind, wiesen auch in diesem Jahr wie­
der zahlreiche DLRG-Gliedenungen im 
gesamten Bundesgebiet hin. Neben der 
Verteilung von Infomnations- und Aufklä­
nungsschriften, mit denen Hinweise zur 
Rettung ins Eis eingebrochener Men­
schen gegeben wurden, demonstrierten 

viele DLRG-Gliedenungen die Eisrettung 
auch in Fomn praxisnaher Übungen. 
Vielen Bürgern wurde so verdeutlicht, 
daß es oft nur weniger geübter Hand­
griffe bedarf, um Menschen vor einem 
möglichen Ertrinkungstod zu bewahren. 

Unten: Demonstration einer Eiarettung durch 
die DLRG. 



In der dritten Ebene, 18 Meter unter der schen Innenministeriums. Deshalb ver-
Erdoberfläche, liegen Waschräume, gehe im Unglücksfall wertvolle Zeit, bis 
Notküche und Vorratsräume. Von Ein- wirkungsvolle Gegenmaßnahmen ergrif-
malhandtüchem und Windeln über Kü- fen werden könnten. Nur Zufälle hätten 
chengeschirr aller Art bis zu Handfeger bisher Katastrophen verhindert. 

Presseschau 
und Schaufel ist dert alles gelagert, was 

Etwa 1980, als das Tankmotorschiff .U-zum Uberleben im Schutzraum notwen-

desinlands 
dig erscheint. Nur eines vermißten die guria" auf dem Rhein bei Wesel auf ei-

japanischen Fachleute: "Wo haben Sie nen gesunkenen Leichter auflief. Zwei 

denn die Lebensmittel gelagert?", hiel- Räume schlugen leck, 96 Tonnen Styrol 

ten sie vergeblich Ausschau nach ein- gelangten ins Rheinwasser. Wegen der 

gelagerten Konserven oder anderen Ar- gesundheitsgefährdenden Dämpfe wur-

ten von Nahrungsmitteln, die nicht de die Elevölkerung in Windrichtung per 

schnell verderben. "Lebensmittelvorräte Rundfunk gewamt. Dennoch erlitten 

Notküche liegt 18 Meter unter 
haben wir me~r als genug in den La- sechs Personen Verletzungen. Daß 

gem mit den Uberschüssen der Euro- überhaupt schnell gewamt werden 
der Erdoberfläche päischen Gemeinschaft", verwies konnte, verdankte die Elevölkerung nur 

.Wieviellelsten die Notstromaggregate, 
Schaible sie in diesem Punkt auf euro- einem Zufall. Da die Wasserschutzpoli-

Wie groß ist der Vorratsbehälter für 
päische EIesonderherten. zeimrt einem Streifenboot an dem 99-

Trinkwasser, wieviele Personen können 
(Aus: Bonner Rundschau) sunkenen Schiff zur Stelle war, war ra-

sches Reagieren möglich. 
untergebracht werden?" Als sehr wißbe-
gierig und zugleich fachkundig erwies Für den Not1all Ist die 

Um die Sicherheit auf dem Transport-

sich eine japanische Fachdelegation, die Wasserschutzpolizei schlecht 
weg Rhein zu verbessem, fordert der 

Sich gestem beim Amt für Feuer-und gerOstet Düsseldorfer Innenminister Herbert 

Katastrophenschutz der Stadf Bonn Schnoor deshalb, die auf Schiene und 

über die Zivilschutzräume im Stadtge- Jahr für Jahr werden auf dem Rhein Straße längst gängige Kennzeichnung 

biet informierte. rund 130 Millionen Güter transportiert, gefährlicher Güter auch auf Wasserst ra-

Auf Einladung des Bundesbauministeri- davon sind etwa 22 Millionen Tonnen ßen einzuführen. Gescheitert sei dies 

ums besichtigte die 15köpfige Gruppe Mineralölprodukte und acht Millionen bisher vor allem am Widerspruch der 

aus Vertretem des Japanischen Zivil- Tonnen chemische Erzeugnisse. Doch Schweizer, aber auch am Einspruch 

schutzamts und japanischer Industrie- bei Unfällen scheint die Wasserschutz- des Deutschen Schiffahrtsgewerbes, 

untemehmen unter anderem den polizei hilflos. Sie weiß nicht, was trans- kritisiert der Minister. "Soweit es um 

Schutzbunker in der Theaterstraße, das portiert wird, und selbst wenn sie es gefäMiche Güter auf Vater Rhein geht, 

Hinskrankenhaus für Zivilschutzzwecke erfährt, kann sie kaum etwas tun. rangieren wirtschaftliche Erwägungen 

unter der Gesamtschule Eleuel und den .Durch Explosion, Austritt von Gasen 
Immer noch vor Elelangen des Umwe~-
schutzes", urteirt Schnoor. 

Großschutzraum im unterirdischen Hal- und chemischen Verbindungen können 
tepunkt der U-Elehn am Hauptbahnhof. bei Schiffshavarien eine Unzahl von Un- Er fordert außerdem eine Transportdatei 

.Eine besonIders wirtschaftliche Lö- fällen entstehen, die wir nicht im Griff für gefährliche Güter, in der jedes Schiff 

sung", umschrieb Otto SchaJble, Baudi- haben, Weil wir sie gar nicht kennen. mrt seiner Ladung und möglichen Not-

rektor im Bauministerium, den wesentli- Hier ist ein echter Notstand", beschreibt maßnahmen registriert ist. Zu überlegen 

chen Vorteil einer Mehrzweckanlage wie der Sprecher des nordrhein-westfäli- sei auch, ob die Elefugnisse der Was-

am Hauptbahnhof, die in Friedenszeirten schen Innenministeriums, Reinhard serschutzpolizei erweitert werden müß-

ein normaler U-Elehnhof ist und in Schmidt-Künzel, die Situation auf ten. Zur Zeit könne die Wasserschutz-

Spannungs- oder Krisenzelten als ziviler Deutschlands meistbefahrener Wasser- polizei immer erst eingreirten, "wenn das 

Schutzraum benutzt werden kann. Auf straße. Die intemationalen Vorschriften Kind in den Brunnen gefallen ist, nicht 

drei Ebenen sind alle Vorkehrungen ge- sind nach Ansicht des Düsseldorfer Mi- um vorzubeugen, oder zu kontrollieren". 

troffen, um im Emstfall bis zu 4 500 nisteriums "nur Stück- und Flickwerk". "Wenn erst einmal eine Chemikalie in 
Menschen einen gesicherten Dauerauf- Seit Jahren gelten sie als erneuerungs- den Rhein gelangt ist, können wir nur 
enthält zu ermöglichen. bedürlrtig. noch die Elevölkerung warnen und die 

So können auf den Bahnsteigflächen Tatsächlich liegt die Schi/fahrt nach An- Wasserwerke stillegen. Ein Wundermit-

3 ()()() Eletten aufgestellt, in acht Dop- sicht der Fachleute um Jahre hinter tel, um die in den Ruß gelangten Che-

pelzügen darüber hinaus 1 500 Perse- dem Sicherheirtsstandard zurück, der in- mikalien zu neutralisieren, gibt es nicht. 

nen auf den Gleisen untergebracht wer- zwischen auf Schiene und Straße Vor- Wir können wegen der starken Strö-

den. Unter dl9ser Ebene hegen die ver- schrift ist. Dort müssen Transporte von mung des Rheins nicht einmal ausgetre-

schiedensten technischen Einrichtun- gefährlichen Gütem mit orangefarbenen tenes Öl aufhalten", schildert Schmidt-

gen, die zur eigenständigen Versorgung Schildem gekennzeichnet werden. Eine Künzel die Gefahren. Als einzige Mög-

notwendig sind. So demonstrierte Di- am Transporter angebrachte Nummer lichkert bleibe den Elehörden, das Schiff 

plom-Ingenieur Hans-Georg Grommes soll außerdem Aufschluß über den schnell zu bergen oder leckgeschlagene 

von der Bonner Feuerwehr den japani- transportierten Stoff geben und erlaubt Laderäume auszupumpen. 

schen Fachleuten die beiden Stromge- bei einem Unfall, umgehend Gegenmaß- Doch nicht immer funktioniert dieses 
neratoren, die Notstrom-Diesel mit nahmen einzuleiten. Vorgehen: Gehen doch einige Chemika-
300 kw Leistung, die Lüftung mit Aktiv- Was dagegen an chemischen Erzeug- lien, wie etwa Natrium, bei der Elerüh-
kohle- und Sandfilter sowie die Wasser- nissen auf dem Rhein transportiert wird, rung mit Wasser sofort in Rammen auf. 
versorgung, die neben einem großen wissen die Elehörden nicht. .Das weiß Beweise, daß auch derart gefährliche 
T rinkwasserbehälter von 980 ()()() Lrtem niemand, jedenfalls nicht die Wasser- Güter auf dem Rhein transportiert wer-
Inhält auch über einen eigenen Brunnen schutzpolizei. Das ist ein Skandal", sagt den, fehlen im Düsseldorfer Ministerium. 

" für die Brauchwasserversergung verfügt. der Sprecher des nordrhein-westfäli- (Aus: Frankfurter Rundschau) 
j 
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Presseschau 
des Auslands 

Strahlenschutzraum 
für jeden gröBeren Neubau 

T schemobyl Ist doch nicht vdlig spurlos 
an den Franzosen vorbeigegangen. Zü­
mindest nicht, was Andre Sousi betrifft, 
den Bürgermeister der Kleinstadt Bron 
im unmittelbaren Einzugsgebiet von 
Lyon. Auf sein Betreiben hin hat der 
Stadtrat gerade eine Verordnung erlas­
sen, der zufolge künftig alle privaten 
und öffentlichen Neubauten von mehr 
als 1 000 Quadratmetem mit einem 
Strahlenschutzbunker ausgerüstet wer­
den müssen. 

Von ungefähr kommt es nicht, daß die 
Initiative von einem Städtchen wie Bron 
ausgeint. In der Region Lyon sind beina­
he 70 Prozent der französischen Nu­
kleanndustrie und fünf Atomkraftwerke 
angesiedelt. Große chemische 
Unternehmen runden das Bild ab. 

• Wenn es Im Kraftwerk Creys-Malville 
oder beim Chemiegiganten Rhöne-Pou­
lenc zu einem schweren Störfall kommt, 
überlebt hier niemand", meint Andre 
SouSI. Bestehende Notstandspläne, so 
die Überzeugung des Bürgermeisters, 
Sind das Papier nicht wert, auf dem sie 
medergeschneben wurden. Sein MIß­
trauen Ist verständlich. Nach wie vor 
überwiegt In Frankreich ein blindes Ver­
trauen in die Beherrschung nuklearer 
Technik. 

Unverhohlen übt Andre Sousi Kritik am 
Gesetzgeber. In puncto Zivilschutzmaß­
nahmen bei nuklearen oder chemischen 
Katastrophen hinke Frankreich 20 Jahre 
hinter Ländern wie Israel, Schweden 
oder der Schweiz her. Monsieur Sousi 
muß eigentlich Wissen, wovon er 
spncht. Er Ist Mitglied des Hohen Rates 
für den französischen Zivilschutz, des­
sen Präsidentschaft Maurice Schumann 
innehat. 

Bevor die Stadt Bron die neue Verord­
nung erließ, war eine Kommission der 
ortsansäSSigen Architekten zusammen­
getreten. Sie sollte errechnen, welche 
Erhöhung der Baukosten die Einrichtung 
von Atombunkem in Neubauten und die 
Verwandlung der öffentlichen nefgara­
gen in strahlengeschütz1e Räume ko-
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sten würde. Vorgabe: Zwischen 70 und 
100 Personen müssen sich 48 Stunden 
lang in den Bunkem voll versorgt aufhal­
ten können. 

Als MIndestanforderungen einigten Sich 
die Experten auf 20 Zentimeter dicke 
Betonmauem, hermetisch schließende 
Türschleusen, Ventilationsanlagen mit 
Spezialfiltersystem, sanitäre Einrichtun­
gen sowie eine großzügige TrinkWasser­
reserve. Die Kosten für diese Einrichtun­
gen überschreiten, so das Gutachten, 
dennoch kaum ein Prozent des Finanz­
volumens eines Neubaues; vier Prozent 
erfordert hingegen die Nachrüstung be­
steinender Gebäude. 

Es handett sich um dl8 erste Studie die­
ser Art, dl8 in Frankreich angefertigt 
wurde. Inzwischen WIrd ,n Bron bererts 
gehandelt. Ende des Jahres werden die 
ersten drei öffentlichen Strahlenschutz­
bunker fertiggesteIlt sein. Sie können al­
lerdings nur 600 der 42 000 Einwohner 
Zuflucht gewähren. 

Drei Monate später dann soll ein Miet­
bau für 70 Personen bezugsfertig sein, 
dessen Bewohner die ersten Zivilperso­
nen in Frankreich sein werden, die zu­
mindest theoretisch die Chance haben, 
eine nukleare oder chemische Katastro­
phe im Keller des eigenen Hauses zu 
überleben. 

Alle Gemeinden mit mehr als 10 000 
Bürgem könnten zu vemünftigen Kosten 
ähnliche Schutzmaßnahmen treffen, 
meint Maurice Schurnann. Ein entspre­
chendes Schreiben mit der Broner 
Stadtverordnung als Beigabe läßt er 
momentan den Bürgermeistern im gan­
zen Land zukommen. 

(Aus: .Kölnische Rundschau") 

Unglück am Nios-See 
könnte sich wiederholen 

Der Gasausbruch, durch den am 
21 . August vergangenen Jahres 
1 746 Menschen am Nios-See im nord­
westlichen Kamerun getötet wurden, 
war nicht durch Vulkanismus verur­
sacht. Zu diesem Schluß gelangt ein 
Bericht britischer Experten in der For­
schungszeltschrift "Nature". Offenbar 
ging es um eine jähe Freisetzung von 
Kohlendioxid, das sich am Boden des 
Sees, vielleicht zum Teil im Untergrund 
angesammelt hatte. Der eigentliche Vor­
gang ist dem beim Öffnen vorhlSr nicht 
angebrochener Mineraiwasserflaschen 
vergleichbar: Kohlendioxid ist in Wasser 
löslich. Die Sättigung steigt mit dem 
Umgebungsdruck. Sinkt er, wird über­
schüssiges Kohlendioxid treigesetzt. 

Dergleichen kann schon durch einen 
Erdrutsch oder ein sehr schwaches Be-

ben ausgelöst werden. Es ist auch nicht 
auszuschließen, daß ein relativ kleiner 
Austritt von Kohlendioxid aus dem Un­
tergrund die Ursache der Naturkatastro­
phe war. Messungen der Isotopenzu­
sammensetzung des noch gefundenen 
Kohlendioxids scheinen dafür zu spre­
chen. 

Tatsächlich genügt als auslösendes Mo­
ment jedes EreigniS, das etwas Bewe­
gung in die boden nahen Wasserschich­
ten bringt. Sinkt dabei der Umgebungs­
druck, wird Kohlendioxid freigesetzt. 
Das aufsteigende Gas reißt Wasser mit. 
Dadurch kommt eine aufwärts gerichte­
te Strömung von mrt Kohlendioxid ge­
sättigtem Wasser in Gang. Da das 
Wasser durch den beim Aufsteigen sin­
kenden Umgebungsdruck wiederum 
Kohlendioxid freisetzt, bildet sich eine 
Art von Kettenreaktion, durch die der 
See einen großen Teil des in ihm gelö­
sten Gases ausstößt. Es ist allerdings 
nicht wahrscheinlich, daß der Nios-See 
im vergangenen August alles in ihm ge­
löste Kohlendioxid verloren hat. Schon 
deswegen lassen sich Wiederholungen 
nicht ausschließen. 

Das Aufschäumen rief eine starke Welle 
auf dem Nios-See hervor. An den Hän­
gen um den See lief sie 22 bis 75 Meter 
hoch hinauf. Laut _Nature" müssen 
etwa 200 000 Tonnen Wasser in dieser 
Art über die Ufer getreten sein. Zugleich 
bildete sich eine Wolke aus Wasser­
tröpfchen, die mrt dem Kohlendioxid in 
die Täler nördlich des Sees eindrang . 

(Aus: Frankfurter Rundschau) 

Japaner bauen Haus 
auf Qummifundament 

Im ständig erdbebengefährdeten Japsn 
soll in diesem Frühjahr zum erstenmal 
ein fünfstöckiges Haus auf Gummifun­
damente gebaut werden. Nach den Be­
rechnungen der Test-Ingenieure und 
nach den bisherigen Erprobungen kann 
das neue Verfahren bis zu fünf Sechstel 
der Erdbebenenergie .schlucken", be­
richtete die Zeitung "Asahi Evening 
News" jetzt. 

Nach den bisher ermitteIlen Abständen 
steht die Wiederholung starker Erschüt­
terungen' die 1923 in Tokio und der 
Nachbarstadt Yokohama zum Tod von 
mehr als 100 000 Menschen führten, 
schon in den nächsten Jahren bevor. 
Das geplante Gebäude erhätt neben 
20 Gummisäulen 108 stähleme .Stoß­
dämpfer" im Fundament, die vor allem 
nach dem Beben die Schwingungen 
auffangen sollen. Das neue Verfahren 
erhöht die Baukosten nach Angaben 
der Firma um etwa zehn Prozent. 

(Aus: Frankfurter Rundschau0 



Wissenschaft 
&Technik 

Druckverband für stark 
blutende Wunden 

Die Neuentwicklung im Bereich der Er­
sten Hilfe ersetzt den herkömmlichen 
Druckverband. Der größte Vorteil be­
steht darin, daß das Abschnüren oberer 
Extremitäten mit den entsprechenden 
Folgeschäden vermieden wird. 

Der neue Druckverband ist auch für den 
ungeübten Helfer ohne Probleme an­
wendbar: Der Verband, ein rechteckiges 
Luftkissen, wird mit der sterilen Wund­
auflagefläche auf die blutende Wunde 
gelegt, mit einer Binde oder anderem 
Hilfsmittel fixiert und dann stramm auf­
geblasen. Die Anlegezeit kann auf einer 
Marke am Ventil markiert werden, durch 
das Ventil kann der Druck des Verban­
des jederzeit reduziert werden. 

Der Druckverband stellt eine sinnvolle 
Ergänzung des Verbandkastens in Auto, 
Haus oder Betrieb dar. In einer speziel­
len Ausführung wird der Verband auch 
als Stumpfdruckverband zur Anwen­
dung bei abgetrennten Gliedmaßen und 
stark blutenden Wunden für Arm, Unter­
und Oberschenkel angeboten. 

(Foto: LEM Matuschke ·GmbH) 

Neue Schaumgeräte 

Konstruktiv überarlbeitet und der DIN 
angepaßt hat ein Hersteller seine Bau­
reihe von Schaumgeräten. 

Alle Schwerschaumrohre sind nun In Ni­
rosta-Ausführung lieferbar. Alternativ 
zum DIN-Schaumrohr S4 wird eine neue 
Schaumpistole angeboten, die mit Pi­
stolen-Absperrorgan und in drei Steilun­
gen arretierbarem Doppeldeflektor aus­
gerüstet ist. Dieser kann entweder Voll­
oder Breitstrahl erzeugen. 

Auch die Mittelschaumrohre gibt es in 
Nirosta-Ausführung. Sie gehören zu den 
kleinsten Geräten ihrer Art am Markt, 
die aber den DIN-Anforderungen voll 
entsprechen. 

Die bestehende Baureihe von Komblna­
tions-Handschaumrohren wurde um ein 
neues Gerät elWeitert. Damit sind drei 
Durchsatzmengen von 200, 400 und 
800 Vmin vertügbar. Diese Schaumrohre 
ertüllen die Vorschriften der DIN 14 366, 
Absatz 3.2, für Mittel- und Schwer­
schaum. Die verlbesserte Baureihe wird 
ebenfalls in Edelstahl geliefert. 

(Foto: Krupp) 

Atemspende 
ohne Infektionsgefahr 

Die Mund-zu-Mund- oder Mund-zu­
Nase-Beatmung birgt die Gefahr, daß 
sich der Helfer infiziert. Dieses Risiko, 
aber auch der natürliche Ekel, hindem 
manchen daran, helfend einzugreifen. 

Mit der neuen Beatmungshilfe wird ein 
direkter Kontakt mit dem Verletzten ver­
mieden. Ein spezielles Sicherheitsventil 
im Gerät verhindert, daß rückströmende 
Luft, Sekret etc. des Verletzten bis an 
das Mundstück vordnngen können. Das 
Schützt den Helfer vor Infektionserre­
gern wie Aids- oder Hapatitis-B-Wen. 

Das Gerät besteht aus dem EinbIas­
Mundstück mit dem Sicherheitsventil, 
einer Mundabschluß-Kappe und dem 
gekrümmten Tubus sowie einer anhän­
genden Nasenklemme. 

Zur Beatmung wird der Tubus so weit 
in den Mund-Rachen-Raum des Verletz­
ten eingeführt, bis die Mundabschluß­
Kappe die Lippen bedeckt. Der ge­
krümmte Tubus faßt dabei über die 
Zunge und hindert sie am Zurückfallen, 
da sonst die Atemwege verlegt werden. 
Nachdem die Nase des Verletzten mit 
der Nasenklemme verschlossen ist, 
kann der Helfer über das Mundstück 
mit der Beatmung beginnen 

Die Beatmungshilfe läßt sich bei Er­
wachsenen und Kindem über neun Jah­
ren einsetzen. Nach dem Gebrauch 
wird das Gerät desinfiziert und kann da­
nach wieder velWendet werden. 

(Foto: Weinmann) 
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Wechselwirkungen, in die sie miteinan- Emährungssichenstellung 
der und auch in Verbindung mit Nah-
rungsmitteln treten können. Für alle, die Eine Einführung in die Vorsorge-
wissen wollen, welche Reaktionen die maßnahmen der Bundesrepublik 
verschiedenen Medikamente im Körper Deutschland 
auslösen und wie sich pharmazeutische 

Von Rolf Solmecke und Dr. Hans-J. Präparate mit dem größten Nutzen an-
Wolter 

Neue Bücher 
wenden lassen, liegt mrt diesem Buch 

Walhalla u. Praetoria Verlag, ein überschaubar gegliederter Ratgeber 
ll400 Regensburg 1 vor. 

Das Handbuch geht ausführlich auf die 
Vienalt von Problemen der Emährungs-

Der Seenotkreuzer sicherstellung im Falle einer Krise ein. 
Um diese Probleme bewältigen zu kön-

Notruf 112- Technik-Report einer entscheiden- nen, sind umfangreiche Vorsorgemaß-
Feuerwehren im Einsatz den Epoche nahmen zu treffen, die bereits im Frie-

Deutsche Gesellschaft zur Rettung den vorbereitet und erprobt werden 
Band 7 Schiffbrüchiger, 2800 Bremen müssen. 
EFB-Verlagsgesellschaft mbH, 

Das Werk, das bereits in der 2. Auflage 
6450 Hanau Die Entwicklung und der Bau modemer, vorliegt, informiert die Emährungs- und 

Weltwett werden Feuerwehren immer schneller Seenotkreuzer sind eine en!- Landwirtschaft über die im Bewirtschaf-

wieder vor extrem schwierige Aufgaben scheidende Epoche in der Geschichte tungsfall vorgesehenen Maßnahmen 

gestellt. Drei solcher Beispiele enthält des deutschen Seenotrettungswerkes. und ist zugleich Handbl.Ch für Sachbe-
Auf rund hundert Serten beschreibt der arbeiter der Behörden, die Vorsorge-der neue Band der Buchserie: Die 
ehemalige Inspektor der Deutschen Ge- maßnahmen planen, vorbereiten und Dammbruchkatastrophe im Stava-TaV 

Italien, die schwere Gasexplosion in ei- seilschaft zur Rettung Schiffbrüchiger gegebenenfalls auch durchführen müs-

ner Vorstaclt von Mexiko-City mit rund 
(DGzRSj, Kapitän John Schumacher, in sen. 
sachlicher und kompakter Form diese 600 Toten und über 2 ()()() Schwerver -
entscheidende Epoche. Vom ersten letzten sowie den Brand im Summrt-
Strich des Technikers auf dem Reiß-EisenbahntunneVGroßbritannien. 
brett, von der Idee zur Konzeption und Ergänzungslieferungen 

Aber auch andere Schadensfälle kön- von den zahlreichen Verfeinerungen und zu Sammelweriken 
nen höhere Anforderungen an die Ein- Veränderungen im Detail berichtet der 
satzkräfte stelien, wie die Beiträge über Autor, der diesen technischen Report Lüttgen 
den Turmbrand in Bad Wimpfen, den mit klaren Worten auch dem Laien ver- Handbuch des Rettungswesens 
Hochhausbrand in Innsbruck oder den mittelt. 33. Ergänzungslieferung 
Lagerschuppenbrand im Hamburger 

In den Händen der Rettungsmänner Verlag v. d. Linnepe, 5800 Hagen 
Hafen zeigen. 

werden die Errungenschaften der T ech- · Hinzu kommen noch die Risiken, die nik sinnvoll eingesetzt gegen die stets 
durch den Transport gefährlicher Stoffe drohende Gefahr der See. Eine span- TöpferlLind 
auf unseren Straßen entstehen. Auch nende technische Entwicklungsge- Notstandsrecht der Bundesrepublik 
für diesen Einsatzbereich enthält dieser schichte des Seenotrettungsdienstes Deutschland 
Band Beispiele. mit zahlreichen Abbildungen. 94. und 95. Ergänzungslieferung 

Verlag R. S. Schulz, 8136 Percha 

Medikamente, die helfen, · die nichts nOtzen, die töten Umweltschutz beim 
Technischen Hilfswerik Roeber/Goeckel 

Von L s. Dereskey Katastrophenschutzgesetz (KatSGj 
Ariston Verlag, CH 1211 Genf 6 Dr. Richard Walbrodt, 14. Ergänzungslieferung 

5483 Bad Neuenahr-Ahrweiler Verlag für Verwaltungspraxis Der Verfasser, selbst jahrelang wissen-
Franz Rehm, 8000 München 80 schaftlicher Leiter eines pharmazeuti- Mit der vorliegenden Schrift bemüht 

schen Forschungslabors und Fachmann sich der Verfasser, bereits Praktiziertes • 
für Kreislauf- , Atmungs- und Emäh- beim THW aufzuzeigen und Anregungen 
rungsfragen, bietet in seinem neuen für künftige ArtJeiten auf dem Gebiet GerdelmannlKorbmann/Kutter 
Buch dem Leser fachkundig Einblick in des Umweltschutzes in möglichst ge- Krankentransport und Rettungs-
Anwendung, Funktionsweise und Wir- drängter Form zu geben. wesen 
kung der Produkte der pharmazeuti- Es hätte den Umfang der 14seitigen 31. und 32. Ergänzungslieferung 
schen Industrie. Anhand der Erklärung Schrill gesprengt, wäre auf sämtliche Erich Schmidt Verlag GmbH 
der wichtigsten Funktionen des Bereiche des Umweltschutzes einge- 4BOO Bielefeld 1 
menschlichen Organismus und gestützt gangen worden. Der Themenkreis der 
auf die neuesten Ergebnisse der For- Schrift reicht von den Aufgaben und • 
schung, beschreibt er den Charakter Aufbau des THW über praktizierte und Müller 
und die diversen Wirkungsweisen der denkbare Möglichkeiten zum Schutze Druckgase 
verschiedenen Medikamentengruppen. der Umwelt bis zu den Grenzen und 43. Ergänzungslieferung 
Zugleich schildert er die Nebenwirkun- den Kosten des Umweltschutzes. Ein Deutscher Fachschriften-Verlag 

,-gen der einzelnen Wirkstoffe und· die Uteraturverzetchnis schließt das Heft ab. Braun & Co. KG, 6200 Wiesbaden 1 
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Günter Lämmel 

Das 
Minimagazin 

Der WDE - de ~Je OH-2 und DH-2 HW - SInd 
mobile WasserdurchlauferhltZBf und w9l'den m ABC­
Dienst Wie folgt angewendet: 
- auf dem DekontamIMtlons-Mehrzweck-Fahrzeug 

(DMF) 

und 
- lfl der Hetßwasser-DekontamlnallOOS-AnJage 

(HDAj 

Aufgabenbereich 

Die balden WOE·Modelie werden fur die Warm- und 
HeIßwasserbereItung rur Personen-, Geräte-, Gelän­
de- und Bekletdungsdekontamnatoo 91ngesetzt. Die 
Gemle arbeiten Im 2-Slufenbetneb und erbnrgen etne 
Warmeletstung LIllWasservon 68 't<JNbls l05KVo/. Der 
DH-2 Ist mit einer thermostatlschen Mischbattene 
ausgestattet und ermöghcht c!amI19l09 dlrel<te Dusch­
wasserabgabe von max. 3 000 1Ih, aufgeheizt auf 
38 oe. Der DH-2 HW ist als kleiner Dampfkessel aus­
gebildet und ermöglicht eine Heißwassererzeugung 
bis max. 100 'C. 

Geräteaufbau 

Der WDE besteht aus folgenden Hauptteilen: 
- 2-Slufen-Brenner mit Brennermolor und Ge­

bläse 
- Wärmetauscher mit Brennkammer und Heiz­

schlange 
Betnebstoffpumpe 
Betnebstoffvorwarmung (nur beim DH-2) 
Elek1nsche Schaltplatine 

- Thermostatische Mischbatterie (nur beim DH-2) 
vorgeschnebene Regel- und SlChemellsele­
mente 

Anlagen und Geräte 
des Katastrophenschutzes 
(Bundesausstattung) 

Wasserdurchlauferhitzer (WDE) 

Technische Daten: 

Wärmelelslung: 251 MJ/h (68 KVf) - 377 MJIh 
(105 i<W) 

Abmessungen: Länge 550. Br9lte 550, Höhe 
t 300mm 

Gewtcht: 150 kg 

Wasserdurchlauf: 600-3000 I/h 

Temperaturerhöhung 30 oe bei 3000 I/h 

Verbrauch an Belnebsstoff: Stufe 1 9 I/h. Stufe 
2 12,5 Vh Heizöl EL 

Elektro-Anschluß 220 Vlmax. 600 Watt 

Stromanschluß: Stf'Ol'Tla9Qregatlöffentl. Netz 

Wasserversorgung' Pumpe/öffentl. Versorgungslel­
tung 

Funktionsweise 

Nach Anschluß der Wasserietlung (Zu- und Abgang) 
an Pumpe oder öffentl. Versorgungslertung und an d~ 
VerbrauchersteIle (Dusche, Umlauftank) $OYo'l8 nach 
dem Anschließen der Saug- und Rücklauflertung an 
den BelnebsstoffbehMer und nach Anlegen der Ver­
sorgungsspannung 220 V ist der WDE betnebsberell. 
Nach Vorhandenseln einer Mlndestflleßmenge von ca. 
600 lIh Wird über den Ölfeuerungsautomaten die Zün­
dung 6 sec. lang ohne Zufuhr von Öl In Betneb gesetzt 
(\IOfSplJlzett). Nach Ablauf dteSer Vorspulzett öffnet 
das Magnetventll fur die Brennstufe 1 und das In doe 
Brennkammer etnSlromende ÖI-Luftgemsch Wird ge­
zündet. Set etner RIEIßmenge Wasser von 1 200 Vh 
Wird nach 15 sec. (SlchemeltsZ9ll) der Einschaltimpuls 
für die 2. Brennerstufe gegeben. Der weitere Funk­
lIonsablauf ist aus dem Funk\IQnsschema zu erl<:en­
neo. 

/8 

Anmerkung 

Bel dem Modell DH-2 HW entfällt die ThermostallSche 
Mischbatterie. Das heiße Wasser wird hier direkt ab­
Qegeben. Die Temperalurregelu~ erfolgt stufenlos 
uber den Thermostat Pos. 11. Wetternln wurde beim 
DH -2 HW auf die elektnsche Kraftstoffvofwärrrung 
Pos. 23 verzichtet. OIe Rohr-scNange Pos. 24 Ist bei 
dem DH- 2 aus Kupfer und wegen der hohen Wärme­
belastung bis max. 120 ?C beim 01--1-2 HW aus Edel­
stahl. Aus sicherheltstechnlscherl Gründen Ist der 
DH-2 HW mit einem Dampfslcherh9ltsventll ausge­
stalle\. 

Funktionsschema des WOE 

1 StrömUngsschaner I! 
2 StrOmungsschalter I 
3 G'YZerirrnanorneter 
4 Kaltwasserzulauf 
5 Thermometer 
6 Abgang "-1Ischbanene 

7 u. 9 Abgang 'NDE orekt 8_ 
10 KreuzveneilerntUCk 
11 Thefmoslat 2stufig 
12 Stchert'oettsthermostat 
13 ThemlostatlSChe MISChbattene 
14 Abgasstutzen 
15 Breonkammer 
16 lsoliermatenal 
17 SlCherhertsvenw-AbIasha/TI 
t 8 tJmerI<t>Ioch 
19 Kraftstoffbehalter 
20 Kraftstoff-Ansaugleltung 
21 Kraftstoff·RUcklauf\e!1ung 
22 Brenner 
23 elektr. Kraftstoffvorwarmung 
24 Rohrsd"llage 
25 Thermostat 
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Kommunikationssystem Fernmeldedienst 

Die Einheiten des Katastrophenschutzes Sind in neun Fach­
dienste mit abgegrenzten AufgabenbereIchen eongeteo~. 
Eine wichtige Aufgabenstellung ,n dleS6lTl umfangreichen 
HIlfssystem hat dabei der Fernmeldedienst. 
Seine taktische Einheit ist der Femmeldezug mrt eoner Perso­
naJstärke von 25 Helfern. Die materielle Ausstellung des Zu­
ges ermöglicht es, ausgefallene FernrneIdeeinti zu 
ersetzen lXld zu betreibell SOWIe zusätzliche Femmeldeier­
bindungen herzustelen, zu betl'9lben und zu lIlterhaIten. 
Regelmäßige Ausbildungswranst~ngen und Übungen 
sollen die leistungsfähigkeit der Einheit sicherstellen. Unser 
Heiblid und die Fotos auf dieser Seite Z8Igen den 2. Fern­
meIdezl '9 des Rhein-Sieg-Kreises (NRW) wiIIVWld _ 
Übung. Der Zug ist in der Trägerschaft des Malteser-Hilfs­
dMlnstes und in WOfITl8ISdorf bei Meckenheim stationiert. 
WI9 WIChtig solche Übungen für die EinsatzbereItsc des 
Femmeldezuges sind, zeigte sich bei der als .NebeIkata­
strophe' bezeichneten schweren UnfaIIserie auf der Auto­
bahn A 61 in Höhe von SWistaI-Miei am 11. Januar 1985. 
Hier veI1egte der MHD-Fernmeldezug eine Femspnechlel­
tung im Feldkabeibat I von eonem Wohnhaus in Miel Zur 
Technischen Einsatzleitung (TEL). 


